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1. Zeichen: Die Verdrängung

1.1 Schulen im Geflecht sozialräumlicher Strukturen

Bildung ist das Zauberwort, das hoffen lässt, die aufge-
klärte Persönlichkeit zu schaffen und diese gegen vorde-
mokratische Gesinnung und postdemokratische Fehlent-
wicklungen immunisieren zu können. 

Bildung war einmal das Privileg des Bürgertums, Bil-
dung wurde dann in der sich demokratisch entwickelnden
Gesellschaft ein Angebot, Bildung ist heute ein Muss für
alle, um in der Welt der neuen Technologien, des digitalen
Populismus und der digitalen Gewalt unbeschadet teilha-
ben und bestehen zu können. 

In der deutschen Bildungslandschaft sollen daher in
diesem Dreisprung Bildung-Zukunft-Schule die Eckpunk-
te, Entwicklungsverläufe und -perspektiven und die Um-
felder der gegenwärtigen und zukünftigen Bildungs- und
Schullandschaften ausgeleuchtet werden:

- Kritische Bestandsaufnahme des Entwicklungsver-
laufes der Bildungsangebote in Deutschland, ihrer Effi-
zienz auf dem Prüfstand zwischen Erwartungen und Er-
gebnissen und ihrer Verträglichkeit mit dem gesellschaftli-
chen Anspruch von Teilhabe und Chancengerechtigkeit;

- welche Veränderungsmöglichkeiten, -notwendigkei-
ten werden den zukünftigen Entwicklungsverlauf der Bil-
dungsangebote in Deutschland bestimmen;

- worauf muss sich das System Schule in Deutschland
einstellen, wo liegen die Schwächen der Schulangebote,
wie muss sich Schule zukünftig darstellen;

- kann die Schule diesem Anspruch gerecht werden
oder wird sie ohne Beistand die Wiege von Ungerechtig-
keit und Versäumnis bleiben?
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Und bei all diesem Antworten suchenden Streben wird
der Fragende auf einen stets wiederkehrenden Vorgang
stoßen, nämlich  die Kunst des Vergessens, die Menschen
- aktiv oder passiv in Gang gesetzt - widerfahren kann; so
wie die Kunst die Fähigkeit ist, etwas (aktiv) zu tun oder
die Möglichkeit, etwas (passiv) zu unterlassen.

Die Synonyme für Vergessen können in dreifach ge-
stufter Hinsicht das Handeln des Menschen beschreiben:

- entfallen, aus dem Gedächtnis verloren oder nicht
mehr in Betracht kommen,

- ignorieren, nicht beachten, nicht mehr zur Kenntnis
nehmen,

- missachten, bewusst ignorieren, gering schätzen.

Mit diesen Fragen nach dem Zustand der deutschen Bil-
dungslandschaft können nun - am Beispiel der Schulent-
wicklung im Land Nordrhein-Westfalen - die regional und
schulformspezifisch unterschiedlichen Anteile der Schüler
mit Migrationshintergrund als das entscheidende Merkmal
einer Integrations- und Infrastrukturherausforderung für
die Schulentwicklung in den Vordergrund einer Bestands-
aufnahme und der Schlussfolgerungen gerückt werden.

In Nordrhein-Westfalen versorgen 2.747 öffentliche
Grundschulen 623.815 Schüler, von denen 257.831 Schü-
ler (41%) einen Migrationshintergrund haben. 

öffentliche Grundschulen* in Nordrhein-Westfalen (Schuljahr 2016/17)
Schultyp Klassen- Schüler davon mit

Zuwanderungsquote Schulen Klassen frequenz insg. Zuwanderungsgeschichte S
55% u. höher 687 6.932 23,5 162.756 114.775 70,5%
38% - 55% 687 6.955 23,9 166.258 76.048 45,7%
23% - 38% 687 6.588 23,5 154.910 47.553 30,7%
unter 23% 686 6.033 23,2 139.891 19.455 13,9%

Grundschulen insg. 2.747 26.508 23,5 623.815 257.831 41,3%
Datenquelle: IT.NRW * nicht gerechnet 60 private Grundschulen
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In jeder vierten Grundschule übersteigt der Anteil der
Schüler mit Migrationshintergrund 55%: In diesem Grund-
schultyp erreicht der mittlere Anteil dieser Schüler sogar
71%, Schüler ohne Migrationshintergrund sind hier deut-
lich in der Minderheit. Auf der anderen Seite hat jede vier-
te Grundschule in Nordrhein-Westfalen einen Anteil der
Schüler mit Migrationshintergrund von höchstens 23%: In
diesem Grundschultyp erreicht der mittlere Anteil dieser
Schüler nur 14%, Schüler ohne Migrationshintergrund sind
hier weithin in der Mehrheit.

So spiegeln sich in den Grundschulen die gegenwärtigen
Segregationsverhältnisse in Deutschland, hier am Beispiel

mittlerer Anteil der Schüler mit Migrationshintergrund 
im Grundschultyp mit sehr niedrigem Zuwanderungsanteil

(unter 23%)

Schüler mit Migrationshintergrund

Schüler ohne Migrationshintergrund
14,0%

86,0%

mittlerer Anteil der Schüler mit Migrationshintergrund 
im Grundschultyp mit sehr hohem Zuwanderungsanteil

(55% und höher)

Schüler mit Migrationshintergrund

Schüler ohne Migrationshintergrund
71,0%

29,0%
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im Land Nordrhein-Westfalen betrachtet. Aber gibt es An-
haltspunkte, die erkennen lassen, dass die Grundschule
solchen ursächlich doch sehr ungleichen Rahmenbedin-
gungen für die Bildungsteilhabe gegenwirken kann? Die
gleichen mittleren Klassenfrequenzen in den vier Grund-
schultypen unterschiedlicher Zuwanderungsanteile lassen
das doch bezweifeln. 

In Nordrhein-Westfalen bleiben die kommunalen Schulträ-
ger und die Schulaufsicht im Hinblick auf die Klassenbil-
dung offensichtlich wenig beeindruckt davon, ob in einer
Grundschule fast drei Viertel der Schüler einen Migra-
tionshintergrund haben oder in einer Grundschule nur ei-
ner von sieben Schülern. Denn ungeachtet dieser doch sehr
unterschiedlichen Migrationsquoten sind in allen vier aus-
gewiesenen Schulgruppen jeweils hohe Klassenfrequenzen
von rund 24 Schülern je Klasse anzutreffen. Der Befund
zeigt in zweifacher Hinsicht das bisherige Ergebnis einer
doch sehr fragwürdigen Entwicklung:

- Das Instrument flexibler Klassenfrequenzen als
Merkmal integrativen Bemühens wird nicht eingelöst und

- Schule ist nicht in dem Sinne Antwort auf Segrega-
tionsprobleme, dass sie in Stand gesetzt ist, der sozio-kul-
turellen Segregation entgegenzuwirken, sondern doch nur
ein Spiegel der Gesellschaft, weil sie dazu beiträgt, die so-
zio-kulturelle Segregation zu erhalten und damit sogar
noch zu verfestigen.

Wenn an sozialräumlich relevanten Daten hier allein das
Merkmal des Migrationshintergrundes zählen kann, so
sollte dies nicht die Aussagekraft der Befunde schmälern.
Zwar könnten weitere Sozialdaten sehr hilfreich sein, aber
sie sind in der Schulstatistik rar geworden. Denn wir befin-
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den uns gegenwärtig in sehr paradoxen Entwicklungsströ-
mungen: Einerseits bestimmen (und hemmen) immer weit-
reichendere Regelungen eines berechtigten Datenschutzes
den möglichen Erkenntnishorizont sozialräumlicher Unter-
suchungen, andererseits kommunizieren immer mehr Men-
schen unbedarft und gleichgültig mit einer digitalen Daten-
flut ihrer Intimsphäre.

Zwar war 'früher alles schlechter', aber manches einfa-
cher: So war in jedem Klassenbuch einer Schule der Be-
rufs des Vaters vermerkt. Noch - oder schon je nach Blick-
winkel - in den 60-er Jahren war mit Fug und Recht zu be-
legen, dass in Deutschland das in der Bildungsteilhabe am
meisten benachteiligte Kind die katholische Arbeitertoch-
ter im bayerischen Wald war.

Tino Bargel und andere (auch der Autor dieser Unter-
suchung) hatten vor nun schon vierzig Jahren mit dem Be-
griff Soziotop die sozialen Umgebungsfaktoren im Prozess
der kindlichen Sozialisation beschrieben: "Das vorliegende
Gutachten zur Schulentwicklungsplanung in Nordrhein-
Westfalen greift Probleme und Aufgaben der Schulent-
wicklungsplanung in den 80er Jahren auf, beschreibt Pla-
nungsverfahren, nennt die Schulentwicklungsplanung be-
stimmenden Elemente und Kriterien und stellt die demo-
graphische und schulische Lage der Gemeinden dar."
(Auszug aus dem Vorwort zu Bargel/Kuthe/Schober/Höl-
le: Gutachten zur Schulentwicklungsplanung in Nordrhein-
Westfalen, Schöningh, 1981).

Die kommunalen Schulträger als lokale Kenner, aber ohn-
mächtig, weil rat- und zumeist machtlos mit dem Segrega-
tionsgeschehen in ihrer Kommune konfrontiert, müssen
stärker in das schulaufsichtliche Verantwortungsbewust-
sein eingebunden werden. Mit schulentwicklungsplane-
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risch begründeten sozialräumlichen Untersuchungsbefun-
den sollten die Schulträger auf wichtige Merkmale der
Schulentwicklung wie die der Lehrkräftebesetzung in ih-
ren Schulen zielsicher und -orientiert maßgebend Einfluss
nehmen können, um über die Schulen möglichst alle Kin-
der wie auch deren Familien für ein bildungsaufgeschlos-
seneres Interesse zu gewinnen - womit dann auch ein
wichtiger Schritt zur Überwindung der gegenwärtig kaum
noch zu vertretenen Trennung von "innerer" und "äußerer"
Schulangelegenheit getan wäre, auch eingedenk der Erfah-
rung, dass ortsnahes Erleben problematischer gesellschaft-
licher Situationen und Strukturen mehr zu den notwendi-
gen Lösungsschritten befähigt, als dies jemals administra-
tive Setzung vermocht hat.

Es stellt sich dann die Frage, ob und wie sich sozialräum-
lich unterschiedliche Umfelder stadt-/gemeindetypisch ab-
weichend darstellen. In Nordrhein-Westfalen lebt fast je-
der zweite Grundschüler (45%) in einer Großstadt, die an-
dere Hälfte in einer größeren oder kleineren Mittelstadt
(41%) oder in einer kleinen Kommune (14%).

mittlerer Anteil der Grundschüler mit Migrationshintergrund
- nach Stadt-/Gemeindetyp (Einwohnerzahl) -

mit Migrationshintergrund

ohne Migrationshintergrund 49%51%
42%

58%

34%

66%

28%

72%

100.000
u.m.

50 -
100.000

20 -
50.000

unter
20.000
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Und in den großstädtischen Grundschulen hat jedes zweite
Kind einen Migrationshintergrund (49%), in den größeren
Mittelstädten sinkt der Anteil dieser Kinder auf 42%, in
den kleineren Mittelstädten auf 34% und in den kleinen
Kommunen auf 28% der Kinder.

Und wieder zeigen sich hinsichtlich der mittleren Klassen-
bildung auch bei den verschiedenen Stadt-/Gemeindetypen
ungeachtet ihrer sehr unterschiedlichen Anteile der Kinder
mit Migrationshintergund keine abweichenden mittleren
Klassenfrequenzen - im Gegenteil: Die von der Landge-
meinde bis zur Großstadt geringfügig ansteigenden mittle-
ren Klassenfrequenzen sind eher der steigenden Siedlungs-
dichte dort und den Bemühungen zum Erhalt des Schulbe-
standes in den ländlichen Regionen geschuldet.

Nun findet man in jedem der vier Stadt-/Gemeindetypen
in dem jeweiligen Spektrum unterschiedlicher Anteile von
Kindern mit Migrationshintergrund sogar Grundschulen,
die ausschließlich Schüler mit Migrationshintergrund un-
terrichten, wie auch Grundschulen, die ausschließlich von
Schülern ohne Migrationshintergrund besucht werden.
Den Unterschied zwischen den vier Stadt-/Gemeindetypen
macht die Bestandsdichte der Grundschulen mit einem
über dem Landesdurchschnitt von 41% liegenden Anteil

öffentliche Grundschulen in Nordrhein-Westfalen (Schuljahr 2016/17)
Stadt-/Gemeindetyp Klassen- Schüler davon mit
Einwohnerzahl Schulen Klassen frequenz insg. Zuwanderungsgeschichte m
100.000 u.m. 1.173 11.750 23,9 281.372 139.089 49,4%
50 - 100.000 491 4.617 23,7 109.255 45.400 41,6%
20 - 50.000 680 6.399 23,2 148.744 50.046 33,6%
unter 20.000 403 3.742 22,6 84.444 23.296 27,6%

Grundschulen insg. 2.747 26.508 23,5 623.815 257.831 41,3%
Datenquelle: IT.NRW
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der Schüler mit Migrationshintergrund: So haben fast zwei
Drittel (61%) der Grundschulen in den Großstädten einen
überdurchschnittlichen Anteil der Schüler mit Migrations-
hintergrund, dagegen verringert sich der Anteil dieser
Schulen in den größeren Mittelstädten auf weniger als die
Hälfte (45%), in den kleineren Mittelstädten auf weniger
als ein Drittel (29%) und in den kleinen Kommunen auf
nur noch jede sechste Grundschule (16%).

Da in Nordrhein-Westfalen bald jeder zweite Grundschü-
ler (45%) in einer Großstadt (mit 100.000 und mehr Ein-
wohnern) lebt und hier jeder zweite Grundschüler (49%)
einen Migrationshintergrund hat, will die weitere Frage
beantwortet sein, in welchen Ausprägungen sich die groß-
städtischen sozialräumlichen Strukturen darstellen.

Auch wenn die Großstädte insgesamt einen hohen
mittleren Anteil der Grundschüler mit Migrationshinter-
grund haben, zeigen doch auch die Großstädte ein weit ge-
fächertes Spektrum unterschiedlicher sozialräumlicher
Strukturen, in noch extremeren polaren Positionen dicho-
tomer Ausprägung als in den Mittel- und Kleinstädten.

In jeder vierten großstädtischen Grundschule haben
mehr als zwei Drittel (66% und höher) der Schüler einen
Migrationshintergrund. In diesem Grundschultyp mit sehr
hohem Zuwanderungsanteil erreicht der mittlere Anteil
dieser Schüler 79%, so dass die Schüler ohne Migrations-
hintergrund hier in einer schon sehr problematischen Min-
derheit sind, denn hier werden - auf die durchschnittliche
Klassengröße übertragen - neben 19 Schülern mit oftmals
unterschiedlichem Migrationshintergrund nur noch 5
Schüler ohne Migrationshintergrund unterrichtet.

Auf der anderen Seite erreicht dann aber auch in jeder
vierten großstädtischen Grundschule der Anteil der Schü-
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ler mit einem Migrationshintergrund höchstens 33%. In
diesem Grundschultyp mit sehr niedrigem Zuwanderungs-
anteil liegt der mittlere Anteil dieser Schüler bei nur 20%,
so dass dort die Schüler ohne Migrationshintergrund weit-
hin in der Mehrheit sind, denn hier sitzen - auf die durch-
schnittliche Klassengröße übertragen - neben 19 Schülern
ohne Migrationshintergrund nur 5 Schüler mit einem Mi-
grationshintergrund.

In zweifacher Hinsicht sind die Ergebnisse dieses Befun-
des sehr bemerkenswert, zum einen aufgrund der gleich-
mäßigen Verteilung der Zuwanderungsanteile in den groß-
städtischen Grundschulen auf alle nur möglichen Quoten-
größen und zum anderen damit einhergehend eben auch

öffentliche Grundschulen in Nordrhein-Westfalen (Schuljahr 2016/17)
- Grundschulen in Großstädten -

Schultyp Klassen- Schüler davon mit
Zuwanderungsquote Schulen Klassen frequenz insg. Zuwanderungsgeschichte m

66% u. höher 294 2.988 23,4 69.797 55.295 79,2%
49% - 66% 293 3.008 24,0 72.119 41.072 57,0%
33% - 49% 293 2.924 24,1 70.518 28.649 40,6%
unter 33% 293 2.830 24,4 68.938 14.073 20,4%

Grundschulen insg. 1.173 11.750 23,9 281.372 139.089 49,4%
Datenquelle: IT.NRW

mittlerer Anteil der Grundschüler mit Migrationshintergrund 
- in Großstädten nach Schultyp Zuwanderungsquote -

mit Migrationshintergrund

ohne Migrationshintergrund

79%

21%

57%
43% 41%

59%

20%

80%

66% u.
höher

49% -
66%

33% -
49%

unter 33%
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angesichts der Besetzung extremer Positionen grenzwertig
höchster und niedrigster Zuwanderungsquoten.

Darf es sein, dass in Grundschulklassen 21 Kinder mit Mi-
grationshintergrund und nur drei Kinder ohne Migrations-
hintergrund unterrichtet werden - ohne dass die Klassen-
frequenz eine bessere Lehrkraftbesetzung erkennen lässt?

öffentliche Grundschulen in Nordrhein-Westfalen (Schuljahr 2016/17)
- Grundschulen in Großstädten -
Zuwanderungsquote Schulen Klassen Frequenz Schüler insg. davon mit Zuwanderung m

80+% 120 1.215 23,4 28.457 25.220 88,6%
70-80% 113 1.154 23,2 26.826 20.207 75,3%
60-70% 164 1.715 23,8 40.743 26.355 64,7%
50-60% 168 1.686 24,0 40.395 21.881 54,2%
40-50% 177 1.778 24,4 43.343 19.443 44,9%
30-40% 182 1.807 24,0 43.287 15.241 35,2%
20-30% 128 1.217 24,3 29.520 7.392 25,0%
-20% 121 1.178 24,4 28.801 3.350 11,6%

Grundschulen insg. 1.173 11.750 23,9 281.372 139.089 49,4%
Datenquelle: IT.NRW

mittlere Schülerzahl mit Migrationshintergrund in den
Grundschulklassen der Großstädte

- nach Schultyp gemessen an der Zuwanderungsquote -

mit Migrationshintergrund ohne Migrationshintergrund

3 22

6 18

8 16

11 13

13 11

15 8

18 6

21 380+%

70-80%

60-70%

50-60%

40-50%

30-40%

20-30%

-20%

11



1.2 Bildungsteilhabe als Spiegel sozialer Ungleichheit 

Im zweiten Schritt der Untersuchung wird die Frage zu
klären sein, inwieweit diese Befunde zur Ausgangslage der
Rahmenbedingungen im Grundschulbereich die weiterfüh-
rende Bildungsteilhabe bestimmen.

Deutschland hat sich immer noch nicht als ein Einwande-
rungsland mit hierzu entwickelten Akzeptanz- und Integra-
tionsstrategien begriffen. Denn es behandelt zugewanderte
Menschen nach wie vor als - früher angeworbene, heute
oft geflüchtete - "Gastarbeiter", in der Vorstellung und
Hoffnung, irgendwann werden sie doch wieder mit ihren
Familien in ihre Herkunftsländer zurückkehren. Und die
Politik hat es bis heute versäumt, dies zu berichtigen und
aufklärend zu wirken.

Schon die Ergebnisse der PISA-Studie im Jahr 2000
hatten auf das bereits länger bestehende Problem der Bil-
dungsarmut (Bildungsferne) in Deutschland aufmerksam
gemacht. Und noch der UN-Bildungsbericht (UN 2007)
kritisierte die nach wie vor bestehende Chancenungleich-
heit des deutschen Schulsystems. Durch die frühe Auftei-
lung der Schüler in Hauptschule, Realschule und Gymna-
sium sei die schulische wie auch die berufliche Laufbahn
schon vorbestimmt. Insbesondere Kinder mit einem Mi-
grationshintergrund, einer Behinderung oder aus sozial
schwachen Familien werden dadurch diskriminiert, da sie
an Hauptschulen überpräsentiert und an Gymnasien unter-
präsentiert seien.

Seither hat sich noch nicht viel geändert, nach wie vor
bestimmt in Deutschland die sozio-kulturelle Herkunft, ob
jeder zweite Grundschüler (46%) oder weniger als ein
Drittel der Grundschüler (31%) das Gymnasium besucht.
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Dagegen erhöhen sich mit steigendem Migrationsanteil der
Schüler die Übergangsquoten für die Schulformen Haupt-
und Realschule von 21% auf 33% und für die Gesamtschu-
le (einschließlich Sekundarschule) von 33% auf 37% - in
der Summe von 54% auf 69% der Schüler. 

(Hinweis: Gezählt sind die Übergänge von den zuvor defi-
nierten Grundschulen zum Schuljahr 2016/17 aus dem 4.
Grundschuljahrgang 2015/16 in weiterführende Schulen
innerhalb von Nordrhein-Westfalen - ohne Gemeinschafts-
schule, auf deren schulgesetzliche Einführung mit dem
Schulkonsens 2011 zugunsten der Sekundarschule verzich-
tet wurde, Primus-Schule, die als Schulversuch an 5 Schul-
standorten über den Versuchszeitraum hinaus nicht fortge-
führt wird und Übergänge in den Sekundarbereich von
Freien Waldorfschulen und Förderschulen.)

Verteilung der Grundschüler beim Übergang in die Sekundarstufe
- nach Schultyp Zuwanderungsquote der Grundschule  -

55% u. m. 38% - 55% 23% - 38% unter 23%

33%
24%

20% 21%

37% 34% 33% 33% 31%

41%
47% 46%

Real-/Hauptschule Gesamtschule°° Gymnasium
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In gewisser Weise könnte diese Entwicklung auch zu der
gefälligen Interpretation führen, dass von der Schüler-
schaft mit einem sehr hohen Migrationsanteil (mehr als
55%) zum einen nur noch 33% die Haupt- und Realschule,
zum anderen mit der Gesamtschule (und Sekundarschule)
nun schon 37% - ungeachtet ihrer Grundschulempfehlung
- ein integriertes Schulangebot besuchen, die Kritik des
UN-Bildungsberichtes (UN 2007) somit entkräftet sei,
weil in der Gesamtschule ja nun für jeden Schüler alle Ab-
schlussmöglichkeiten offen stehen. 

Aber weit gefehlt, denn diese Entwicklung behebt
nicht den Kern der Kritik an der Chancenungleichheit des
deutschen Schulsystems, denn wie sieht es dann mit der
Beständigkeit und vor allem dem erfolgreichen Abschluss
dieser Bildungsteilhabe aus (hierzu an späterer Stelle)?

Außerdem sollte daran erinnert werden, dass die
Schulform Gesamtschule in Deutschland jahrzehntelang
gegen erbitterten bildungspolitischen Widerstand kämpfen
musste und nun ihre (immer noch zum Teil zögerliche)
Akzeptanz weniger dem politischen Verständnis als viel
mehr dem Nachfragedruck der Eltern zu verdanken ist.

Denn das Ergebnis dieser schulformbezogenen Schü-
lerverteilungen nach der Grundschule wird auch von den
noch verbleibenden lokalen Wahlmöglichkeiten bestimmt.
So hat sich in Nordrhein-Westfalen die Zahl der Haupt-

Übergänge von den Grundschulen in Nordrhein-Westfalen 2016/17
Grundschule Übergänge -> 5. Jgh.

Schultyp° Real-/Hauptschule Gesamtschule°° Gymnasium insg.
55% u. m. 12.173 32,5% 13.765 36,8% 11.493 30,7% 37.431

38% - 55% 9.442 24,4% 13.253 34,3% 15.924 41,2% 38.619
23% - 38% 7.435 20,4% 12.044 33,0% 17.008 46,6% 36.487
unter 23% 7.027 21,2% 10.807 32,6% 15.355 46,3% 33.189

Grundsch. ∑ 36.077 24,8% 49.869 34,2% 59.780 41,0% 145.726
° nach Zuwanderungsquote °° einschl. Sekundarschule
Datenquelle: IT.NRW
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schulangebote inzwischen von 725 auf 179 Schulen (auf
nur noch ein Viertel des Bestandes zehn Jahre zuvor) und
die Zahl der Realschulangebote von 555 auf 371 Schulen
(auf nur noch zwei Drittel des Bestandes zehn Jahre zuvor)
verringert. In der Folge hatten dann im Schuljahr 2016/17
schon drei kreisfreie Städte und vier Kreise in Nordrhein-
Westfalen überhaupt kein Hauptschulangebot mehr.

Der Blick in die großstädtischen Grundschullandschaften
weist einen noch krasseren Missklang von Migration und
Integration auf: 

- Von dem Viertel der Grundschulen mit sehr hohem
Migrationsanteil (66% und höher) werden nur 28% der
Schüler am Gymnasium angemeldet; in dem Viertel der
Grundschulen mit sehr niedrigem Migrationsanteil (unter
33%) ist der Anteil der Gymnasiasten dagegen mit 57%
doppelt so hoch;

- entsprechend verringert sich hier sowohl der Anteil
der Übergänge zur Gesamtschule (von 37% auf 25%) als
auch der Anteil der Übergänge zur Haupt- und Realschule
(zusammen von 35% auf nur noch 18%).

Sekundarstufenschulbestand in Nordrhein-Westfalen

Hauptschule

Realschule

Gesamt-/Sek.schule

Gymnasium

725
555

217

627

179
371

447
617

2006 2016
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Insofern belegt dieser Befund, dass die Kritik des UN-Bil-
dungsbericht (UN 2007) an der Chancenungleichheit im
deutschen Schulsystem nach wie vor zutrifft. Es darf nicht
sein, dass noch nach vier Grundschuljahren Kinder mit ei-
nem Migrationshintergund so abgehängt sind (oder wer-
den), dass sie nicht annähernd die Bildungschancen der
Kinder ohne Migrationshintergund erreichen.

Die unerbittliche Logik einer verdrängt wuchernden
Bildungsungerechtigkeit zeigt sich nämlich noch deutli-
cher, wenn der ganze Fächer der Zuwanderungsquoten
aufgespannt wird.

Übergänge von den Grundschulen in Nordrhein-Westfalen 2016/17
- Grundschulen in Großstädten -

Grundschule Übergänge -> 5. Jgh.
Schultyp° Real-/Hauptschule Gesamtschule°° Gymnasium insg.
66% u. m. 5.550 35,3% 5.825 37,0% 4.366 27,7% 15.741

49% - 66% 4.608 28,1% 5.547 33,9% 6.226 38,0% 16.381
33% - 49% 3.681 22,6% 4.808 29,5% 7.795 47,9% 16.284
unter 33% 2.879 18,1% 3.937 24,8% 9.079 57,1% 15.895

Grundsch. ∑ 16.718 26,0% 20.117 31,3% 27.466 42,7% 64.301
° nach Zuwanderungsquote °° einschl. Sekundarschule
Datenquelle: IT.NRW

Verteilung der Grundschüler beim Übergang Sekundarstufe 
- Schultyp Zuwanderungsquote der Grundschule in Großstädten -

66% u. m. 49% - 66% 33% - 49% unter 33%

35%
28%

23% 18%

37% 34% 30%
25% 28%

38%
48%

57%

Real-/Hauptschule Gesamtschule°° Gymnasium
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Es wäre auch müßig, über das Leistungsvermögen von
Kindern mit oder ohne Migrationshintergund zu sinnieren,
aber jedem Akteur im Bildungsgeschehen, ob in der Päda-
gogik oder in der Politik, sollte bewusst sein, dass - in An-
lehnung an die juristische Entscheidungsregel "in dubio

Übergänge von den Grundschulen in Nordrhein-Westfalen 2016/17
Grundschule Übergänge -> 5. Jgh. - Grundschulen in Großstädten -

Schultyp° Hauptschule Realschule Gesamtschule°° Gymnasium insg.
90 - 100% 227 9,4% 766 31,9% 854 35,5% 558 23,2% 2.405
80 - 90% 273 6,9% 1.096 27,8% 1.588 40,3% 980 24,9% 3.937
70 - 80% 476 7,7% 1.657 26,9% 2.249 36,5% 1.776 28,8% 6.158
60 - 70% 617 6,7% 2.302 24,9% 3.234 35,0% 3.083 33,4% 9.236
50 - 60% 322 3,5% 2.118 23,3% 2.958 32,6% 3.681 40,5% 9.079
40 - 50% 275 2,7% 2.047 20,3% 3.199 31,8% 4.551 45,2% 10.072
30 - 40% 280 2,8% 1.846 18,5% 2.746 27,6% 5.081 51,0% 9.953
20 - 30% 118 1,7% 1.015 15,0% 1.837 27,1% 3.809 56,2% 6.779
10 - 20% 73 1,8% 723 17,8% 930 22,9% 2.328 57,4% 4.054

unter 10% 40 1,5% 447 17,0% 522 19,9% 1.619 61,6% 2.628
Grundsch. ∑ 2.701 4,2% 14.017 21,8% 20.117 31,3% 27.466 42,7% 64.301
° nach Zuwanderungsquote °° einschl. Sekundarschule
Datenquelle: IT.NRW

Verteilung der Grundschüler beim Übergang in die Sekundarstufe
- nach Grundschultyp Zuwanderungsquote in Großstädten -

Real-/Hauptschule Gesamtschule°° Gymnasium

41%
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23%

35%

40%
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35%

37%

29%
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pro reo" - jedem Kind gleich welcher sozialen, sprachli-
chen und kulturellen Herkunft bei der Einschulung die
gleichen Lern- und Leistungschancen geboten werden
müssen.

Leider steht es außer Frage, dass schon bei der Ein-
schulung große Bildungsdefizite bestehen. Aber kann die
Schule dem Anspruch, diese Bildungsdefizite abzuarbei-
ten, überhaupt gerecht werden oder wird sie - ohne Bei-
stand immer mehr befrachtet mit dem Auftrag zur Korrek-
tur gesellschaftlicher Unzulänglichkeiten - ohnmächtig
Ungerechtigkeit und Versäumnis transponieren:

- Können Grundschulen in problematischen soziokul-
turellen Umfeldern mit noch mehr Ausgaben je Schüler
höhere Kompetenzstände erreichen? Oder wären die
Grundschulen auch mit besserer personeller und räumli-
cher Ausstattung grundsätzlich überfordert, weil die Kin-
der ohne Rücksicht auf ihre Schulfähigkeit nach Schulge-
setz eingeschult werden und die im soziokulturellen Um-
feld vorhandenen und fortbestehenden Bildungsdefizite in
der viel zu kurzen Zeit von nur vier Grundschuljahren
nicht aufgefangen werden können?

- Könnte für Grundschulen in problematischen sozio-
kulturellen Umfeldern die Wiederbelebung eines Vor-
schulsystems hilfreich sein, das sie in die Lage versetzen
würde, mit umfassenden Integrationsangeboten bis in die
Elternhäuser hinein wirken und damit die sich auftürmen-
de Bugwelle von Bildungsdefiziten frühzeitiger eindäm-
men zu können?

Doch das deutsche Bildungs- und Schulsystem gründet
nach wie vor zu fahrlässig auf den zwei Pfeilern Schule
und Elternhaus. In der Folge müssen im Hinblick auf die
Bildungsbereitschaft und das Bildungsvermögen die ersten

18



sechs Lebenjahre zu vieler Kinder unwiderruflich als ver-
lorene Lebensjahre eingestuft werden. 

Entgegen der gängigen Lehrmeinung ist daher eine
frühzeitigere und konsequentere Hinführung zur Schulfä-
higkeit sehr viel wichtiger als die zu späten und damit
letztlich ineffizienten Diffenzierungsbemühungen in der
sehr knapp bemessenen Grundschulzeit ebenso wie in den
folgenden Schuljahren der Sekundarstufe.

Wenn im deutschen Bildungssystem endlich erkannt
wird, dass die Grundschule die erste und damit die ent-
scheidende schulische Weichenstellung ist, muss ihr mit
zügigen Reformschritten die ihr gebührende Wertschät-
zung verschafft werden: Mit mehr und höher besoldetem
Personal, mit pflichtigem Ganztagunterricht in entspre-
chend räumlicher Ausstattung, mit pflichtigem vorschuli-
schen Übergang von der Kindertagesstätte (und natürlich
auch pflichtigem Kindertagesstättenbesuch). 

Sonst bliebe nur noch weiter die resignierende Fest-
stellung: "Schulen sollen alles ausbaden, was die Gesell-
schaft liegen lässt" (heute-show ZDF, 13.04.2018). 

Oder sollte man böswillig unterstellen, dass eine kapi-
talistisch manipulierte Gesellschaft ein Bildungs- und
Schulsystem aufrechterhält, das den Fortbestand eines ge-
ringverdienenden Proletariats garantiert? Diese unheilvoll
sich drehende Spirale muss aufgebrochen werden: Armut
macht dumm, Dummheit macht arm.

Der erste Irrtum unseres Bildungssystems ist der Glau-
be, dass ungeachtet ihres soziokulturellen Umfeldes und
ihrer Herkunft alle Kinder mit sechs Jahren schulfähig wä-
ren. Der zweite Irrtum unseres Bildungssystems folgt dann
zehn Jahre später, nämlich mit der im 21. Jahrhundert
längst überholten Vorstellung, dass Jugendliche mit 16
Jahren berufsfähig wären und sich wie in früheren Zeiten
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problemlos in das Ausbildungs-, Arbeits- und Beschäfti-
gungssystem integrieren ließen.

Die Ausformung der disparaten Entwicklung der sozio-
kulturell bedingten Bildungsperspektiven im Primarbe-
reich findet unter den gegebenen Rahmenbedingungen
zwangsläufig ihre Fortsetzung im Sekundarbereich - solan-
ge sich die Rahmenbedingungen im Primarbereich nicht
verändern: Die Grundschule kann nicht, die Sekundarstu-
fenschulen wollen dann nicht mehr gegensteuern.

Das in seiner historischen Entwicklung verankerte
Selbstverständnis des in der Sekundarstufe (noch) geglie-
derten deutschen Schulsystems sieht sich nämlich immer
noch in der Tradition eines ständegesellschaftlich organi-
sierten Bildungssystems, weil es auf die - wie beschrieben
- begrenzten Möglichkeiten der Grundschule in ihrer ge-
genwärtigen Verfassung, Bildungsdefizite schon frühzeitig
abbauen zu können, nicht anders reagieren kann. 

Und mit dem steigenden Bildungsbedarf des Bürger-
tums hatte sich in der deutschen Bildungs- und Schultradi-
tion zwischen Gymnasium und Volksschule eine mittlere
Schullaufbahn mit wechselnden Schulbezeichnungen ge-
schoben: Höhere Töchter- und Knabenschule, Stadtschule,
Bürgerschule, Rektoratsschule, Mittelschule, Realschule,
Sekundarschule, Gemeinschaftsschule.

Doch schon Wilhelm von Humboldt war kein Freund
solcher utilitaristisch ausgerichteten "Bügerschulen", er
setzte in seiner Bildungsreform vielmehr mit den zwei
Säulen Volksschule und Gymnasium auf eine allgemeine
und zweckfreie Menschenbildung (und erst danach sollten
die für die verschiedenen Berufe nötigen Spezialkenntnis-
se erworben werden) - es sollte auf Bildung und Leistung
ankommen, nicht mehr auf Herkunft und Stand. 
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Und die Volksschule wurde dann mit einer besseren
Honorierung der Lehrer und ihrer Ausbildung in Lehrerse-
minaren aufgewertet.

Heute könnte eine von Humboldt'sche Bildungsreform
wieder höchst aktuell sein, und zwar aus zwei wesentli-
chen Gründen. 

Zum einen schafft der gesellschaftliche Bildungsdruck
(und weniger eine vorausschauende Bildungsplanung) die
strukturellen Voraussetzungen für eine überfällige Bil-
dungsreform, indem er das Gymnasium zulasten von
Haupt- und Realschule erstarken lässt (und damit das ge-
gliederte Schulsystem sukzessiv aushöhlt) und zugleich
mit der Gesamtschule die moderne Version der alten
Volksschule (nun allerdings auch mit Oberstufe) als eine
zweite Bildungssäule akzeptiert - ganz im von Humboldt-
'schen Sinne mit dem Anspruch auf eine Förderung zur
besseren Allgemeinbildung in beiden Bildungssäulen.

Zum anderen bleibt jedoch nach wie vor festzustellen,
dass das deutsche Bildungssystem immer noch nicht den
demokratischen Ansprüchen gerecht wird, jedem Kind oh-
ne Ansehen von Herkunft und (Wohl-)stand faire Bil-
dungschancen zu sichern. 

Das deutsche Schulsystem ist im Sekundarbereich eine ge-
schlossene Anstalt und das nimmt seinen Anfang mit der
Zuweisung in die verschiedenen Schulformen, aus denen
es dann so gut wie kein Entrinnen mehr gibt.

Und wiederum nochmals spätestens an dieser Stelle
stößt der Betrachter auf den schon fahrlässig gewordenen
Umgang des deutschen Schulsystems mit dem ihm anver-
trauten Humankapital, denn es ist nicht länger zu akzeptie-
ren, wenn Heranwachsende aufgrund ihrer sozio-kulturel-
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len Herkunft vernachlässigt und ausgegrenzt in die berufli-
che Ausbildung weitergereicht werden, in der sie dann nur
noch wenige berufliche Lebenschancen haben - mit zu ge-
ringer Bildungsqualifikation wie auch Allgemeinbildung
im Sinne des Renaissance-Humanismus, der "optimisti-
schen Einschätzung der Fähigkeit der Menschheit, zu einer
besseren Existenzform zu finden" (Wikipedia).
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1.3 Gesamtschule: Auslöser und Träger des Wandels?

Im Hinblick auf die aufgezeigten Entwicklungslinien in
der Schullandschaft lohnt es sich, die Entwicklung der
"Abiturschulen" Gesamtschule und Gymnasium in den
Blick zu nehmen, weil die Bildungsentwicklung und -pla-
nung zukünftig nahezu ausschließlich von diesen beiden
Schulformen und dabei den Folgewirkungen von zwei bil-
dungsstrukturellen Effekten bestimmt sein werden.

Zum einen mehren sich bei Beteiligten und Betroffe-
nen die zunehmend besorgten Stimmen derer, die eine Sät-
tigung des universitären Ausbildungsmarktes befürchten:
Zu viele Abiturienten drängen in akademische Bildungs-
laufbahnen, zu viele sind dabei noch unschlüssig und zu
viele scheitern. Und es mehren sich die Zweifel auf der
gymnasialen Schiene derer, die nun angesichts der von ih-
nen verursachten Effekte die Sinnhaftigkeit dieser Ent-
wicklung infrage stellen. 

So fordert der Deutsche Philologenverband jüngst
wieder "strengere Abinoten" und schlägt auch vor, "die
Grundschulempfehlung sollte wieder verbindlicher wer-
den" (dpa-Meldung vom 09.01.2019). Abgesehen davon,
dass Grundschule und Gymnasium hier im gleichen Boot
sitzen, wenn es darum geht, dem Druck der Eltern stand-
halten zu können oder zu wollen, sollte sich das Gymnasi-
um darauf einstellen, dieses Problem doch selbst zu lösen
und nicht mit einer Verlagerung der Schuldzuweisung auf
die Weichenstellung in der Primarstufe die Verantwortung
auf diese zu übertragen. 

Denn eines ist sicher und das kann von jeder Grund-
schule bestätigt werden: Die Grundschulempfehlung ist
und kann nicht mehr sein als eine Momentaufnahme des
Entwicklungs- und Leistungsstandes eines 9-jährigen Kin-
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des, sie darf nicht als Kronzeuge für den Bildungserfolg
des Kindes haftbar gemacht werden. Und auch das kann
von jeder Grundschule bestätigt werden: Die Grundschul-
empfehlung versichert sich dabei perspektivisch zumeist
der Unterstützung durch das Elternhaus - ein unheilvoller
Beginn von Bildungslaufbahnen, bei denen Talent weniger
zählt als Herkunft.

Zum anderen werden Gesamtschule und Gymnasium sich
letztendlich neu positionieren müssen - und sie werden da-
bei aufeinander zugehen müssen. Wenn beide Schulfor-
men zum Abitur führen, so unterscheiden sie sich doch
aufgrund ihrer historischen Entwicklung in ihrem Selbst-
verständnis grundlegend. 

Die Gesamtschule war angetreten, dem gegliederten
Schulsystem eine Alternative entgegenzusetzen, in einer
integrierten Schulform wie es in früheren Zeiten die
Volksschule war, als noch das Gymnasium von allenfalls
einem Zehntel der Schüler besucht wurde.

Während aber nun das Gymnasium in Siebenmeilen-
schritten auf dem Wege ist, ungeachtet der zwischenzeit-
lich eingeführten - den Lernerfolg beschwerenden - Schul-
laufbahnverkürzung auf G8 bald jeden zweiten Schüler ei-
nes Jahrganges aufzunehmen, vertraut die Gesamtschule
bislang noch auf ihren G9-Vorteil und schliddert nun -
auch infolge der steigenden Zahl ihrer bald flächendecken-
den Angebote - allmählich in eine Konstellation, in der die
Möglichkeiten immer geringer werden, veritable Oberstu-
fengrößen bilden zu können. Und mit der allgemeinen
Rückstellung des Gymnasiums auf G9 wird sich diese
problematische Oberstufensituation der Gesamtschule per-
spektivisch noch dramatisch verschärfen.
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In der Tat sollte allmählich die Erkenntnis gereift sein,
dass in unserem Bildungs- und Schulsystem einiges schief
läuft, wenn bald jeder zweite Jugendliche als Gymnasiast
zu fast 90%-iger Sicherheit mit dem Abitur das allgemein
bildende Schulsystem verlässt. Es kann und darf nicht
sein, dass ein zunehmend größerer Anteil der Heranwach-
senden von den vielfältigen Berufs- und Arbeitsmöglich-
keiten der modernen Beschäftigungswelt ausgeschlossen
bleibt, weil diese Heranwachsenden allzu lang nicht die
Chance bekommen, mehr von diesen Berufs- und Arbeits-
möglichkeiten zu erfahren - und wenn, dann oft erst nach-
dem sie mit dem Versuch einer akademischen Bildungs-
laufbahn gescheitert sind. 

Das Gymnasium beharrt auf seinem Kanon und bindet
(wie heute alle Schulformen demographisch rückläufige
Schülerzahlen befürchtend) seine Schüler dann möglichst
bis zum Abitur an sich - und folgt damit auch gefällig den
akademisch orientierten Erwartungen deren Eltern.

Schulabschlüsse in Gesamtschulen und Gymnasien NRW 2016/17
(Datenquelle: IT.NRW)

HS/ohne

FOR/FHR

AHR
21%

42%
37%

3%

11%

87%
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25



Als stets wiederkehrende Entgegnung auf die Kritik am
gegliederten deutschen Schulsystem kommt dann der Hin-
weis auf die Durchlässigkeit zwischen den Schulformen,
die doch jedem Kind alle Möglichkeiten offen hält - ja
wenn denn dem so wäre. 

In Nordrhein-Westfalen sind schon im Schuljahr
2016/17 nur noch wenige Hauptschüler zu einer der ande-
ren Schulformen "aufgestiegen", auch nur wenige Real-
schüler zur Sekundarschule, zur Gesamtschule oder zum
Gymnasium umgestiegen. Der Hauptschüler, der es bis zur
7. Jahrgangsstufe nicht geschafft hat, zu einer der anderen
Schulformen "aufzusteigen" (nur 2,4% der Hauptschüler
schaffen das bis dahin), hat danach bis zum Ende der Se-
kundarstufe I so gut wie keine Chance mehr. Gleiches gilt
auch für Realschüler, von denen bis zur 7. Jahrgangsstufe
nur 1,2% zur Sekundarschule, zur Gesamtschule oder zum
Gymnasium umgestiegen sind. Im anderen Richtungs-
wechsel sind auch nur 1,5% der Realschüler zur Haupt-
schule und nur 1,4% der Gymnasiasten zur Realschule
"abgestiegen" (Datenquelle: IT.NRW). 

Das Bildungssystem erweist sich somit in der Sekun-
darstufe I seit vielen Jahren als äußerst schulformwechsel-
resistent, wobei die Abschottung gegen einen - sowohl ab-
stiegs- wie auch aufstiegsorientierten - Schulformwechsel
nicht nur dem zunehmenden Schülerbindungsstreben der
Schulformen, sondern auch dem zunehmend abweichen-
den Bildungsverhalten der Eltern in den sozio-kulturellen
Parallelgesellschaften geschuldet ist - sei es immer bil-
dungsambitionierter auf der einen Seite und bildungsindif-
ferent oder -resignierend auf der anderen Seite.

Wer will es auch einem wachsenden Anteil der Eltern
denn verübeln, wenn sie angesichts dieser Entwicklung -
mit Aufstiegschancen wie auch Abstiegsrisiken jeweils nur
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noch im untersten Segment einstelliger Prozentsätze - be-
müht sind, ihr Kind beim Übergang in die Sekundarstufe
von den unteren Bildungslaufbahnen fernzuhalten, um ihm
einen Platz in der oberen Bildungslaufbahn zu sichern. 

In den beiden zum Abitur führenden allgemein bildenden
Schulformen Gymnasium und Gesamtschule bleiben ge-
genwärtig insgesamt - bezogen auf die Abschlussjahr-
gangsstufe der Sekundarstufe I im Vorjahr - inzwischen
nun schon etwas mehr als die Hälfte (52%) der Schüler
dem allgemein bildenden Schulsystem für die Fortsetzung
ihrer Bildungslaufbahn in der Sekundarstufe II erhalten
(zehn Jahre zuvor waren es nur 42%).

Diese Entwicklung zeigt sehr deutlich die dramatisch
wachsende Sogwirkung des allgemein bildenden Schulsys-
tems zulasten des dann - im direkten Zugang nach dem
Abschluss der Sekundarstufe I - verbleibenden Schülerauf-
kommens für eine berufliche Ausbildung. 

Und der Trend zu den so veränderten Konstellationen
im Bildungs- und Ausbildungssystem lässt erkennen, wie
weit sich die zum Abitur führenden allgemein bildenden
Schulsysteme bereits in die Mitte der Gesellschaft verla-
gert und dabei herkömmliche Bildungs- und Ausbildungs-
alternativen immer mehr verdrängt haben.

Im Schuljahr 2016/17 wechselten in Nordrheim-West-
falen nur noch 79.622 Jugendliche (47%) in das berufliche
Ausbildungssystem, zehn Jahren zuvor waren es noch
112.633 Jugendliche (58%), ein Rückgang um -29% auf-
grund nicht allein des demographischen, sondern auch die-
ses gesellschaftlichen Wandels - die Klagen der Betriebe
sind daher angesichts der schwindenden Zahl und Taug-
lichkeit der ihnen zur Verfügung stehenden Jugendlichen
nicht unbegründet (Datenquelle: IT.NRW).
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Wenn die Gesamtschule in Nordrhein-Westfalen bisher
noch einen beachtlichen Anteil ihrer Schüler (37%) zum
Abitur führt, so muss sie zukünftig gerüstet sein, dem Sog
von zwei für sie gefährlichen Strömungen widerstehen zu
können: Einerseits infolge der wachsenden Konkurrenz
des Gymnasiums und andererseits - mit dem Wegbrechen
von Haupt-, Real- und Sekundarschulformen ohne Ober-
stufenangebot - infolge der Effekte des damit verbundenen
steigenden Versorgungsdruckes für nicht-akademische
Bildungslaufbahnen; beiden Bedrohungen kann die Ge-
samtschule nur mit einem neuen, anderen und vor allem
alternativen Oberstufenangebot begegnen.

Denn der Webfehler der Gesamtschule war schon von
Anbeginn, dass sie sich als integrierte Schulform in der
Tradition der alten Volksschule allein allgemein bildend
versteht und in der Oberstufe hasenfüßig einzig bestrebt
ist, mit dem Gymnasium gleichziehen zu können.

In der bundesweiten Betrachtung drängen sich heute die
Erfahrungen des Hamburger Zwei-Säulen-Modelles Stadt-
teilschule und Gymnasium mit seiner Vorreiterrolle in die-
ser Entwicklung des deutschen Schulsystems auf.

Mit einem Brandbrief haben die Hamburger Stadtteil-
schulen schon 2016 darauf hingewiesen, dass nur noch 42
Prozent der neuen Fünftklässler auf eine Stadtteilschule
wechseln, der Rest gehe aufs Gymnasium. "Damit wäre
das Zwei-Säulen-Modell gescheitert" (dpa, 29.06.2016).
Und dieser Brandbrief der Hamburger Stadtteilschulen
endete mit der Forderung nach einer "Schule für alle" und
damit letztlich für die Abschaffung des Gymnasiums.

Und nach den Schulleitungen der Stadtteilschulen ha-
ben sich dann auch die Schulleitungen der Gymnasien mit
einem Brandbrief an die Öffentlichkeit gewandt und in ei-
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nem Positionspapier die Qualität des Hamburger Abiturs
kritisiert. "Die Abiturregelungen tolerieren zu viele schwa-
che Leistungen und unterlaufen so den Anspruch an allge-
meine Bildung", schrieben die Direktoren. Zwar hätten
sich die Leistungen durch das Zentralabitur eher verbes-
sert, sie beschränkten sich jedoch auf einen schmalen Kor-
ridor aus Deutsch, Englisch und Mathematik. Es gebe die
Tendenz zur Drei-Fächer-Schule. Andere Angebote wie ei-
ne zweite Fremdsprache, Musik oder Chemie/Physik wür-
den von den Schülern kaum gewählt, die Kurse kämen oft
nicht zustande. "Wir machen uns Sorgen, dass wir die
Breite, die wir als Gymnasium vermitteln wollen, im Hin-
blick auf Wissen und Kompetenzen nicht mehr so leisten
können, wie wir es leisten wollen" (Christian Gefert von
der Vereinigung der Leitungen der Hamburger Gymna-
sien, NDR 30.08.2018 18:01 Uhr).

Und auch mit diesen drei Kernfächern steht es wohl auch
nicht zum Besten, worauf der folgende Leserbrief zu ei-
nem Artikel "Was ein Mathelehrer lernen muss" hinweist:
"Vor 20 Jahren warnten Schulpädagogen vor einer Len-
kung des Schulsystems nach Pisa-Kriterien und vor der
Kompetenzorientierung ("Handeln statt Denken") in den
Schulen. Nun können die damals exakt vorhergesagten
Folgen betrachtet werden - leider an den Adressaten dieser
Reform. Nicht das Mathematikstudium ist schwerer ge-
worden, vielmehr ist die Schulausbildung an den Gymna-
sien anders und dabei deutlich schlechter geworden. Das
ist der schlichte Grund für die Schwierigkeit der Erstseme-
ster. Den Schaden dieser Entwicklung tragen jetzt die heu-
tigen Studierenden - nicht die, die ihn verursacht haben
(und weiterhin verursachen). Der Protest der Studierenden
ist berechtigt, nur richtet er sich an die Falschen. Nicht die
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akademische Lehre ist zu schwer; die Schulpolitik viel-
mehr sorgt nicht mehr für eine angemessene Bildung in
den Gymnasien. Sie verwechselt Studienberechtigung mit
Studiumsbefähigung" (Prof. em. Dr. Volker Ladenthin,
General-Anzeiger Bonn, 17.07.2020).

In dem Entwicklungskorridor demographisch und gesell-
schaftlich bestimmter Schülerverteilungen sind also bisher
schon eindeutige Trends erkennbar, die sich zukünftig -
vermutlich beschleunigt - fortsetzen werden. 

Allein die zum Abitur führenden Schulformen sind
noch als stabil nachgefragte Schulformen positioniert.
Aber es wird in dem sich absehbar nun zuspitzendem Kon-
kurrenzdruck dann das Gymnasium der Gewinner und die
Gesamtschule die Verliererin sein - wenn nicht die Ein-
sicht aller Beteiligten und Betroffenen dieser Entwicklung
Einhalt gebietet, indem diese endlich den Mut aufbringen,
mit einer grundlegenden Reform das Bildungs- und Schul-
system wieder ins rechte Lot zu rücken.

In diesem Gefüge sollten daher auch alle Schulträger
ihre Bildungsplanung weniger - der akademisierenden
Strömung folgend - allein auf die allgemein bildendenden
"Abiturschulen" fokussieren, sondern ihr Augenmerk
ebenso auf den Erhalt berufsorientierender und -bildender
Angebote und ihre Verankerung im allgemeinen Bildungs-
system in der lokalen und regionalen Schullandschaft rich-
ten - und dies nicht zuletzt eben auch unter dem Aspekt
der Bündelung ihrer raumkapazitiven Ressourcen (die es
dabei intelligent zu nutzen gilt).

Denn es könnte in diesem Kontext nicht nur die Ge-
samtschule, sondern  in noch viel stärkerem Maße auch die
berufsbildende Schule die Verliererin sein. In den berufs-
bildenden Schulen wie auch in den Betrieben ist diese Ent-

30



wicklung schon gegenwärtig: Während dem "Moloch"
Gymnasium immer mehr Kinder zugeführt werden, geht
den Berufsschulen und damit den Betrieben der Nach-
wuchs verloren. Schon allein im Vergleich der Schülerzah-
len, die eine gymnasiale Oberstufe besuchen, wird die Do-
minanz des Gymnasiums (69%) sichtbar, neben der die
Oberstufe der Gesamtschule (18%) und das Berufliche
Gymnasium der berufsbildenden Schulen (13%) inzwi-
schen bereits auf verlorenem Posten stehen.

Dabei sind es nicht nur die beschriebenen demographi-
schen und gesellschaftlichen Ursachen, deren Folgen die
berufsbildende Schule zu spüren bekommt. Nun rächen
sich in ihrer ganzen Tragweite die Versäumnisse der Ver-
gangenheit, weil es der berufsbildenden Schule bis heute
nicht gelungen ist, ihren Stellenwert im Bildungssystem
nachhaltig zu vermitteln. 

Die Gründe sind vielfältig, das beginnt mit der histo-
risch gewachsenen Dichotomie der scheinbar andersarti-
gen Kompetenzen von "Kopf" und "Hand" und deren so-
zio-kulturellen Zuordnungen im Status- und Rangdenken

Verteilung der Oberstufenschüler in NRW nach Schulformen
(Schuljahr 2016/17, Datenquelle: IT.NRW)
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und mündet dann in einer allgegenwärtigen gesellschaftli-
chen Arroganz und Ignoranz. So gehört es nach wie vor
fast zum "guten" gesellschaftlichen und bildungspoliti-
schen Ton, beim Thema berufliche Bildung Ahnungslosig-
keit und Desinteresse zu bekunden.

Auf dem langwierigen Weg von jugendlicher Berufungs-
vorstellung bis zur Berufsentscheidung werden die Heran-
wachsenden heute allzu sehr bedrängt und eingeengt: El-
tern und Schulen halten hohe Bildungsschubladen bereit
und erwarten Bringschuld bis zum höchsten Schulab-
schluss - und sie meinen, die Jugendlichen seien dann so
frei wie keine Generation zuvor, dabei sind sie heute so
orientierungslos wie zuvor noch keine Generation.

In den früheren Zeiten einer geschlossenen sozio-kul-
turellen Schichtung der Gesellschaft war der für jeden vor-
gezeichnete Weg einer Bildungslaufbahn geprägt von den
zumeist segmentär begrenzten Sozialisierungserfahrungen
und -möglichkeiten des jeweiligen sozio-kulturellen Um-
feldes - allenfalls durchbrochen von den Ausreissern auf
dem sogenannten zweiten Bildungsweg. 

Doch bei steigendem Qualifikations- und Kompetenz-
anspruch in einer demokratischen Gesellschaft, die ihre
nachwachsenden Generationen zu verlässlich demokrati-
schen Mitgliedern dieser Gesellschaft erziehen will, müs-
sen Schule und Eltern zu der Einsicht gelangen, dass es
weitsichtiger sein kann, die nachwachsende Generation -
nicht nur im Hinblick auf die Kosten - vor dem gefährli-
chen sozialpsychologischen Schaden eines Scheiterns auf
dem angestrebten Bildungsweg zu bewahren.

Die Schulen müssen einerseits die Geduld aufbringen,
ihre Schüler so lang wie möglich zielindifferent sich ent-
wickeln zu lassen, und andererseits allen Schülern Wege
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eröffnen, das Basiswissen einer stets anspruchsvolleren
"Allgemeinbildung" zu erwerben - und das in einer Zeit, in
der nun nicht einmal mehr die Erwachsenenwelt der Eltern
und Lehrer die Gewissheit hat, wohin sich die Zugangs-
möglichkeiten und Anforderungen in den zukünftigen Ar-
beits- und Beschäftigungssystemen entwickeln werden.

Die Bedürfnisse unterschiedlichster Schüler- und Eltern-
gruppen in einem in diesem Sinne bedarfsgerechten - eben
auch beruflich orientierenden - Oberstufenangebot zu ver-
knüpfen, muss für alle Sekundarschulangebote der Grund-
akkord in ihrer weiteren Entwicklung sein. 

Und dies kann nur in einer offenen Kooperation erfol-
gen, in der die Schulen in regionaler Verpflichtung defi-
niert auf Augenhöhe zusammenarbeiten, damit sich alle in
den nachwachsenden Generationen als demokratisch auf-
geklärte Bürger später behaupten können - fern von der
tradierten Arroganz des Antagonismus von "Kopf" und
"Hand" (als ob der mit seinen Händen arbeitende Mensch
dies schon bisher je ohne Grips bewerkstelligen konnte),
und das nun zumal umso mehr in Zeiten, in denen immer
mehr Roboter die monotonen - kraftraubenden und gefähr-
lichen - Arbeitsschritte übernehmen.

Die Schulen mit gymnasialen Oberstufenangeboten -
Gymnasium, Gesamtschule, berufsbildende Schule - soll-
ten sich als regionaler Bildungscluster verstehen, in dem
die Schüler nach ihren Interessen Schwerpunkte setzend zu
den passenden Bildungsangeboten wechseln können. Da-
bei muss jede dieser drei Einrichtungen neue Wege be-
schreiten können - und die drei Einrichtungen brauchen
einander, wenn sie sich aus ihren Fallen befreien wollen.

Der Versuch müsste gelingen, sich von den herge-
brachten Blickwinkeln zu lösen, unterschiedliche Wunsch-
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vorstellungen, Neigungen und Erwartungen von Eltern und
ihren Kindern einem vorgegebenen Schulsystem - zumeist
dann für die Dauer von zumeist geschlossenen Bildungs-
laufbahnen - zuzuordnen, und stattdessen die neuzeitliche
Schule so zu organisieren, dass sie sich den in der Bil-
dungslaufbahn des Schülers entwickelnden Interessen und
Talenten flexibler öffnen und gerechter werden kann -
(Antoine de Saint Exupéry:"Um klar zu sehen, genügt oft
der Wechsel der Blickrichtung" ).

Das Gymnasium sollte lernen loszulassen, um wieder
flexibler auf die sich unterschiedlich entwickelnden Fähig-
keiten und Ziele seiner Schüler eingehen zu können (auch
dann, wenn Eltern widersprechen sollten, doch niemals
mehr in dem gewohnten Verfahren einer Abschulung der
früheren Art). Es gibt sicherlich nach wie vor in jedem
Gymnasium unterschiedliche Entwicklungsvarianten sei-
ner Schüler: Den Gymnasiasten, der acht Schuljahre ohne
Mühe durchlaufen könnte, den Gymnasiasten, dem auf
dem Weg zum Abitur neun Schuljahre helfen, aber dann
wohl auch den Gymnasiasten, dem nach sechs Jahren
Gymnasium der Sinn eher nach einer mehr berufsorientie-
renden Bildungslaufbahn ist.

Die Gesamtschule muss sich von der Vorstellung lö-
sen, zukünftig mit allenfalls nur einem Drittel ihrer Schü-
ler im Konzert der gymnasialen Oberstufenangebote noch
eine gewichtige Rolle spielen zu können. Sie kann jedoch
den Anschluß finden, wenn sie mit einem erweiterten
Oberstufenangebot mehr als ein Drittel ihrer Schüler bin-
det und sich den wechselbereiten Gymnasiasten öffnet, in-
dem sie mit berufsorientierten Schwerpunkten ihr Oberstu-
fenangebot komplettiert - in enger Kooperation mit der be-
rufsbildenden Schule, sei es mit personeller Unterstützung
oder institutionalisiert als Dependance.

34



Und die berufsbildenden Schule muss sich in ihrer
Ausbildungsorganisation schon gegenwärtig in der Balan-
ce zwischen Angebot und Nachfrage ohnehin auf verän-
derte Rahmenbedingungen einstellen, weil immer mehr Ju-
gendliche zunächst vollzeitschulische Bildungsgänge be-
vorzugen und daher immer später jenseits ihrer Volljährig-
keit, dann jedoch besser vorbereitet, gefestigter und letzt-
lich damit auch verlässlicher in den dualen Ausbildungs-
und Arbeitsprozess integriert werden wollen - und das in
vollem Einklang mit den neuzeitlichen betrieblichen Er-
fahrungen und Erwartungen. 

"Wir wollen noch stärker vor Ort für die duale Ausbil-
dung werben. Immer mehr junge Menschen machen Abi-
tur. Das muss aber nicht zu einem Studium führen. Auch
im Handwerk verdienen die Mitarbeiter gut" (Garrelt Du-
in, Hauptgeschäftsführer der Handwerkskammer Köln
(General-Anzeiger Bonn, 30.01.2020).

Was wäre schließlich in der Sekundarstufe II nicht zu-
kunftsweisender als ein engerer Schulterschluss von be-
rufsbildenden und allgemein bildenden Schulen. Hier muss
der Hebel zu einer strukturellen Neuausrichtung des ge-
samten Schulsystems ansetzen: 

- Das Gymnasium wird entlastet (und kann sich perso-
nell und curricular entspannt der Rückkehr zu G9 und der
Vermittlung einer verloren gegebenen Allgemeinbildung
zuwenden),

- die Gesamtschule wird mit der ganzen neuen Breite
ihres Oberstufenangebotes stabilisiert (und bleibt damit in
der Mitte der Gesellschaft verankert) und 

- die berufsbildende Schule kann sich in der Konse-
quenz aus der schulischen Nachqualifizierung zurückzie-
hen und allein auf ihre beiden Kernkompetenzen Duale
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Ausbildung für gestandene Jugendliche und das sich im-
mer mehr ausweitende Feld der Weiterbildung im Be-
schäftigungssystem konzentrieren. 

In allen zukünftigen Arbeits- und Beschäftigungsbereichen
von Produktion, Handel und Dienstleistung müssen die
Berufsanforderungen, -ausbildungen und -tätigkeiten im-
mer mehr angehoben werden und damit werden dann auch
die meisten betrieblichen Hierarchien flacher sein - es wer-
den einfache Tätigkeiten weniger und anspuchsvolle Tä-
tigkeiten sehr viel mehr gefragt sein. 

Gerade deshalb kann eine demographisch so alternde
wie die deutsche Gesellschaft zukünftig auf keinen Ju-
gendlichen mehr verzichten und muss bestrebt sein, mög-
lichst jeden Jugendlichen soweit bestens ausgebildet zu ha-
ben, dass er befähigt ist, sich den immer höheren zukünfti-
gen Arbeits- und Beschäftigungsanforderungen stellen zu
können. Damit wird sich auch ein Stück weit demokrati-
sches Bewusstsein und Handeln in der Gesellschaft fort-
entwickeln und konsolidieren. 

Und dann ist es folgerichtig, auch diesen weiteren de-
mographischen Aspekt zu beachten: Aus den Grundschu-
len wächst im Land Nordrhein-Westfalen eine Schülerge-
neration heran, in der mit einem Anteil von 41% schon im
Schuljahr 2016/17 nun bald jeder zweite Schüler einen Mi-
grationshintergrund hat; wenn eine Gesellschaft demogra-
phisch so unter Zugzwang gestellt ist, muss sie alles daran
setzen, die langjährigen Versäumnisse in ihrer Integra-
tionspolitik schnellstens aufzuarbeiten. 

Nun sind schnell Zauberkünstler zur Stelle, die unter dem
Deckmantel der globalisierten Welt diese als Freiland be-
trachten, das man leichtfertig wie in alter kolonialer Tradi-
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tion ausnutzen kann, statt die Unordnung im eigenen Haus
zu benennen und zu beheben - gemeint ist die Hemmungs-
losigkeit, mit der bei der Lösung demographischer Proble-
me mit dem schnellen Zugriff auf Menschen anderer Län-
der und Erdteile hantiert wird, ohne sich allzu viel Gedan-
ken über die Integration dieser Zuwanderer zu machen.

Das beweist Deutschland stets aufs Neue und aktuell
wieder mit der Anwerbung von Arbeitskräften - und findet
einmal mehr nicht zu den Pflichten und Statuten eines Ein-
wanderungslandes. Daher sollte auch die aktuelle Bertels-
mann-Studie mit ihren Schlussfolgerungen zum zukünfti-
gen Arbeitskräftemangel nur distanziert wie in dem fol-
genden Kommentar zur Kenntnis genommen werden:

"Früher gab es Weissager, heute gibt es die Bertels-
mann-Stiftung. In dieser Woche überraschten die Güterslo-
her mit einer Studie, die den Arbeitskräftebedarf bis 2060
berechnete und einen Zuwanderungsbedarf von 260.000
Menschen jährlich hochrechnete. ... Es ist mutig, man kann
auch sagen: tollkühn, den Bedarf nur für wenige Jahre, ge-
schweige denn für Jahrzehnte, vorherzusagen" (Auszug
Matthias Iken: "Bertelsmann - Studien aus dem Phantasia-
land", Hamburger Abendblatt, 16.02.2019). 

Und weiter - wenn auch nur als Randbemerkung - in
diesem Kommentar angesprochen: "Zugleich gilt es, die
nationale Perspektive einmal zu verlassen: Was bedeutet
Migration für die Herkunftsländer, was wird aus den Ver-
lierern im Krieg um Talente?"

Die gedankenlos globale Verfügbarmachung von Arbeits-
kräften ist die eine hässliche Seite, die andere nicht minder
gedankenlose und hässliche Seite ist es, den bisher Zuge-
wanderten - und allen den sicherlich noch folgenden - über
Generationen hinweg nicht angemessen beizustehen. 
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Stellvertretend für die Präsenz abgehängter Bevölke-
rungsgruppen in der deutschen Gesellschaft mögen hierzu
die in der Stufenfolge der weiterführenden allgemein bil-
denden Schulen wie auch in den verschiedenen Bildungs-
bereichen der berufsbildenden Schulen (hier Berufskollegs
in Nordrhein-Westfalen) sinkenden Anteile der Schüler
mit Migrationshintergrund stehen: 

Auch wenn die gymnasialen Oberstufen nur einen Aus-
schnitt des gesamten Schulsystems darstellen, so ist ekla-
tant die hohe Hürde für Schüler mit Migrationshintergrund
beim Übergang in eine höherqualifizierende Bildungslauf-
bahn: Zur gymnasialen Oberstufe sackt der Anteil der
Schüler mit Migrationshintergrund in der Gesamtschule
von 41% auf 33%, im Gymnasium von 30% auf 21% und
im Beruflichen Gymnasium auf 19%.

Ebenso auffällig sind dann im beruflichen Ausbil-
dungssystem die relativ hohen Anteile der Schüler mit Mi-
grationshintergrund in den vor- und nachqualifizierenden
Bildungsbereichen der Ausbildungsvorbereitung und der

Migrationsanteil der Oberstufenschüler in NRW
(Schuljahr 2016/17, Datenquelle: IT.NRW)
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Berufsfachschule, dagegen die deutlich niedrigen in der
dualen Ausbildung (Berufsschule) und in der Weiterbil-
dung (Fachschule); dort sind die Jugendlichen mit einem
Migrationshintergrund wohl doch noch lange nicht wirk-
lich angekommen.

Wenn die Autoren der Bertelsmann-Studie einen Zuwan-
derungsbedarf von 260.000 Menschen jährlich prognosti-
zieren, dann wäre der Erkenntnisgewinn sehr viel ver-
dienstvoller gewesen, einmal aufzuzeigen und zu untersu-
chen, wie verschwenderisch Deutschland mit den mögli-
chen Ressourcen umgeht, die in dem Potential seiner
schon ansässigen Jugendlichen mit Migrantionshinter-
grund schlummern. 

Denn das deutsche Bildungs- und Schulsystem gibt
hinlänglich ein Zeugnis, wie nachlässig hier Integration
behandelt wird. Wenn das allgemein bildende Schulsystem
besser instand gesetzt wäre, durch eine früher und intensi-
ver ansetzende Integration mehr Schüler zu höheren Ab-
schlussqualifikationen zu führen, würde sich die Notwen-

Migrationsanteil der Schüler in den Bildungsbereichen der
Berufskollegs in NRW (Schuljahr 2016/17, Datenquelle: IT.NRW)
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digkeit der berufsbildenden Schulen zur schulischen Nach-
qualifizierung erheblich verringern. So lange hier keine
spürbaren Veränderungen greifen, werden weiterhin die
Versäumnisse des allgemein bildenden Schulsystems bis
in das berufsbildende Schulsystem verlagert.

Doch so führen die allerorts heftigeren Klagen über
den Fachkräftemangel inzwischen aktuell sogar zu einem
sogenannten "Fachkräftezuwanderungsgesetz" - und das
nun plötzlich auch Integration zumindest in einem scheuen
Ansatz versprechen will?

In einer hochentwickelten Gesellschaft wird das Abitur
(von abiturire 'abgehen wollen') als höchster Schulab-
schluss im deutschen Bildungssystem sich nicht mehr wie
gewohnt in dem elitären Bewusstsein allein der allgemei-
nen Hochschulreife verstehen, weil das Abitur zukünftig
der Normalfall des Schullaufbahnabschlusses der 20-jähri-
gen Jugendlichen sein muss.

Denn in allen Sparten eines hochentwickelten Be-
schäftigungsystems werden die Anforderungen noch der-
maßen ansteigen, dass ihnen nur noch eine höhere Allge-
meinbildung genügen kann. Und darauf hat sich zukünftig
das allgemein bildende Schulwesen einzustellen.
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2. Zeichen: Die Verschüttung

2.1 Der Ausbruch der Coronavirus-Pandemie

Die Coronavirus-Pandemie hatte sich seit Anfang des Jah-
res 2020 von China ausgehend zunächst nach Europa und
Nordamerika und nun inzwischen weltweit verbreitet; die-
ser Ausbruch der Pandemie war heftig und erschreckend,
auch weil er sich anfangs kaum erklären ließ. 

Erst allmählich werden die Umrisse der Ansteckungs-
und Verbreitungswege erkennbar; unmißverständlich ist
jedoch, dass das globale immer dichtere ökonomische und
touristische Beziehungsgeflecht diese schnelle weltweite
Verbreitung ermöglicht und beschleunigt hat - und damit
auch das Abhängigkeitsgeflecht und die Anfälligkeit der
Weltbevölkerung bewusst gemacht hat.

Auch wenn der Anstieg der Coronavirusfälle zwar
weltweit unterschiedlich ausfällt, darf die Pandemie grund-
sätzlich nicht als gebannt eingestuft werden. Der weltweit
zunehmend vehementere Drang der Lockerungsbefürwor-
ter nach Bekämpfungsrestriktionen sollte sich nicht der
Selbsttäuschung - vorsätzlich oder in Unwissenheit - hin-
geben, eine saisonal rückläufige Zunahme der Coronavi-
rusfälle mit deren Rückgang zu verwechseln - die Infek-
tionsgefahr ist immer noch oder wieder steigend.

Dabei sollte nicht vergessen werden, dass bei der welt-
weiten Verbreitung der Coronavirusfälle nicht reale Ver-
teilungen von Pandemieausbruch und -dauer, sondern Fak-
toren wie die unterschiedlichen allgemeinen Entwick-
lungsstände des Gesundheitswesens im Bereich der medi-
zinischen und pflegerischen Versorgung das Geschehen
bestimmen, die dazu führen, dass infizierte Patienten ent-
weder umfassend behandelt und als solche gezählt werden
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oder unbehandelt und somit unerkannt bleiben. Insofern
würden weitergehende Interpretationen den weltweit vor-
handenen Datenbestand gegenwärtig noch überfordern.

Aber wie hat sich nun der Entwicklungsverlauf der Coro-
navirus-Pandemie in Deutschland und in seinen 16 Bun-
desländern dargestellt?

Die nachfolgend gelisteten Zahlen der Infizierten und
ihrer Verbreitung in den Bundesländern Deutschlands be-
ziehen sich auf die Berichterstattung des Robert-Koch-In-
stitutes für den Zeitraum seit Mitte April 2020. Das Ro-
bert-Koch-Institut veröffentlicht täglich die Fallzahlen, die
die Gesundheitsbehörden bis zum Ende des Vortages elek-
tronisch übermittelt haben. 

Zurückblickend auf den Stand Mitte April 2020 ist in
Deutschland die relative Zahl der Infizierten (Verbreitung
auf 10.000 der Wohnbevölkerung) von damals noch 15
Fällen in den Wogen der bisherigen Pandemiewellen im
Verlauf des folgenden Jahres bis Ende Oktober 2021 um
das 36-fache auf nun schon 549 Fälle gestiegen; das ak-
tuelle Spektrum in den 16 Bundesländern reicht von 281
Fällen in Schleswig-Holstein bis auf eine fast dreifach hö-
here Falldichte von 794 Fällen in Sachsen.

In der Rangfolge der aktuellen relativen Verbreitung
der Coronavirusfälle (auf 10.000 der Wohnbevölkerung)
können - je nach dem Risiko einer Infektionsgefahr - 

als "hohe Risikostufe"-Länder mit einer mittleren Zahl
von 628 Infizierten die fünf Bundesländer Sachsen, Thü-
ringen, Bayern, Berlin, Baden-Württemberg,

als "mittlere Risikostufe"-Länder mit einer mittleren
Zahl von 553 Infizierten die sechs Bundesländer Hessen,
Nordrhein-Westfalen, Hamburg, Bremen, Sachsen-Anhalt,
Saarland und 
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als "geringere Risikostufe"-Länder mit einer mittleren
Zahl von 403 Infizierten die fünf Bundesländer Branden-
burg, Rheinland-Pfalz, Niedersachsen, Mecklenburg-Vor-
pommern, Schleswig-Holstein eingestuft werden.

Auf der Suche nach möglichen soziographischen Bezügen
der regional unterschiedlichen Verbreitung der Coronavi-
rusfälle sollen zwei demographische Kennziffern herange-
zogen werden, die eine Rolle spielen könnten: Unter-
schiedliche Bevölkerungsdichte und unterschiedliche Be-
völkerungsanteile mit Migrationshintergrund. 

In der aktuellen relativen Verbreitung der Coronavi-
rusfälle (auf 10.000 der Wohnbevölkerung) und der Zu-
ordnung der 16 Bundesländer zur den drei Risikostufen
lassen sich Korrelationen zwischen der Dichte der Infek-
tionszahlen und der Bevölkerungsdichte wie auch der Mi-
grantendichte jedoch nur ansatzweise erkennen.

Entwicklungsstand der Coronavirusfälle Stand: 29.10.2021
Land * Coronavirusfälle Bevölkerungs- Bevölk. mit
/Risikostufe Bevölkerung# /10.000 Bev. dichte° auf 750 ohne°°
Sachsen 4.077.937 323.751 793,9 221,5 67,0
Thüringen 2.143.145 150.693 703,1 132,5 59,1
Bayern 13.076.721 809.688 619,2 185,4 258,1
Berlin (Stadt) 3.644.826 222.418 610,2 408,6 346,5
Baden-Württemberg 11.069.533 627.721 567,1 309,6 376,1
hohe Risikostufe 34.012.162 2.134.271 627,5 239,9 257,3
Hessen 6.265.809 353.057 563,5 296,8 379,5
Nordrhein-Westfalen 17.932.651 1.008.481 562,4 526,2 327,6
Hamburg (Stadt) 1.841.179 97.755 530,9 243,9 374,4
Bremen (Stadt) 682.986 35.228 515,8 169,1 405,6
Sachsen-Anhalt 2.208.321 111.294 504,0 108,0 63,4
Saarland 990.509 49.671 501,5 385,7 217,7
mittlere Risikostufe 29.921.455 1.655.486 553,3 377,0 312,7
Brandenburg 2.511.917 123.928 493,4 85,2 68,8
Rheinland-Pfalz 4.084.844 192.235 470,6 205,8 264,9
Niedersachsen 7.982.448 318.945 399,6 167,6 212,8
Meckl.-Vorpommern 1.609.675 52.889 328,6 69,5 64,3
Schleswig-Holstein 2.896.712 81.366 280,9 183,8 156,9
geringere Risikostufe 19.085.596 769.363 403,1 140,5 178,5
Deutschland insg. 83.019.213 4.559.120 549,2 232,5 256,6

# Quelle: Destatis °Bev./qkm (BE,HB,HH 10/qkm) °° Migrations-
* Quelle: Robert-Koch-Institut hintergrund
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Zwar ist es grundsätzlich naheliegend, dass in Regionen
mit hoher Bevölkerungsverdichtung das Infektionsrisiko
steigen kann; gleiches gilt sicherlich auch im Hinblick auf
den Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund -
abgesehen davon, dass Bevölkerungs- und Migrantendich-
te in der Regel ohnehin demographisch korrelieren. 

Dies trifft dann auch auf die Länder mit geringerer bis
mittlerer Falldichte der Infektionszahlen zu; doch in der

Coronavirusfälle im Kontext demographischer Kennziffern

Coronavirusfälle / 10.000 Bevölkerung

Bevölkerungsdichte Bev./qkm (BE,HB,HH 10/qkm)
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Coronavirusfälle im Kontext demographischer Kennziffern
Bundesländergruppe * Fälle° Bevölkerungsdichte°° Migrationsanteil°°°

hohe Risikostufe 627,5 239,9 257,3
mittlere Risikostufe 553,3 377,0 312,7

geringere Risikostufe 403,1 140,5 178,5
Deutschland insg. 549,2 232,5 256,6

° auf 10.000 Bevölk. °° Bev./qkm °°° auf 750 Bev. ohne
* Quelle: Robert-Koch-Institut Migrationshintergrund
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Ländergruppe mit den hohen Falldichten der Infektions-
zahlen finden sich Länder wie Sachsen und Thüringen
(und wohl auch Bayern) ohne solche Effekte demographi-
scher Kennziffern, weil hier offensichtlich auch andere
Faktoren eine größere Rolle spielen mögen.

Vielleicht sollten die wissenschaftlichen Untersuchun-
gen zur Pandemie grundsätzlich nicht allein von Medizi-
nern und Virologen geführt, sondern vor allem im Hin-
blick auf die Verbreitungsmechanismen, die Eindäm-
mungsmöglichkeiten und eine größere Erklärungstranspa-
renz der Pandemie sowohl sozialwissenschaftlich als auch
demographisch breiter begleitet werden.

Hierzu auch die Erfahrungen, die Schweden inzwi-
schen nach seinem Sonderweg einer auf die Einsicht seiner
Bürger setzenden Reaktion gemacht hat: "Die gesundheits-
politische Zwischenbilanz der Schweden ist ziemlich
durchwachsen... Mindestens drei Gründe dafür sieht der
schwedische Politologe Hans Bergstrom: Einzelne Bürger
verhielten sich eben doch rücksichtslos. Die Regierung ha-
be das Problem der symptomlos Infizierten zu spät er-
kannt. Zudem spiele die veränderte Bevölkerungsstruktur
eine Rolle: so treffe das Virus überproportional die vielen
Migranten, die von der Informationspolitik schlecht er-
reicht werden und teilweise dicht gedrängt in den Großfa-
milien leben." (Auszug www.manager-magazin.de/po-
litik/weltwirtschaft/coronavirus-was-wir-von-schweden-
lernen-koennen, 01.05.20).

Und wie hat sich nun nach den ersten messbaren Ausbrü-
chen von Coronavirusfällen in Deutschland im Frühjahr
2020 die Verbreitungsentwicklung seither dargestellt? Da-
mals gab es in Deutschland zuvor drei größere Ausbruchs-
herde, die sich später nachweislich als Folgen von Massen-
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veranstaltungen erwiesen haben: Karneval in Nordrhein-
Westfalen, Starkbierfeste in Bayern und Treffen christli-
cher Fundamentalisten in Baden-Württemberg - aufge-
mischt von infizierten Rückreisenden aus dem im Febru-
ar/März fahrlässig gelebten Skiurlaub in Österreich.

In der Rangfolge der seit Mitte April 2020 beobachte-
ten relativen Verbreitungsverläufe der Coronavirusfälle in
den Bundesländern und somit dem durchschnittlichen Ri-
siko einer Infektionsgefahr in diesen Ländern haben dabei
bis Ende Oktober 2021 zwar die Länder der hohen Risiko-
stufe eine deutlich höhere Falldichte als die Länder der
mittleren und geringeren Risikostufe erreicht. Doch alle
drei Ländergruppen zeigen nur wenig abweichende mittle-
re Anstiegs- und Letalitätsraten der Infizierten: Die relati-
ven Anstiegsraten und Todesfallanteile der Infizierten lie-
gen nahe beieinander, sie schreiten nur eben von unter-
schiedlichen Ausgangsbasen nahezu gleichmäßig fort.

Gegenwärtig rückblickend hat sich somit in Deutschland
wie in den einzelnen Bundesländern die relative Verbrei-
tungsdichte der Coronavirusfälle von April 2020 bis Okto-
ber 2021 stetig erhöht. Es wäre folglich ein fataler Irrglau-
ben, wenn einzelne Bundesländer sich auf der sicheren
Seite wähnten, in Anbetracht ihrer bisher noch niedrigeren
Infektionsraten die Maßnahmen zur Bekämpfung der Pan-
demie lockerer angehen zu können. 

Verbreitung der Coronavirusfälle im Entwicklungsverlauf
Bundesländergruppe * Fälle° Entwicklung°° Gestorbene°°°

hohe Risikostufe 627,5 35,1 10,7
mittlere Risikostufe 553,3 35,0 10,0

geringere Risikostufe 403,1 43,3 11,1
Deutschland insg. 549,2 36,4 10,5

° auf 10.000 Bevölk. °° n-fache seit April 20 °°°/500 Fälle (29.10.21)
* Quelle: Robert-Koch-Institut
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Von einer Entwarnung kann überhaupt nicht die Rede
sein, im Gegenteil, der weitere Anstieg der Falldichten
kündigt den Fortgang noch größerer Infektionswellen an,
und das betrifft jedes Bundesland. 

Der Patient Deutschland ist keinesfalls auf dem Weg
einer Besserung, in der er wieder ungebremst arbeiten, ler-
nen und sich vergnügen könnte. Statt wie erhofft ange-
sichts zwischenzeitlich etwas niedrigerer Zuwachsraten
scheinbar wieder beruhigend abzusinken, steigen die Coro-
navirusfälle - mit erschreckenden Ausmaßen. 

Deshalb soll die bisherige und aktuelle Entwicklung in
Deutschland zusammengefasst nochmals warnend aufge-
zeigt sein: 

- Mitte April 2020 hatte die relative Zahl der Infizier-
ten (gerechnet auf 10.000 der Wohnbevölkerung) in der er-
sten Pandemiewelle 15 erreicht, doch in den Sommermo-
naten bis Ende August sanken die Zuwachsraten, so dass
die relative Falldichte im Verlauf dieses längeren Zeitfen-
sters "nur" auf 29 Fälle anstieg, 

- aber bis Anfang Dezember 2020 stiegen dann die Zu-
wachsraten und damit die relative Falldichte wieder auf
133 Fälle und in den folgenden Wintermonaten bis Mitte
April 2021 war mit anhaltend hohen Zuwachsraten die re-
lative Falldichte dann auf 384 Fälle gesprungen,

- jedoch schon in den folgenden Sommermonaten bis
Mitte August 2021 hat mit weiterhin hohen Zuwachsraten
die relative Falldichte 460 Fälle erreicht, die bis Ende Ok-
tober 2021 nun sogar schon auf 549 Fälle gestiegen ist.

Und damit hat in Deutschland die Zahl der Coronavi-
rusfälle in der zweiten Pandemiewelle des Winterhalbjah-
res bis Mitte April 2021 insgesamt 3,2 Millionen Infizierte
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erreicht, der nun bis Ende Oktober 2021 eine dritte Pande-
miewelle mit insgesamt mehr als 4,5 Millionen Infizierten
gefolgt ist; und das Winterhalbjahr 2021/22 lässt eine vier-
te Pandemiewelle befürchten.

Mit der fortschreitenden Ausbreitung der Coronavirus-
Pandemie als Folge der Feiertagsanlässe zur Jahreswende
und dem danach folgenden Ausbruch einer noch größeren
Infektionswelle - verstärkt von dem Auftreten neuer ag-
gressiverer Virusvarianten, stellt sich die Frage, inwieweit
neben den beschriebenen möglichen sozio-kulturellen
Merkmalen nun auch generationsbezogene, also altersko-
hortenbezogene Ausprägungen die Ausbreitung der Coro-
navirus-Pandemie bestimmen.

In der Tat sind es nicht mehr die anfälligen älteren Al-
tersgruppen, die zunächst behandelt und geschützt worden
sind. Nun sind die 5-14jährigen, 15-34jährigen und 35-
59jährigen die in der Coronavirus-Pandemie am stärksten
betroffenen Altersgruppen. 

Entwicklung der Coronavirusfälle in den Bundesländern
(Infektionsrisiko auf 10.000 der Wohnbevölkerung)
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Dabei könnten neben den Infektionsrisiken bei den
schulischen und betrieblichen Kontakten auch die familia-
len Gruppennähen in diesen Altersgruppen dazu verführen,
gegen jegliche Vernunft die gebotene Einhaltung von Ab-
standsregeln auszublenden und somit alle Familienangehö-
rigen einer erhöhten Infektionsgefahr auszusetzen. Und
insbesondere an den emotional aufgeladenen Feiertagen
verhallen dann die Appelle an das Gebot einer Zurückhal-
tung von Gruppenzusammenkünften (und wieder einmal
ist dabei auch Religion und Kirche im Spiel). 

Es ist auch müßig und wenig zielführend, dabei Schul-
dige zu suchen und zu benennen, denn es macht letztlich
keinen allzu großen Unterschied fahrlässigen Verhaltens,
ob man in einer Gruppe andere infiziert oder sich selbst
dem Infektionsrisiko aussetzt.

Und die Infektionsketten und -verläufe sind nach wie vor
vielschichtig und lassen sich bisher auch noch kaum valide

Corona-Infektionen in Deutschland nach Altersgruppe und
Geschlecht/10.000 Wohnbevölkerung

(Quelle: Robert-Koch-Institut, Stand 29.10.2021)
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verfolgen, wie eine aktuelle Kölner Studie zeigt: "Das Ge-
sundheitsamt der Stadt Köln und das Fraunhofer Institut
haben untersucht, wie sich die Corona-Infektionen von
März 2020 bis Januar 2021 in den einzelnen Stadtteilen
ausgebreitet haben. ... Die Analyse zeigt für Köln, dass
sich Menschen in finanziell schwächeren Stadtteilen ...
häufiger infizieren als Bewohner in eher wohlhabenden
Bezirken...

Der Schwerpunkt des Infektionsgeschehens hat sich
aber von Beginn der Pandemie bis heute verlagert: Bis Ju-
ni 2020 hatten die Viertel mit geringerer Arbeitslosenquote
eine höhere Inzidenz als danach. Ein Grund dafür könnte
sein, dass das Virus am Anfang vor allem von Menschen
übertragen wurde, die von Reisen zurückkehrten.

Laut der Studie sind Stadtteile mit hohem Migrations-
anteil inzwischen überproportional betroffen." (Auszug
Claudia Hauser: Wie sich das Virus verbreitete, General-
Anzeiger Bonn, 23.03.2021).

Die Befürchtungen sind berechtigt: Deutschland befindet
sich 2021 am Beginn einer vierten noch größeren Infek-
tionswelle und versetzt alle angesichts der immer rigorose-
ren Maßnahmen zur Bekämpfung der Pandemie in Bangen
und Mutlosigkeit, zugleich keimt aber nun mit der Impf-
möglichkeit die Hoffnung auf Besserung.

Aber die Bundesländer mit den hohen Infektions-Fall-
dichten und damit einer hohen Risikostufe (im Mittel 628
Infizierte/10.000 Bevölkerung) zeigen sich im aktuellen
Impfgeschehen weniger aktiv: Durchschnittlich nur 637
Impfungen hier, dagegen  672 Impfungen (/1.000 Bevölke-
rung) in den Ländern mit den geringeren Infektions-Fall-
dichten (im Mittel 403 Infizierte/10.000 Bevölkerung) :
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Andererseits steckt jedoch dahinter auch eine gewisse Lo-
gik, denn einige Bundesländer mit hohen Infizierten-Fall-
dichten lassen eine grundsätzlich größere Sorglosigkeit be-
fürchten - ein unbedarft fahrlässiges bis hin zu obstinatem
Verhalten in den ewig wiederkehrenden pseudoreligiösen
Varianten des Glaubens im Unglauben. Es muss also ne-
ben den rational fassbaren demographischen und sozio-
kulturellen Bezügen noch regional ein irrationales Verhal-
ten in der Pandemie geben, das nicht unerheblich die Aus-
breitung der Pandemie beschleunigen kann.

Coronavirusfälle und Corona-Impfungen (Stand 30.10.2021)

Infizierte / 10.000 Bevölkerung Impfungen / 1.000 Bevölkerung
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Entwicklungsstand der Corona-Impfungen (zweifach geimpft)
Länder Coronavirusfälle* Stand: 30.10.2021
/Risikostufe Bevölkerung# /10.000 Bev. Impfungen* /1.000 Bev.
hohe Risikostufe 34.012.162 2.134.271 627,5 21.677.369 637,3
mittlere Risikostufe 29.921.455 1.655.486 553,3 20.683.980 691,3
geringe Risikostufe 19.085.596 769.363 403,1 12.827.240 672,1
Deutschland insg. 83.019.213 4.559.120 549,2 55.188.589 664,8

# Quelle: Destatis * Quelle: Robert-Koch-Institut
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" 'Ermächtigungsgesetz' nennen die Corona-Querfrontden-
ker das neue Infektionsschutzgesetz, eine absurde Ver-
harmlosung der Nazi-Zeit und zugleich eine verräterische
Position ... Sie folgen Antisemiten, Antidemokraten und
Verschwörungstheoretikern und sehnen auf die eine oder
andere Art einen Umsturz herbei.

Die (so falsche wie fatale Rechnung) liegt einerseits in
der ständigen Steigerung der eigenen Aufgeregtheit be-
gründet und andererseits in der Tatsache, dass Bürgerliche
ohne Scheu mit Rechtsextremen gemeinsame Sache ma-
chen. Das färbt ab, und ich glaube, ich habe in der Kom-
munikation dieser Gruppen einen Mechanismus beobach-
ten können, der dafür mitverantwortlich ist. Die Radikali-
sierung der Corona-Verirrten ist wahrscheinlich noch lan-
ge nicht abgeschlossen, hat aber eine entscheidende
Schwelle überschritten: die zwischen Realität und einem
Raum, den ich Höllenblase nennen möchte, eine Mischung
aus Filterblase und alltaggewordenem Albtraum. Es ist der
Ort, zu dem man gelangt, wenn man sich gemeinschaftlich
ständig nach dem Prinzip Angstporno zuballert. ...

Das erklärt auch, warum Nazivergleiche zum Alltags-
instrumentarium der Corona-Querfront gehören. Es ent-
spricht dem deutschen Maximalhorror, den man bei einer
ständigen Steigerung zwingend erreicht. In einigen Coro-
naleugner-Gruppen wird von einem 'Impf-Holocaust' in
'Corona-KZs' fabuliert.

Im Zusammenhang mit dem Infektionsschutzgesetz,
der wichtigste Anlass für die Demonstrationen, sprechen
die 'Querdenker' von 'Coronadiktatur'. Das erscheint von
außen wie eine bizarre Übertreibung, aber es steckt viel
darin. 'Es gibt kein richtiges Leben im falschen', schrieb
Theodor Wiesengrund Adorno, und nach diesem Motto
denken, handeln und fühlen die Corona-Erregten: In einer
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Diktatur ist alles schlimm. Diese Einsicht wird schlicht
umgedreht, wenn sich alles schlimm anfühlt, muss es sich
um eine Diktatur handeln." (Auszug Kolumne Sascha Lo-
bo, www.spiegel.de/netzwelt/web/infektionsschutzgesetz,
18.11.2020).

Und zu dem speziellen Fall einer regionalen Verortung ir-
rationalen Verhaltens in der Pandemie möge dann noch
der folgende Auszug beitragen: "Dass sich die Protesttou-
risten ... vor allem aus dem sächsischen Erzgebirge und
dem Stuttgarter Umland auf den Weg machten, ist kein
Zufall. Die beiden Regionen seien die 'Bible Belts' der
Bundesrepublik, sagt der Leipziger Historiker und Politik-
wissenschaftler Michael Lühmann - 'Renitenz und Protest
sind hier seit Jahren gereift'. Lühmann forscht an der Uni
Göttingen zum deutschen Osten, schon seit 2016 hat er die
Netzwerke konservativer Christen und der Neuen Rechten
entlang der deutschen 'Bible Belts' in einer Studie er-
forscht. In den USA steht der Begriff 'Bible Belts' für jene
bibeltreuen Landstriche, in denen Evangelikale weit über
ihre Gemeinden hinaus ins politische und gesellschaftliche
Leben hineinwirken. ...

Evangelikaler Traditionalismus allein erklärt aber
nicht die Mobilisierungslust für die Proteste gegen die Co-
rona-Politik. Auch seit Jahren gewachsene Erfahrungen im
Aufbegehren gehören dazu, vor allem mit den 'Stuttgart
21'-Protesten und den islamfeindlichen 'Pegida'-Märschen
- Menschen aus den Regionen haben sich eine besondere
Form der Widerstandsidentität geschaffen. 

Den Unmut schürten in den vergangenen Jahren die
verschiedensten Themen - sei es die Gleichstellung von
Frau und Mann, die Akzeptanz der gleichgeschlechtlichen
Ehe, der Umgang mit der Klimakrise oder Genderfragen.
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Der Umgang mit der Corona-Pandemie ist nur die neueste
Ausprägung. Es ist eine Hauptsache-Dagegen-Haltung.

Im Dunstkreis der Demonstrierenden ... wurde das (In-
fektionsschutz-)Gesetz rasch zum 'Ermächtigungsgesetz'
umgedeutet - allein deshalb, weil der juristische Begriff
'Ermächtigung' 13 Mal im Gesetzestext auftaucht. Er wird
damit auf eine Stufe gestellt mit dem Ermächtigungsgesetz
von 1933, mit dem die Nazis die Republik abschafften. ...

Unter den Corona-Maßnahmen leiden Bürgerinnen
und Bürger in ganz Deutschland. Aber besonders rund um
Dresden und Stuttgart verwandelt sich das Unbehagen in
Zorn. Und das liegt auch an der AfD. Offiziell gibt sich die
Partei überkonfessionell, tatsächlich suchte sie vor allem
in ihren Anfängen den Schulterschluss mit evangelikalen
Gemeinden und Fürsprechern aus den deutschen 'Bible
Belts'. Seit Jahren wiegeln die Rechtspopulisten in den
Ländern auf, schüren Zweifel an Staat und Demokratie."
(Auszug Marc Röhlig, www.spiegel.de/politik/deutsch-
land/corona-warum-sachsen-und-stuttgart..., 03.12.2020).

So steht denn auch folgerichtig das deutsche "Bible-
Belts"-Land Sachsen in der Rangfolge der Bundesländer
mit Abstand an der Spitze mit der höchsten Infizierten-
Falldichte und lässt es trotzdem geschehen, dass seine ak-
tuelle Impfungs-Falldichte seiner relativen Infizierten-Fall-
dichte bei weitem noch nicht entspricht, was (außer noch
in Thüringen und Bayern) in allen anderen Bundesländern
inzwischen  geschehen ist (s. Abb. Seite 51). 

Und folgerichtig reiht sich dann hierzu auch diese ak-
tuelle Tagesmeldung aus Sachsen ein: "Die sächsischen Si-
cherheitsbehörden wollen die 'Querdenkenden'-Bewegung
von Corona-Kritikern angesichts einer wachsenden Radi-
kalisierung stärker in den Blick nehmen. Das kündigten In-
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nenminister Roland Wöller (CDU) und Landespolizeiprä-
sident Horst Kretzschmar am Donnerstag nach einer Son-
dersitzung des Innenausschusses im Landtag zu den Coro-
na-Protesten am vergangenen Samstag in Dresden an.

Auch eine künftige Beobachtung durch den Verfas-
sungsschutz schloss Wöller nicht aus. Das betreffe sowohl
einzelne Personen mit extremistischen Bestrebungen als
auch Gruppen. 

Landespolizeipräsident Kretzschmar sieht die Gefahr,
dass Schnittmengen zwischen der asyl- und ausländer-
feindlichen Pegida-Bewegung und den 'Querdenkern' im-
mer größer werden. Es gehe ihnen darum, grundsätzlich
gegen die bestehende Staatsform zu protestieren und sich
gegen Entscheidungen der Regierung aufzulehnen." (Coro-
na-News am Donnerstag, Spiegel-online, 18.03.2021)
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2.2 Die Folgen der Pandemie

Mit Sicherheit war selbst dort, wo die Pandemie im Som-
mer schien gebannt zu sein, noch lange nicht alles zum be-
sten geregelt. Und so werden Deutschland und immer
mehr Länder weiterhin in einen Zustand der politisch und
gesellschaftlich problematischen Konfliktbedrohungen und
-auseinandersetzungen getrieben.

Daher müssen spätestens jetzt die noch offenen grund-
sätzlichen Fragen zur Coronavirus-Pandemie Antworten
finden: Reagieren Politik und Gesellschaft angemessen auf
die Bedrohungen dieser Pandemie und vor allem wie wird
es weitergehen?

" 'Wer wissen will, wie das Wetter ist, möge aus dem
Fenster sehen', hat der Schriftsteller Max Goldt einmal ge-
sagt. Und wer wissen wolle, wie morgen das Wetter sei?
Der 'möge morgen aus dem Fenster sehen'. Für das Wetter
mag das stimmen. 

Wer wissen will, wo genau Deutschland gerade in der
Corona-Pandemie steht, hat es nicht so einfach. Ein Blick
auf die Daten von heute spiegelt nämlich keineswegs die
aktuelle Situation wider. Stattdessen blickt man in die Ver-
gangenheit - teils mehrere Wochen. Ein Blick auf morgen
ist mit noch mehr Unsicherheit behaftet. Für Politiker, die
über Lockerungen entscheiden müssen, ist das ein Pro-
blem. Wie soll es weitergehen?" (www.spiegel.de/wissen-
schaft/medizin/corona-infektionen, 28.04.20).

Und in dem immer heftiger von Berufenen wie Geru-
fenen geführten Disput zwischen vermeintlicher Mei-
nungsfreiheit und eingeschränkter Handlungsfreiheit mö-
gen die folgenden Ausführungen erkenntnisreich sein: 

"Das Missverständnis liegt darin, dass Menschen, die
sich nicht an die allgemeinen Regeln halten, das immer
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wieder mit ihrem Recht auf Meinungsfreiheit begründen.
...Was diese Menschen nicht richtig verstehen, ist, dass sie
das volle Recht auf eine freie Meinung haben. Auch auf
die Meinung, dass die Regeln, die für alle gelten, falsch
sind. Aber das bedeutet nicht, dass sie sich deshalb nicht
an diese Regeln halten müssen. Weil das demokratische
System eben nicht funktioniert, wenn alle immer nur das
tun, was ihrer Privatmeinung entspricht. Und einigen fehlt
jetzt die Fähigkeit, sich trotz ihrer Meinung an die für alle
geltenden Vorgaben anzupassen.

Hier zeigt sich möglicherweise ein Erziehungsfehler,
den sich viele Eltern in Deutschland in unbeschwerten Zei-
ten leisten konnten, der aber jetzt fatale Folgen bei vielen
mittlerweile Erwachsenen hat: eine unzureichende Tren-
nung von Meinungs- und Handlungsfreiheit.

Schon im Umgang mit den digitalen Medien wurde
deutlich, was damit über viele Jahre versäumt wurde: die
zu vermittelnde Fähigkeit, mit Beschränkungen klarzu-
kommen; auszuhalten, dass man ein Bedürfnis nicht im-
mer sofort befriedigen kann. Dass es wichtig ist, unmittel-
bare Impulse kontrollieren und zugunsten eines größeren
Ziels zurückstecken zu können.

Deshalb fehlt jetzt einigen die Frustationstoleranz, ei-
ne eigene Meinung zum Lockdown zwar jederzeit haben
und auch lautstark überall vertreten zu dürfen. Sich aber
trotzdem an die Regeln halten zu müssen, die andere für
die Allgemeinheit festgelegt haben. Weil diese anderen,
die Entscheider, von der Mehrheit der Menschen demokra-
tisch gewählt wurden, um genau solche Regeln für alle zu
erlassen" (Auszug Jan Kalbitzer: Warum muss ich mich an
Regeln halten ..., www/spiegel.de/psychologie/corona,
28.04.20).
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Was sind die Folgen der Corona-Pandemie? Die unmittel-
baren Folgen des Lockdowns sind zum einen mit sichtba-
rer Verschärfung die wieder erinnernde Mahnung an Ar-
beitslosigkeit, Armut und Ungleichheit und zum anderen
damit zugleich auch die Bloßlegung deren langjähriger ge-
sellschaftlicher Verdrängung; sie bergen aber auch die Ge-
fahr, dass diese Naturkatastrophe gleich einem Vulkanaus-
bruch alles Gewesene verschüttet und zudeckt, denn die
Corona-Pandemie ist kein Stromausfall, der danach das
Gewesene wieder wie gewohnt erblicken lässt.

Die gegenwärtigen Merkmale der pandemiebedingten
Ungleichheit sind: Viele sind arbeitslos, andere müssen in
der Krise weiterhin zur Arbeit gehen und sich einer An-
steckung aussetzen und wiederum andere sitzen im ge-
schützten Homeoffice. 

Und wird letztendlich die Corona-Krise einen Stellen-
abbau beschleunigen? Mit ein wenig Sarkasmus könnte
man schlussfolgern, dass die Corona-Pandemie dem Pro-
duktionsfaktor Kapital eine Sternstunde beschert hat, weil
sie alle seine zukünftigen Probleme beim Wandel der Be-
triebs- und Beschäftigungsstrukturen schnell und elegant
lösen wird: Auf einen Schlag sind die mit der Digitalisie-
rung einhergehenden notwendigen Schritte zu den zukünf-
tigen Beschäftigtenstrukturen brachial vollzogen. 

Der Produktionsfaktor Arbeit, ohnehin langfristig
durch die Digitalisierung einer existentiellen Bedrohung
ausgesetzt, könnte nun durch die Pandemie nachhaltig in
Schranken gehalten werden: Mit der Begründung, sich nie
wieder vom anfälligen Produktionsfaktor Arbeit das Ge-
schäft vermasseln zu lassen, wird das Kapital alles daran
setzen, den Produktionsfaktor Arbeit mit Hilfe der Digita-
lisierung nachhaltig zu verschlanken - nach dem Nieder-
gang der kommunistischen Konkurenzideologie wird der
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"entfesselte Kapitalismus" (Lech Walesa, Solidarnosc) nun
völlig enthemmt das Geschehen bestimmen wollen.

Es wird sich als ein Trugschluss erweisen, nicht nur dass
die Pandemie doch bald überstanden sein könnte, sondern
dass das Leben dann wieder so sein wird wie zuvor. Denn
für einen Fahrplan in das alte Leben werden viele Men-
schen kein Ticket mehr haben und auch der Traum aller
Tellerwäscher wird damit endgültig ausgeträumt sein: 

- Arbeitssuchende werden immer seltener eine unbe-
fristete Wieder- oder Neueinstellung finden, weil sie in
den zukünftigen Betriebs- und Beschäftigtenstrukturen
nicht mehr gebraucht werden oder für diese nicht genug
qualifiziert sind,

- neue Roboter werden zunehmend nicht nur am Fließ-
band, sondern immer öfter auch in den systemrelevanten
und personalintensiven Beschäftigungsstrukturen (ohne In-
fektionsgefahr und -verbreitung) eingesetzt und 

- Homeoffice wird zum Dauerzustand werden, in den
verschiedensten betrieblichen Varianten - mit dem positi-
ven Ergebnis für die zukünftige Siedlungsentwicklung,
dass leere Büroräume zu Wohnungen umfunktioniert und
damit die Pendlerverkehrsbelastungen drastisch einge-
dämmt werden können.

So wie vor 150 Jahren die Arbeitersiedlungen des
Bergbaues und der Schwerindustrie entstanden sind, so
werden zukünftig Homeofficer-Wohnungen in den vielen
überdimensioniert vorhandenen und noch geplanten Büro-
gebäuden entstehen oder Betriebe werden angesichts der
steigenden Mietpreise nahe liegende Wohnräume für ihre
Mitarbeiter mieten oder bauen - doch werden dann damit
auch wieder neue Arten von betrieblichen Bindungen und
Abhängigkeiten entstehen?
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Dieses Szenario von morgen mag vielleicht überzogen
sein, aber als Entwicklungslinie ist es schon lange vor der
Corona-Krise angelegt. Und damit kommt dann schließlich
auch noch der dritte Produktionsfaktor Boden ins Spiel.
Seit Jahrtausenden haben Menschen es verstanden, vielen
anderen Menschen den Boden unter den Füßen wegzuzie-
hen, indem wenige diesen Boden (mit Gottes Segen) zu ih-
rem Besitz erklärten. 

Und die gegenwärtige Pandemie lehrt auch hier die
Folgen, denn die privaten und geschäftlichen Insolvenzen
im Verlauf dieser Pandemie sind nicht zuletzt auch auf
Mietzahlungsunfähigkeiten zurückzuführen.

Jetzt rächt sich die Sorglosigkeit der im Wohlstand aufge-
wachsenen Generationen, die sich an eine Lebensführung
mit hohem und expansivem Kostenaufwand gewöhnt ha-
ben; im Privaten wie im Geschäftlichen werden kaum
noch solide Kaufmannsregeln wie frühe Rücklagenbildung
und kontrolliertes Wachstum beachtet (was nicht zuletzt
auch ein Merkmal mancher Start-up-Unternehmen ist).

Es rächt sich auch die latente soziale Sorglosigkeit im
Umgang mit wachsender Arbeitslosigkeit, Armut und Un-
gleichheit in dieser Wohlstandsgesellschaft. Weil nun die
Pandemie diese gesellschaftlichen Schwachstellen auf-
deckt und damit für jeden sichtbar macht, gibt sie zugleich
aber auch die Chance, aufzurütteln und Kräfte freizuset-
zen, um diese sozialen Missstände abzubauen und die Ge-
sellschaft in eine sozial vertretbare Balance zu führen.

Und noch eine weitere Chance eröffnet die Pandemie,
nämlich die für einen nachhaltigen Klimaschutz, der sich
zukünftig nicht nur in Ankündigungen erschöpft, sondern
dem auch Taten folgen könnten. Denn die Corona-Pande-
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mie selbst ist für den Klimaschutz schon eine - zumindest
kurzzeitige - Sternstunde. 

"In vielen Städten der Welt können die Einwohner
statt grauem Smog wieder blauen Himmel sehen. Und in
Teilen Nordindiens können Menschen zum ersten Mal seit
Jahrzehnten wieder die schneebedeckten Himalaya-Gipfel
erkennen. Doch mit den Lockerungen drohen viele positi-
ve Effekte wieder zu verschwinden, wie sie etwa die euro-
päische Weltraumagentur Esa mit ihren aufbereiteten Sa-
tellitenbildern anschaulich machte. Umweltexperten plä-
dieren deshalb dafür, beim Neustart der Wirtschaft ver-
stärkt auf Nachhaltigkeit zu setzen" (Stefan Parsch: Die
kurzen Effekte der Pandemie, General-Anzeiger Bonn,
13.06.20).

Aber schnell sind die ansonsten bedenkentragenden
Politiker, die Bremsklötze des Klimaschutzes, zur Stelle,
die nun flugs rühmen, die CO2-Einsparungen seien schon
erreicht, verschweigend, dass dies nicht politischem Han-
deln zu verdanken ist, sondern allein den arbeits- wie ver-
kehrsberuhigenden Effekten der Pandemie.

Wer in diesen Zeiten Dokumentationen über die men-
schenleeren Plätze und Straßen von Venedig, New York,
Paris oder London sehen konnte, den wird auch ein Wohl-
gefühl beschlichen haben. Es ist ein völlig neues Erlebnis,
in die bekannten und weniger bekannten Bilder einer Stadt
einzutauchen, wie gezeichnet in Stille und Schönheit, ohne
das Gedränge und den Lärm dieser geschäftlich und touri-
stisch getriebenen Spezies Mensch, die an kaum noch ei-
nem Ort mehr ein Verweilen zulässt. 

Wie angenehm wieder belebend könnte es sein, wenn ein-
mal in jeder Woche für 24 Stunden der Mensch sich aus
dem öffentlichen Raum zurückziehen würde, mit seinen
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lärmenden, die Luft verpestenden und immer größer und
schwerer dimensionierten Vehikeln, wenn alle Maschinen
still stehen und 24 Stunden weniger produzieren und der
Mensch 24 Stunden weniger konsumiert.

Das wären auf das Jahr gerechnet nur 14% weniger
Umsatz, Einkommen und Vergnügen, aber auch 14% we-
niger Arbeit, Verschleiß und Umweltbelastung. In der Ab-
wägung seiner dann geschmälerten finanziellen Möglich-
keiten sollte der Mensch - wie schon in dieser Coronakrise
- erkennen, wieviel Unnützes er bislang angeschafft, ge-
hortet und vermüllt hat (es ist nicht zu glauben, wohin die
Konsumverblödung führen kann, aber es gibt inzwischen
schon Menschen, die sich beim Ausmisten ihrer Wohnstät-
te professionell coachen lassen müssen). 

Ein solcher Klimatag wäre ein zusätzlicher Ruhetag
der gegenwärtig in der Regel Fünf-Tage-Woche (hierzu
durchaus passend ist die aktuell von der IG Metall ins Ge-
spräch gebrachte Vier-Tage-Woche - zur Rettung von Ar-
beitsplätzen). Aber dann muss zugleich auch geregelt wer-
den, dass diejenigen, die ihren kargen Lohn täglich benöti-
gen, um über die Runden zu kommen, mit höheren Min-
destlohnzahlungen finanziell so gestellt werden, dass sie
den Ausfall eines Werktages verkraften können.

Lehre und Mahnung aus der Coronakrise ist innehal-
ten, zu sich selbst finden und dabei mit Muße auch die Na-
tur wieder entdecken, sich als Teil und nicht als Feind und
Zerstörer dieser Natur verstehen - deshalb jede Woche ei-
nen Klimatag! 

Doch genug der Träumereien, denn es sind diese verfestig-
ten ökonomischen Strukturen, die eine Gesellschaft gefan-
gen halten, in der Arbeitslosigkeit, Armut und Ungleich-
heit nicht nur verdrängt und billigend in Kauf genommen,
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sondern als Voraussetzung für Gewinn- und Wohlstands-
maximierung wissentlich legitimiert werden. Deshalb wer-
den sich solche ökonomischen Strukturen auch schwerlich
verändern, weil sie sich zunehmend unverhüllt der sozia-
len Kontrolle entziehen und damit auf einer Gratwande-
rung bis hin zu obszönen Beziehungs-, Schutz- und Lob-
byismusverflechtungen bewegen, obwohl sie schon lange
nicht mehr den Ansprüchen einer demokratischen Gesell-
schaft genügen.

"Eine brutale Seuche geht um. Ihr Name ist weder Co-
vid noch Corona, sondern Spätkapitalismus... Das ist der
Endpunkt der bewusst geförderten Entsolidarisierung und
des Wettbewerbs gegeneinander" (Auszug Sibylle Berg,
www.spiegel.de/kultur, 05.12.20). Und noch der "Datenre-
port 2021 - ein Sozialbericht für Deutschland: Am höch-
sten ist das Armutsrisiko bei Alleinerziehenden (41%),
Menschen mit Hauptschulabschluss ohne Berufsabschluss
(35%) oder mit direktem Migrationshintergrund (29%), die
also selbst eingewandert sind. Strukturschwache Gebiete
im Westen weisen ebenso ein erhöhtes Armutsrisiko aus
wie noch immer Ostdeutschland... (Auszug Markus Dett-
mer, spiegel.de, 10.03.2021)

Aus dieser Sackgasse der sozialen Entmündigung des nicht
privilegierten Teiles der Gesellschaft führt nur Aufklärung
und Wissensvermittlung, und das kann nur immer wieder
allein von der Instanz in Gang gesetzt werden, die hier den
nachwachsenden Generationen die gebotenen Entwick-
lungsräume versprechen könnte: der Schule.

Und damit zurück zu der von Grund auf gestellten Fra-
ge nach den Formen und Merkmalen sozialer Ungleichheit
am Beispiel der ungleichen Bildungschancen in Deutsch-
land. Und wenn diese Frage dann im dritten Teil dieser
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Untersuchung zu Schlussfolgerungen geführt wird, sollten
zuvor noch die Folgen der Coronavirus-Pandemie gerade
auch für das Schulsystem angesprochen werden.

Denn es ist überhaupt noch nicht absehbar, welchen
Schaden welche Schulkinder mit der Unterbrechung des
Schulbetriebes genommen haben; die Lehrkräfte sind da
mit Recht skeptisch, nicht nur hinsichtlich des Zeitpunktes
des Wiederbeginns des Schulbetriebes, sondern vor allem
im Hinblick auf die inzwischen zu befürchtenden Lernun-
terschiede der Schulkinder. Mit Sicherheit wird das latente
Problem der ungleichen Bildungschancen nach monatelan-
ger Heimbeschulung noch erheblich eskalieren.

Und ohne sich an dem absurden, aber immer wieder
beliebten Gesellschaftsspiel, den Lehrerberuf im Gegen-
satz zum anderen Teil der arbeitenden Bevölkerung als
eher leichtfüßig zu verunglimpfen, beteiligen zu wollen:

"Er gehe nicht davon aus, dass sich Lehrer befreien
lassen wollen, weil sie arbeitsscheu seien. 'Sie haben ein-
fach Angst.' Und diese Angst müsse ihnen nun genommen
werden. Im Klassenzimmer würden sich Lehrer nicht häu-
figer anstecken, als zum Beispiel beim Einkaufen oder Es-
sengehen, so Huppertz (Generalsekretär der Deutschen
Akademie für Kinder- und Jugendmedizin). 'Kinder sind
keine Superspreader... Für Lehrer ist die Ansteckungsge-
fahr im Lehrerzimmer viel höher als im Klassenraum.' 

Und anders als zum Beispiel Polizisten, die bei der
täglichen Arbeit Menschen treffen, deren Herkunft und In-
tention sie nicht kennen, haben Lehrer nur mit Menschen
aus einem überschaubaren Kreis zu tun" (Auszug Verena
Töpper: Schule in der Coronakrise, www.spiegel.de/kar-
riere/lehrer-in-der-corona-krise, 23.06.20).

Nun ist es aber doch nicht so, dass Lehrer es nur mit
Menschen aus einem überschaubaren Kreis zu tun haben,
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denn Schule ist das Spiegelbild einer ungleichen Gesell-
schaft. Wie in einem grellen Scheinwerferlicht beleuchtet
die Pandemie alle diese Schattenseiten von Erschreckens-
szenarien der gesellschaftlichen Entwicklung, und dazu
gehört nicht zuletzt eben auch das Schulsystem.

Daher ist nun die Stunde der Schule gekommen, erfolg-
reich ihre Forderungen zu stellen, weil sie endlich Gehör
finden würde: Die Eltern sehen sich an der Grenze der Be-
lastung von Heimbeschulung und die Lehrkräfte blicken
mit Schrecken den nun noch heterogeneren Entwicklungs-
ständen der Schulkinder entgegen. Es ist sehr viel wichti-
ger, Schulkindern Entwicklungsbarrieren auszuräumen, als
mit großem finanziellen Aufwand mehr oder weniger oh-
nehin angeschlagene geschäftliche Unternehmungen vor
der drohenden Insolvenz zu schützen.

Ungeachtet einer Beweisführung, wie anfällig Kinder
in der Pandemie sind und damit sich und Lehrkräfte ge-
fährden, dann ist jetzt die Stunde der Grundschule gekom-
men, wieder zum vollen Regelbetrieb zurückzukehren und
diesen nun endlich mit allen nur möglichen finanziellen
und damit auch personellen Mitteln mobilisieren zu kön-
nen. Während jüngere Schulkinder die tägliche verlässli-
che personelle Zuwendung und das Vertrauen in Bezugs-
personen und deren Präsenz in der Schule brauchen, müs-
sen und können ältere Schulkinder noch weiterhin - und
vielleicht dann auch auf Dauer - mit digitalen Hilfsmitteln
unterrichtet werden.

Spätestens an dieser Stelle stellt sich dann auch die Frage,
wie eine bessere personelle, sächliche und räumliche Aus-
stattung der Schulen finanziert werden soll? Wenn diese
Pandemie die lange verdrängten und verschütteten Er-
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schreckensszenarien der gesellschaftlichen Entwicklung
aufgedeckt hat und damit zur Einsicht geführt haben sollte,
hier Ordnung schaffen zu müssen, dann darf in diesem Zu-
sammenhang auch die Problematik der immensen privaten
Vermögensanhäufung nicht unerwähnt bleiben: "Wir ha-
ben eine Vermögensverteilung, die nahezu wieder bei ei-
ner Adelsgesellschaft angekommen ist" (Jessica Rosenthal,
Juso-Vorsitzende, Spiegelinterview, 06.08.2020).

"Bisherige Studien und Schätzungen zum Erbvolumen
in Deutschland berücksichtigen weder Wertänderungen
des Vermögens noch das regelmäßige Sparen der Erblasse-
rinnen und Erblasser. Eine neue Studie des Deutschen In-
stituts für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin) im Auftrag
der Hans-Böckler-Stiftung bezieht diese Elemente ein und
kommt zu dem Ergebnis, dass in einem Zeitraum von 15
Jahren (2012 bis 2027) vermutlich bis zu 400 Milliarden
Euro pro Jahr vererbt und verschenkt werden könnten. Das
ist über ein Viertel mehr als bislang in entsprechenden Stu-
dien angenommen wurde... 'Es ist erstaunlich, dass in ei-
nem auf individueller Leistung basierenden Wirtschafts-
system faktisch keine genauen Kenntnisse über das leis-
tungslos übertragene Vermögen in Deutschland vorhanden
sind', so Studienautor Markus M. Grabka. 'Diese neuen
Zahlen sollten ein Anstoß sein, das aktuelle Regime der
hohen Freibeträge in der Erbschaft- und Schenkungsteuer
auf den Prüfstand zu stellen' sagt Studienmitautorin Anita
Tiefensee" (DIW Wochenbericht 27/2017, Pressemittei-
lung vom 5. Juli 2017).

Und zum anderen darf dann auch die Problematik der
mit der privaten Vermögensanhäufung einhergehenden
Steuerfluchtmöglichkeiten nicht unerwähnt bleiben:
"Wohlhabende Deutsche horten astronomische Summen in
sogenannten Steueroasen. In der Debatte über Maßnahmen
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gegen die Steuerflucht von Deutschen spielte Jersey bis-
lang keine Rolle. Die jüngsten Statistiken der Finanzämter
zeigen allerdings, dass die britische Kanalinsel zumindest
mehr Aufmerksamkeit verdient. Denn die Bundesbürger
haben einem Bericht der 'Süddeutschen Zeitung' zufolge
dort im Jahr 2018 auf Konten insgesamt 180,8 Milliarden
Euro geparkt... In der Rangliste der Steueroasen lägen mit
der Schweiz und Liechtenstein Länder, die in der Wahr-
nehmung der Öffentlichkeit eine zentrale Rolle einnäh-
men. Tatsächlich sind die Guthaben von deutschen Anle-
gern in Jersey größer als dort. Aus der Schweiz wurden
2018 laut Finanzministerium 133,1 Milliarden Euro auf
Konten von Deutschen gemeldet, aus Luxemburg 125,8
Milliarden Euro.

Insgesamt hatten Deutsche an den vom Bundesfinanz-
ministerium aufgelisteten Steueroasen im Jahr 2018 dem-
nach mindestens 591,3 Milliarden Euro auf Konten liegen.
Grundlage der Daten ist der sogenannte automatische In-
formationsaustausch. Dabei informieren sich Staaten ge-
genseitig über Konten, die ausländische Steuerpflichtige
bei ihnen unterhalten. Das soll Steuerhinterziehungen er-
schweren. Die Statistik des Finanzministeriums sagt nichts
darüber aus, ob das Geld legal oder illegal ist. Das prüfen
die zuständigen Finanzämter, nachdem die Daten übermit-
telt wurden. In der Liste des Ministeriums fehlen laut 'SZ'
allerdings einige vermutlich bedeutende Steueroasen. So
verlangen etwa die Caymans und die Bahamas, dass die
Statistiken über ihre Länder geheim bleiben." (www.spie-
gel.de/wirtschaft/jersey-ist-die-beliebteste-steueroase-der-
deutschen, 24.06.20).

Doch die öffentlichen Kontrollinstanzen, die Jurisdiktion
eingeschlossen, sind in ihren Strukturen personell, tech-
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nisch und finanziell seit Jahrzehnten immer mehr ge-
schwächt worden und verfügen schon lange nicht mehr
über die notwendigen Kompetenzen, um mit den vielfälti-
gen privaten kommerziellen Raffinessen mithalten zu kön-
nen; ihr Kleinmut lässt in stiller Duldung den Entwicklun-
gen ihren Lauf - und die politische, mediale und soziale
Öffentlichkeit bleibt untätig oder ahnungslos. 

 Statt kreativ Anreize für das private Vermögen zu
schaffen, hier und heute in die gesellschaftlich zentralen
Infrastrukturen wie das Bildungswesen im eigenen Land
zu investieren, bescheiden sich Staat und Politik darin, mit
zumeist nur unzulänglichen staatlichen Investitionsmaß-
nahmen den nachfolgenden Generationen einen immer hö-
heren Schuldenberg anzuhäufen.
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3. Zeichen: Die Erinnerung

3.1 Eine selbstverschuldete Verstrickung

Nur zwei Buchstaben würden die zu flüchtigen Wahrneh-
mungen der sozio-kulturell unterschiedlichen Rahmenbe-
dingungen in unserer Gesellschaft schlagartig verändern. 

Deutschland lässt es auch in seiner jüngsten Geschich-
te bislang immer noch dabei bewenden, in der seit Jahr-
zehnten sich vollziehenden Zuwanderung von Menschen
aus anderen Ländern und Kulturkreisen die Anwesenheit
von Menschen mit Migration shintergrund als eine ver-
gängliche zu betrachten - in der Erwartung, dass sich die-
ser Spuk durch Rückwanderung in nichts auflösen wird. 

Diese Entwicklung hätte jedoch schon längst in der öf-
fentlichen Sprachregelung als eine Immigration  definiert
werden müssen, was ehrlicher, weil zutreffender und die
Integration fordernder und fördernder gewesen wäre. 

Wer diese faktisch seit Generationen sich vollziehende
Immigration leugnet oder sich auch nur zu halbherzigen
Integrationsansätzen aufschwingt, riskiert das Abgleiten
der Immigranten in Parallelgesellschaften. 

Es sind nicht die Immigranten das ursächlich Be-
fremdliche, es ist diese Gedankenlosigkeit der deutschen
Gesellschaft, die mit ihrem ängstlichen realitätsfernen
Ausblenden der Integrationsaufgaben letztlich einem auch
kriminellen Fehlverhalten von Einzel- oder Clantätern der
Immigrantenszene den Boden bereitet.

Integration ist keine Einbahnstraße, Integration heisst
aufnehmen und fördern, damit Immigranten als vollwerti-
ger Bürger alle Rechte wahrnehmen können. Integration
heisst aber auch für Immigranten, die Pflichten eines voll-
wertigen Bürgers zu akzeptieren und zu übernehmen.
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Solange Immigration nicht in geordneten Bahnen mit
klar definierten Regeln stattfindet, bleibt das gesellschaftli-
che Zusammenleben von Ansässigen und Immigranten dif-
fus und beide Seiten wähnen sich dabei in einem quasi
rechtsfreien Raum, der zur einseitigen Vorteilsnahme ver-
führt. Wo keine Immigration stattfindet, bleibt auch die
Autorität der Sanktion stumpf; und das ist das Hauptpro-
blem in der sozio-kulturellen Gemengelage der gegenwär-
tigen deutschen Gesellschaft: Nichtachtung der sozial und
juristisch bestimmten Regeln bis hin zur bandenmäßigen
Abschottung ganzer Straßenzüge auf der einen Seite und
sozio-kulturelle und -ökonomische Ablehnung und Aus-
grenzung auf der anderen Seite sind dabei nur die Spitze
eines Eisberges. 

"Der typische Raser ist zwischen 18 und 25 Jahre alt,
männlich und hat oft einen Migrationshintergrund. Häufig
wohnt er noch bei seinen Eltern und hat nur ein geringes
Einkommen. Den fehlenden beruflichen Erfolg versucht er
auszugleichen, indem er sich Anerkennung übers Auto
holt" (Alexander Schwarzer, stellvertretender Leiter des
Einsatztrupps Verkehr/Rennen bei der Kölner Polizei). 

 Nach einer repräsentativen Umfage der Antidiskrimi-
nierungsstelle des Bundes erlebt jeder dritte Wohnungssu-
chende mit Migrationshintergrund Diskriminierung auf
dem Wohnungsmarkt: "29 Prozent der Bürger haben sehr
große oder große Bedenken, wenn in die benachbarte
Wohnung oder ins Nachbarhaus eine Person einzöge, die
nach Deutschland eingewandert ist. Die Vorstellung, eine
eigene Wohnung an sie zu vermieten, sorgt bei 41 Prozent
für Bedenken".

Intregation ist keine Einbahnstraße, Integration
braucht die Motivation ("innere" Rahmenbedingung) des
immigrierten Neubürgers und die von der aufnehmenden
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Gesellschaft gesetzten und gelebten Regeln ("äußere" Rah-
menbedingungen), nur in diesem Zusammenspiel gelingt
Integration. Und um auf dem Wege dahin eine halbwegs
erfolgreiche Integration zu erreichen, muss dabei auf der
kommunalen Ebene auch ein wenig mehr an wirksamer
Sanktionsgewalt greifen.

Wenn im Bildungssystem schnell die Rede ist von "Brenn-
punktschulen", dann ist das im Grunde ein weiterer leicht-
fertiger, gedankenloser Umgang mit einer Stigmatisierung.
Kinder und ihre Eltern mit Migrationshintergrund sollten
nicht wie Fremde betrachtet und behandelt werden, sie
sind Mitbürger mit den gleichen Rechten und Pflichten -
und hierzu gehört eben auch die uneingeschränkte und ver-
pflichtende Teilhabe am Bildungsgeschehen.

In diesem Diskurs hat Schule eine große Bedeutung.
Wenn es gelingt, so früh wie möglich schon und gerade in
der Grundschulzeit jedem Kind (und seinen Eltern) zu ver-
mitteln, dass Bildung das einzige ist, "das Dir keiner neh-
men kann", ist schon viel erreicht. 

Bildung ist das Zauberwort, das alle Türen für höhere
Qualifikationen und berufliche Perspektiven öffnet und zu-
gleich die aufgeklärte Persönlichkeit schafft und diese ge-
gen vordemokratische Gesinnung und postdemokratische
Fehlentwicklungen immunisiert.

Bildung war einmal das Privileg des Bürgertums, Bil-
dung wurde dann in der sich demokratisch entwickelnden
Gesellschaft ein Angebot, Bildung ist heute ein Muss für
alle, um in der neuen digitalisierten Welt teilhaben und un-
beschadet bestehen zu können.

Wenn die Schulentwicklung am Beispiel des Landes Nord-
rhein-Westfalen beleuchtet und vor dem Hintergrund der
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drängenden Probleme aufgrund unterschiedlicher sozial-
räumlicher Strukturen die Integrations-Herausforderung
als eine wichtige Baustelle im deutschen Bildungs- und
Schulwesen postuliert wird, dann dürfen dabei die demo-
graphischen Entwicklungsverläufe und -perspektiven nicht
unerwähnt bleiben.

Die Wohnbevölkerung des Landes Nordrhein-Westfa-
len ist von  Ende 2011 zensusbereinigt bis Mitte 2018 um
2,1% gestiegen, das ist in 6,5 Jahren ein Zuwachs um jähr-
lich weniger als 0,3%. 

Doch die Zuwanderung in einem solchen überschau-
baren Rahmen kann kaum noch den dramatisch verlaufen-
den Alterungsprozess der Wohnbevölkerung kompensie-
ren, und das gilt schon nicht mehr für alle Landesteile.
Denn nicht nur die Außenwanderungen, sondern - schon
länger zu beobachten - vor allem auch die Binnenwande-
rungen strömen in die urbanen Ballungsräume und verur-
sachen dort zunehmende Wohnversorgungsprobleme,
während sich die ländlichen Regionen immer mehr auf die
Folgen dieser Landflucht einstellen müssen. 

Schon für den zurückliegenden Zeitraum kann festge-
stellt werden, dass zwei Drittel des Bevölkerungszuwach-
ses (67%) des Landes in den Großstädten angekommen ist
- auf einer Siedlungsfläche, die nur 13% der gesamten
Landesfläche ausmacht. 

So hat sich die Bevölkerungdichte pro Hektar seit
2011 in den 29 Großstädten (100.000 Einwohner u.m.)
Nordrhein-Westfalens nun auf 183.191 Personen noch
weiter verdichtet (+3,1%), während sie in den 187 ländli-
chen Kommunen unter 20.000 Einwohnern mit nur 16.781
Personen pro Hektar bisher noch nahezu unverändert ge-
blieben ist (+0,6%). 
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Doch Ursachen und Größen der regionalen Zu- und Ab-
wanderungen sind sehr vielschichtig gelagert, denn man
findet in jedem der vier Stadt-/Gemeindetypen in dem je-
weiligen Spektrum unterschiedlicher Wanderungsbewe-
gungen auch noch regionale und lokale Besonderheiten.

Denn werden die 396 Städte und Gemeinden des Lan-
des nach den Effekten ihrer jüngsten Bevölkerungsent-
wicklung von 2011 bis 2018 in der Rangfolge geordnet,
dann lassen sich anhand dieser Rangfolge die Kommunen
des Landes Nordrhein-Westfalen vier demographisch un-
terschiedlich geprägten Gruppen zuordnen: Das oberste

Bevölkerungsentwicklung in Nordrhein-Westfalen 2011 - 2018
Stadt-/Gemeindetyp Wohnbevölkerung Siedlungsdichte
Einwohnerzahl Kom.° 2011 2018 Entwickl. 2011-18 Fläche qkm Bev./qkm
100.000 u.m. 29 7.994.113 8.241.437 247.324 3,1% 4498,81 1831,91
50 - 100.000 47 3.111.569 3.163.504 51.935 1,7% 4179,57 756,90
20 - 50.000 133 4.095.838 4.150.952 55.114 1,3% 11380,72 364,74

unter 20.000 187 2.343.418 2.358.451 15.033 0,6% 14054,07 167,81
Land insg. 396 17.544.938 17.914.344 369.406 2,1% 34113,17 525,14

° Zahl der Kommunen (Stand 2018)
Datenquelle: IT.NRW (Fortschreibung Basis Zensus 2011)

Bevölkerungsentwicklung in Nordrhein-Westfalen 2011-2018
- nach Stadt-/Gemeindetyp (Einwohnerzahl) -

Bevölkerungszuwachs Siedlungsdichte (Bev./Hektar)

247.324

183.191

51.935
75.690 55.114 36.474

15.033 16.781

100.000 u.m. 50 - 100.000 20 - 50.000 unter 20.000
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Viertel der Kommunen hat einen mittleren Bevölkerungs-
zuwachs von +4,7%, das zweite Viertel von +2,1%, das
dritte Viertel von nur +0,4%, während das unterste Viertel
einen mittleren Bevölkerungsverlust von -2,1% hat.

In jeder der vier Gruppen der Kommunen mit unterschied-
lichen Effekten von Wanderungsbewegungen sind auch
größere und kleinere Mittelstädte wie auch Kleinstädte und
Gemeinden vertreten. Entscheidend ist ihre regionale Lage
im Land und hier die nächste oder nähere Nachbarschaft
zu den ökonomisch und damit auch demographisch pros-

Bevölkerungsentwicklung in Nordrhein-Westfalen 2011-2018
- Bevölkerungszu-/abnahme in der Rangfolge der Kommunen -

Bevölkerungszu-/abnahme Siedlungsdichte (Bev./Hektar)

291.799

75.857
106.408

60.410
16.941

53.524

-45.742
22.562

oberstes Viertel oberes Viertel unteres Viertel unterstes Viertel

Bevölkerungsentwicklung in Nordrhein-Westfalen 2011 - 2018
Rangplatz Wohnbevölkerung Siedlungsdichte

Zu-/AbnahmeKom.° 2011 2018 Entwickl. 2011-18 Fläche qkm Bev./qkm
oberstes Viertel 99 6.271.673 6.563.472 291.799 4,7% 8652,47 758,57
oberes Viertel 99 5.021.449 5.127.857 106.408 2,1% 8488,47 604,10
unteres Viertel 99 4.121.178 4.138.119 16.941 0,4% 7731,32 535,24

unterstes Viertel 99 2.130.638 2.084.896 -45.742 -2,1% 9240,91 225,62
Land insg. 396 17.544.938 17.914.344 369.406 2,1% 34113,17 525,14

° Zahl der Kommunen (Stand 2018)
Datenquelle: IT.NRW (Fortschreibung Basis Zensus 2011)
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perierenden Korridoren in Nordrhein-Westfalen, die sich
verkehrsgünstig infrastrukturiert von der Rheinschiene -
nur unterbrochen vom Ruhrgebiet mit seinen spezifischen
regional unterschiedlichen demographischen Entwicklun-
gen - bis ins Münsterland und in die ostwestfälische Re-
gion um Bielefeld erstrecken.

Je nach Blickwinkel können solche unterschiedlichen
Entwicklungen mit Bevölkerungszuwächsen in den be-
schriebenen Wachstumskorridoren oder Bevölkerungsver-
lusten abseits dieser Korridore jeweils negativ oder auch
positiv bewertet werden, aber sie führen letztendlich hier
zu einer weiteren Siedlungsverdichtung und dort zu einer
Entvölkerungstendenz.

Die sich aus diesen regional gegenläufigen Bevölke-
rungsentwicklungen ergebenden schulentwicklungsplane-
rischen Infrastruktur-Herausforderungen können nicht un-
terschiedlicher sein: Hier muss aufgrund steigender Schü-
lerzahlen saniert und zugebaut werden, dort muss aufgrund
sinkender Schülerzahlen abgebaut und versucht werden,
einen Restbestand des Schulnetzes erhalten zu können.

Die Entwicklung von Abwanderung und niedrigen Ge-
burtenzahlen in den ländlichen Landesteilen könnte aber
gesellschaftlich noch weitreichenderen Zündstoff in sich
bergen, als es ein zunehmend weitmaschigeres Schulnetz
verursachen wird. Wenn zumeist die jüngeren ausgebilde-
ten Menschen gehen und eine alternd schrumpfende Be-
völkerung zurückbleibt, dann fallen die ländlichen Regio-
nen gesellschaftlich immer mehr zurück und fühlen sich
verdrossen abgehängt - fernab einer multikulturell und po-
litisch liberal scheinbar offenen und prosperierenden Ge-
sellschaft in den ökonomischen Zentren? 

Werden das die gesellschaftspolitischen Problemzonen
der Zukunft sein? Oder werden die zunehmend siedlungs-
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dichteren Ballungsregionen infolge der Binnenwanderung
(auf dem Wege dieser Land-Stadt-Flucht) wie auch der
Zuwanderung von Immigranten mit Verteilungskämpfen
und Segregationstendenzen die gesellschaftspolitischen
Problemzonen der Zukunft sein?

Wie auch immer die Zukunft sich darstellen wird, sie darf
nicht zum Stillstand oder gar zum Rückschritt einer sich
auf dem demokratischen Wege wähnenden Gesellschaft
führen, einer Gesellschaft aufgeklärter und gegen jedwede
Art von Ungerechtigkeit ankämpfender Menschen. 

Wer Ungerechtigkeit in der Schule nicht wahrnimmt
oder nicht wahrhaben will, der hat noch eine weite Weg-
strecke vor sich, um in einer demokratischen Gesellschaft
anzukommen.

Gerade Nordrhein-Westfalen ist ein Beispiel für
Durchzug und Einwanderung "fremder" Menschen seit
Jahrhunderten - woher stammen wohl die Millionen Berg-
arbeiterfamilien im Ruhrgebiet und wo wäre dort die so
verehrte deutsche Fussballtradition ohne Libuda, Tilkows-
ki und die vielen anderen.
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3.2 Die Rolle der Akteure im Bildungssystem

Die Spur der Schüler mit Migrationshintergrund verliert
sich dann vollends aus dem Blick in den höheren Stufen
des deutschen Bildungs- und Ausbildungssystems mit dem
Ende der Schulpflicht und hinterlässt verschwenderisch
Verschüttungen von Talenten, Wissensneugier und Bil-
dungsperspektiven.

Und wenn dieses ausgrenzende Bildungs- und Ausbil-
dungssystem auf den Teil der Elternschaft trifft, der seine
Kinder vor jeglicher Störung durch Ablenkung von zuviel
Aufmerksamkeit erfordernden "befremdlichen" Kindern
meint schützen zu müssen, und sollte dann doch einer den
Spiegel aufrichten, aber dieses Spiegelbild von der schuli-
schen und medialen Öffentlichkeit flugs wohlfeil gar als
eine Elternbeschimpfung diffamiert werden, dann schließt
sich der Kreis zum wohlgefälligen gesellschaftlichen Ge-
füge und die Akteure des Bildungssystems sehen sich auf
der sicheren Seite - in einer hilf- und ratlosen Schulträger-
schaft, in einer ahnungslosen Schulaufsicht und in einer
gesichtslosen Schulentwicklungsplanung. 

Schulentwicklungsplanung sollte sehr viel mehr sein
als Prognose von Schülerzahlen, sie muss mit einem offen
ausgetragenen Diskurs über die sozialräumlichen Her-
kunftsstrukturen ihrer Schüler die Schulen instand setzen,
ihren Beitrag zur gesellschaftlichen Integration aller der
ihr anvertrauten Schüler leisten zu können.

Die kommunalen Schulträger müssen in diesem Dis-
kurs mit einem sehr viel kraftvolleren Verantwortungsbe-
wusstsein die Rolle des Initiators und der Federführung
übernehmen. Und die Schulaufsicht hat in diesem Diskurs
im Grunde schon lange ihre Rolle verspielt, wenn sie diese
nicht in Abstimmung mit der kommunalen Schulträger-
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schaft neu definierend wieder positioniert (an dieser Stelle
auch der Hinweis auf den authentischen Bericht von Ingrid
König: "Schule vor dem Kollaps - Eine Schulleiterin über
Integration, die Schattenseiten der Migration und was ge-
tan werden muss").

Aber das reformresistente Selbstverständnis der deut-
schen Gesellschaft und Politik hat schon von jeher zu lan-
ge den Dingen ihren Lauf gelassen und erst spät, dann zu-
meist nur mit zaghaften Reformschritten reagiert - das mag
für den Behäbigen beruhigend sein, es macht den Unge-
duldigen aber zornig. Das Problem dabei ist, dass das Bil-
dungssystem wie jede öffentliche Einrichtung zumeist sys-
temimmanent strukturkonservativ agiert und reagiert: Tief-
greifenden Änderungen wird zunächst grundsätzlich mit
Misstrauen begegnet. Wenn überhaupt ist auch im Bil-
dungsbereich oftmals mehr auf die Kraft des gesellschaftli-
chen Wandels Verlass. Ein Beispiel hierzu ist das stetige
Vordringen der Mädchen zu höheren schulischen Qualifi-
kationen: Beim Übergang zur Hauptschule ist der Mäd-
chenanteil inzwischen auf 45% gesunken, zum Gymnasi-
um auf 53% gestiegen (Datenquelle: IT.NRW).

Übergänge von den Grundschulen in Nordrhein-Westfalen
- Mädchen- und Jungenanteile im Schuljahr 2016/17 -

Mädchen

Jungen
45%

55%

48%
52%

48%
52% 53%

48%

Hauptschule Realschule Gesamtschule Gymnasium
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Es ist nicht zu übersehen, dass Grundschulen in den ge-
genwärtig strukturierten Rahmenbedingungen bei einer
Schülerschaft von mehr als einem Drittel mit Migrations-
hintergrund im Hinblick auf die erreichte Gymnasialquote
an die Grenzen einer Verträglichkeit stoßen.

Nun könnte unter dem Handlungsdruck, Immigration
und Integration in Einklang zu bringen, eine Option sein,
mit der Mischung der Schülerschaften in den Grundschu-
len eine Obergrenze des Anteiles der Schüler mit Migra-
tionshintergrund einzuhalten. Doch dass sich mit einer sol-
chen bildungspolitischen Setzung die Versäumnisse und
Fehlentwicklungen des Wohnungsmarktes korrigieren lie-
ßen, erweist sich aus zwei Gründen als ein untaugliches
Mittel. Zum einen ist schon der amerikanische Versuch
des "busing" zur Aufhebung der Rassentrennung geschei-
tert, weil er nicht zu einer Desegregation geführt hat.

Und zum anderen liegt der Webfehler eines solchen
Versuches darin begründet, dass es nicht reicht (oder sogar
kontraproduktiv sein kann), die Kinder ihrem sozio-kultu-
rellen Umfeld zu entfremden, so lange ihre Familien nicht
mit der Schule und über die Schule in einen gesellschaftli-
chen Integrationsprozess eingebunden werden.

Wenn es nicht gelingt, im Primarbereich (und möglichst
schon davor) wie beschrieben und eingefordert die Rah-
menbedingungen für eine wesentlich bessere Integration
und Bildungsteilhabe zu schaffen, dann werden auch die
Sekundarstufenschulen auf Dauer mit dem Problem der
Chancenungleichheit in ihren Schulen belastet bleiben. 

Und sie werden weiterhin versucht sein, dieses Prob-
lem möglichst nicht zum Gegenstand öffentlicher Diskus-
sionen aufkommen zu lassen. Denn das ist das Problem
mit dem Problem ungleicher Verteilungen von Schülern
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aus prekären Umfeldern in den Sekundarstufenschulen und
daraus folgend der steten Angst dieser Schulen vor einem
Reputationsverlust, sei es die Schulform oder die einzelne
Schule betreffend. Selbst wenn eine intensivere Integra-
tionsstrategie im Primarbereich greifen sollte, werden die
Sekundarstufenschulen nicht davon entlastet sein, diese in
ihrem Bereich fortführen zu müssen.

Die Sekundarstufenschulen werden sich dieser drän-
genden Aufgabe stellen müssen, progressiv und ohne fal-
sche Rücksichtnahme. Und hier ist der Schulträger gefor-
dert, seine Sekundarstufenschulen entsprechend zu unter-
stützen und zu begleiten. Es ist nicht in Ordnung, wenn
sich der Schulträger mit seinen Schulen gemein macht,
über sozialräumliche Unzulänglichkeiten in seiner Kom-
mune nicht den offenen Diskurs zu führen.

Und auch hier ist eine Schulentwicklungsplanung ge-
fragt, die für den Schulträger erforderlichen sozialräumli-
chen Daten aufzubereiten und die notwendigen Schlussfol-
gerungen aufzuzeigen, damit der Schulträger gezielt ein-
greifen und die notwendigen schulaufsichtlichen Maßnah-
men begründet einfordern und lenken kann.

Aber wie in so manchen anderen Lebensbereichen
wird auch in der Bildungspolitik in Deutschland eine selt-
same politische Kultur gepflegt: Unter Experten sind die
beschriebenen Befunde - zumindest in Ansätzen - hinläng-
lich bekannt, sie werden auch stets in Bildungsberichten
benannt, die dann jedoch in der medialen Öffentlichkeit
und von der Politik zumeist nur verhalten kommentiert
oder in föderale Gremien abgeschoben werden - sie kom-
men in der praxisnahen Aufarbeitungsmöglichkeit vor Ort
in den Kommunen und Schulen nie an, weil das deutsche
Bildungssystem eben weniger Erkenntnisdefizite als viel-
mehr Umsetzungsdefizite und -probleme hat.
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Nun könnten Beteiligte und Verantwortliche spekulieren,
dass mit dem Ausklingen des gegliederten Schulsystems
das unerfreuliche Thema Schule und Sozialraumproblema-
tik zukünftig einfacher zu behandeln sein wird. Einerseits
würde sich dieses Thema mit der Fokussierung des Schul-
systems auf dann nur noch zwei Säulen zwar strukturell et-
was entzerren, andererseits bleiben aber die Herausforde-
rungen zur schulischen Reaktion auf diese sozialräumli-
chen Unzulänglichkeiten bestehen.

Zudem gibt es aber auch messbare Effekte, die doch
wieder eher nachdenklich stimmen. Wenn Integration und
Förderung in (und möglichst schon vor) der Grundschule
immer besser greifen sollten, besteht die Gefahr, dass dann
letztendlich auch das Zwei-Säulen-Schulsystem - in der
Tradition des gegliederten Schulsystems behaftet - in ei-
nem Zwei-Klassen-System enden wird. Wenn nämlich die
so notwendig frühzeitige Integration und Förderung dahin
führt, dass dann immer mehr der bildungsnäher integrier-
ten Eltern mit ihren geförderten Kindern zu der "besseren"
Schule, dem Gymnasium streben.

Diesen Entwicklungsstand hat Hamburg bereits erreicht,
wenn man den gegenwärtig aufkeimenden Disput zwi-
schen Gesamtschule und Gymnasium und die Klagen der
Stadtteilschulen (Gesamtschulen) verfolgt. So darf es auch
nicht verwundern, wenn hier die Schülervergleichsstudie
KERMIT 2015/16 große Unterschiede zwischen den
Schulformen aufgedeckt hatte: Im Bezirk Altona - sicher-
lich ein medial aufgegriffenes extremes Beispiel - lagen in
der Klassenstufe 8 die Leistungen von 76% der Stadtteil-
schüler unter den Mindeststandards für den Haupt- oder
Realschulabschluss, dagegen nur von 7% der Gymnasia-
sten (Hamburger Abendblatt).
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Es ist das alte Lied des sogenannten "Creaming"-Ef-
fektes, dass sich Eltern, deren Kind zur Gymnasialempfeh-
lung gefördert wurde, dann überwiegend für das traditio-
nell höher angesehene Schulformangebot Gymnasium ent-
scheiden. Von daher endet auch das Zwei-Säulen-Schul-
system sehr bald in einem bildungspolitischen Fiasko,
wenn mit der Bildungsgerechtigkeit nicht auch zeitgemäße
Bildungsstrukturen entwickelt werden.

Hier wären der Phantasie keine Grenzen gesetzt, ent-
scheidend wird sein, dass die Sekundarstufe I von dem frü-
hen Wahl- und Spezialisierungsdruck entlastet wird, als
Gymnasium oder Gesamtschule für alle, so dass sich dann
erst in der Sekundarstufe II die (klassisch) gymnasialen
und berufsorientierenden Oberstufen anschließen - so wie
es andere europäische Länder schon lange praktizieren.
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3.3 Die Aussicht auf Einsicht

Die vorliegenden Untersuchungsergebnisse führen letzt-
endlich auch dazu, nach "Schuld und Sühne" in diesem
Geschehen zu fragen: Die Sühne ist die mißliche Lage, in
der sich Deutschland gegenwärtig befindet, wenn es hän-
deringend nach Fachkräften sucht, wobei dieser Zustand
eben nicht allein nur dem demographischen Alterungspro-
zess der deutschen Wohnbevölkerung geschuldet ist.

Und die Schuld ergibt sich aus der weit zurück rei-
chenden Gemengelage von gesellschaftlichem Verkennen,
Geringschätzen oder sogar Verachten, beispielhaft festge-
macht an den Versäumnissen von Akzeptanz und Integra-
tion der Menschen mit Migrationshintergrund. 

Ein beredtes Zeugnis der lange und noch währenden Kluft
zwischen Erkenntnisgewinn und Umsetzungsvermögen
mag hier der folgende Auszug eines Berichtes von 2017
sein: "Es war eine Enttäuschung mit Ansage: Fast ein
Fünftel aller Kinder verlässt die Grundschule, ohne richtig
lesen zu können. Die Ergebnisse der Internationalen
Grundschul-Lese-Untersuchung (Iglu) reihen sich ein in
bildungspolitische Hiobsbotschaften der vergangenen Mo-
nate. Erst im Oktober attestierte das Institut zur Qualitäts-
entwicklung im Bildungswesen den Viertklässlern in
Deutschland deutliche Schwächen in Mathematik und
Rechtschreibung... Die Schere hat sich weiter geöffnet. In
kaum einem anderen Land liegen die Leistungen von Kin-
dern aus bildungsnahen und bildungsfernen Familien so
weit auseinander... Und es steigt der Anteil derjenigen
Schüler, die zu Hause kein Deutsch sprechen, was im
Durchschnitt mit schlechteren Testergebnissen einhergeht.
Kinder mit Migrationshintergrund hinken hinterher... Nur:
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Was Bildungsforscher sonst noch als wirkungsvoll be-
trachten, kommt bei den Lehrern oft nicht an... Das liege
an mangelnder Fortbildung, aber auch daran, dass immer
häufiger Quereinsteiger oder fachfremde Lehrkräfte unter-
richten" (Auszug Miriam Olbrisch: Besser im Tandem,
SPIEGEL 50/2017).

Und wenn dann von manchen Bildungspolitikern auch
noch ausweichend und arglistig entgegnet wird, dass quer-
einsteigende fachfremde Lehrkräfte den Unterricht beleben
könnten und Kinder, die dem Unterricht nicht folgen kön-
nen, dann eben später eingeschult werden sollten, belegt
eine solche Arroganz des Ausblendens der sozialräumli-
chen Zusammenhänge nur einmal mehr das Geschehen im
deutschen Bildungswesen.

Zwei entscheidende Zäsuren im Bildungssystem sind an-
gesprochen, der Eintritt in das Schulsystem mit der Ein-
schulung und der Austritt aus dem allgemein bildenden
Schulsystem mit dem Übergang in die berufliche Ausbil-
dung, sei es in den vorakademischen Bildungsgang der
gymnasialen Oberstufen oder in die dualen Ausbildungs-
gänge der Betriebe und berufsbildenden Schulen. 

Und in beiden Zäsuren ist das Schulsystem in seiner
gegenwärtigen Verfassung überfordert, die nachwachsende
Jugend gerecht zu begleiten, weil zu viele von ihnen auf
der schulischen Wegstrecke verloren gehen. Oder mit Bert
Brecht zu sprechen: "Die im Lichte siehet man, die im
Dunkeln sieht man nicht".

Die "im Dunkeln" gehen einer demographisch altern-
den Gesellschaft verloren, die es sich schon lange nicht
mehr leisten kann, einen Teil ihrer Jugend nicht optimal
auszubilden, weil dann das gesellschaftliche Gefüge nicht
nur sozio-ökonomisch aus dem Ruder läuft. Am Ende der
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von den beiden Zäsuren eingeläuteten Schulstufen sollte
kein Jugendlicher so abgehängt sein, dass nur noch eine
sehr eingeschränkte und perspektivlose Fortsetzung seiner
Bildungslaufbahn möglich ist.

Aber die Realität ist eine andere, es klemmt in allen Ecken
und Winkeln des Schul- und Bildungssystems und dies vor
allem ursächlich im Grundschulbereich. Solange die
Grundschule nicht als der Stützpfeiler des gesamten Bil-
dungssystems geschätzt und angemessen unterstützt wird,
werden sich die sozialräumlichen Probleme der die gesell-
schaftliche Spaltung verfestigenden Ab- und Ausgrenzun-
gen im Bildungssystem noch bis in die berufliche Ausbil-
dungsphase verlagern. In Anlehnung an den neuen Bun-
desbericht wissenschaftlicher Nachwuchs (BuWiN 2021)
zum Frauenanteil in der Wissenschaftskarriere kann hier
auch von einer "Leaky-Pipeline" gesprochen werden, dem
Leck in der Bildungslaufbahn-Leitung, durch das Jugendli-
che mit Migrationshintergrund aus dem Bildungssystem
verschwinden - sie sind schlicht nicht mehr existent.

Die Verteilung der Jugendlichen auf die einzelnen Bil-
dungsbereiche in den berufsbildenden Schulen in Nord-
rhein-Westfalen spricht hier eine sehr deutliche Sprache:
Während zwei Drittel (65%) der Schüler ohne Migrations-
hintergrund ihre berufliche Ausbildungsphase dual absol-
vieren, haben dagegen weniger als die Hälfte (45%) derje-
nigen mit Migrationshintergrund eine solche berufliche
Startchance, weil ebenso viele der Schüler mit Migrations-
hintergrund (46%) ihre berufliche Ausbildungslaufbahn in
den diversen vor- und nachqualifizierenden Bildungsberei-
chen der Ausbildungsvorbereitung und der Berufsfach-
schule beginnen - bei den Schülern ohne Migrationshinter-
grund sind dies nur 23%.
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An dieser Stelle sei dann auch die folgende Rechnung er-
laubt: Wenn eine frühere und vollendete Bildungsintegra-
tion gegriffen hätte und die Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund dann in gleicher Weise wie die Jugendlichen
ohne Migrationshintergrund den unmittelbaren Zugang zur
dualen Ausbildung gehabt hätten, dann wären es im Schul-
jahr 2016/17 nicht 55.530, sondern rund 80.500 Jugendli-
che mit Migrationshintergrund in der Berufsschule (duale
Ausbildung) gewesen. Und dann könnte heute Nordrhein-
Westfalen 25.000 Fachkräften mehr zählen - und auf ganz
Deutschland übertragen: Deutschland hätte heute minde-
stens 100.000 gut ausgebildete Fachkräfte mehr und könn-
te sich den fragwürdigen Aufwand, ausländische Fachkräf-
te zu gewinnen, weitgehend sparen.

Dabei sollten die nachwachsenden Generationen nicht
allein im Hinblick auf deren Quantifizierung, sondern stets
zugleich auch auf deren Belang für das gesamte demogra-
phische Altersgefüge im Fokus stehen, um immer wieder
an den demographischen Alterungsprozess der deutschen

Verteilung der Jugendlichen auf die Bildungsbereiche der
Berufskollegs in NRW Schuljahr 2016/17

(Datenquelle: IT.NRW, ohne Fachschule/Weiterbildung)
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Gesellschaft und folglich damit an die Notwendigkeit einer
uneingeschränkten Integration zur Ausbildung der nach-
wachsenden Generationen zu erinnern.

Während bei den unter 15-Jährigen in Nordrhein-Westfa-
len nur noch wenig mehr als die Hälfte zum Anteil der
Wohnbevölkerung ohne Migrationshintergrund zählt, stel-
len bei den Senioren (65 Jahre und älter) mit 6 Senioren

Bevölkerung° in NRW 2018 nach Altersgruppen
(° in Privathaushalten, Datenquelle IT.NRW/Mikrozensus)
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ohne Migrationshintergrund von 7 Senioren insgesamt die-
se hier noch den weit überwiegenden Teil. 

Oder einmal das Verhältnis der beiden Altersgruppen
Senioren und Jugendliche betrachtet: Bei der Wohnbevöl-
kerung ohne Migrationshintergrund sind die Senioren 2,3-
fach zahlreicher vertreten als die Altersgruppe der unter
15-Jährigen, das wäre das Horrorszenario eines massiven
Alterungsprozesses ohne die bisherige Immigration.

Mit der steten Zuwanderung von Immigranten ist der
demographische Alterungsprozess der Wohnbevölkerung
in Nordrhein-Westfalen zwar nicht aufgehalten, aber doch
erheblich gedämpft worden: So sind hier nun - auf die ge-
samte Wohnbevölkerung dieser Altersgruppe bezogen -
die Senioren nur noch 1,5-fach zahlreicher vertreten als die
Altersgruppe der unter 15-Jährigen.

Dennoch sind - wie einer aktuellen Antwort des Bundesin-
nenministeriums auf eine Anfrage der Linken zu entneh-
men - Politik und Exekutive immer noch angesichts der
weiterhin unterschiedlichen demographischen Entwicklun-
gen im Westen und Osten Deutschlands aufgrund ver-
meintlich noch ungleicher Lebensverhältnisse ratlos, weil
sie unisono - in ihrem Verdrängungsnetz verstrickt - nicht
das Naheliegende sehen.

Faktisch finden die neuen Bundesländer nach wie vor
demographisch keinen Anschluss an die alten Bundeslän-
der, obwohl die Ost-West-Binnenwanderung kaum noch
von großer Bedeutung ist: Während die Bevölkerungzahl
seit der Zensusbereinigung am 9. Mai 2011 bis 2020 in
Deutschland insgesamt um 3,7%, in Berlin um 11,5% und
in den zehn alten Bundesländern insgesamt um 4,1% ge-
stiegen ist, hatten die fünf neuen Bundesländer im gleichen
Zeitraum einen Bevölkerungsverlust von -0,5%.
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Die Ursache ist eigentlich schnell erklärt, denn das
Statistische Bundesamt hat hochgerechnet, dass die Bevöl-
kerung in Deutschland ohne Zuwanderung schon seit 1972
schrumpfen würde. Da sich jedoch gegenwärtig 95% der
zugewanderten Menschen (mit Migrationshintergrund) auf
die alten Bundesländer und die Stadt Berlin konzentrieren,
dagegen nur knapp 5% ihren Weg in die neuen Bundeslän-
der gewagt haben, ergeben sich folglich dann diese Bevöl-
kerungsanteile mit Migrationshintergrund: 32% in Berlin,
28% in den alten Bundesländern, dagegen nur 8% in den
neuen Bundesländern.

Wenn also gegenwärtig rund ein Viertel der gesamten
Wohnbevölkerung Deutschlands einen Migrationshinter-
grund hat und Deutschland insgesamt somit seine Bevöl-
kerungszahl noch stabilisieren und den fortschreitenden
Alterungsprozess seiner Bevölkerung verlangsamen kann,
dann haben die neuen Bundesländer jedoch aufgrund ihrer
marginalen Zuwanderungsquote ein sehr großes Problem. 

Weil nämlich dort Immigranten fortwährend als un-
willkommene Zuwanderer diffamiert werden, brauchen
sich die neuen Bundesländer dann nicht über die Konse-
quenz wundern, dass sie sich selbst auf Dauer ins demo-
graphische Abseits manövrieren.

Wie kann nun eine frühere und vollendete Bildungsinte-
gration greifen? Die Grundfeste der Bildungsintegration ist
die Grundschule, sie ist der Kern, die Wiege der Persön-
lichkeitsentwicklung, das Fundament im Bildungssystem.
Nicht umsonst trägt diese Schulstufe die Bezeichnung
Grundschule, ihr Name ist Programm. 

Von daher ist dann auch ein Paradigmenwechsel in der
öffentlichen Wahrnehmung und Wertschätzung schon lan-
ge überfällig. Die Grundschule war erst Ende der 1960er
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Jahre aus den unteren Klassen der Volksschule hervorge-
gangen, bis in die 1920er Jahre gab es dreiklassige Vor-
schulen zu den mittleren und höheren Schulen, die von
Kindern aus höheren Ständen besucht wurden. Immer wie-
der gab und gibt es vor allem im gymnasialen Spektrum
Gedankenspiele, die Einrichtung eigener Vorschulen aus-
zuloten.

Bis heute begleitet die Grundschule das Odium einer
Art pflichtiger Vor schule für alle Kinder, mit allen Kin-
dern gleich welcher Herkunft, daher nur wohlgelitten, weil
schon nach vier Schuljahren dann endlich das "richtige"
Schulleben beginnen kann. 

Und damit geht diese latent geringere Wertschätzung
der Einrichtung Grundschule einher, die nicht zuletzt auch
mit niedrigerer Gehaltsstufe und hohem Frauenanteil beim
Lehrpersonal der Grundschulen dem überholten, nach wie
vor gesellschaftlich männerdominierten Wechselspiel ge-
schuldet ist.

Die Grundschule muss in jeglicher Weise aufgewertet und
besser gestellt werden, sie sollte über eine längere Schul-
zeit und mehr und besser honoriertes Personal verfügen,
um ihren Bildungsauftrag erfüllen zu können. 

Daher werden nun mit großer Eindringlichkeit und
dem Aufruf zur konsequenten Umsetzung die folgenden
fünf Grundforderungen gestellt:

-> 1. Die Einschulung muss (wie in der Schweiz) um
wenigstens ein Jahr vorgezogen werden, damit die Grund-
schullaufbahn mit dem 5. Lebensjahr beginnen kann, um
bei allen Kindern gleich welcher Herkunft die Kompetenz-
unterschiede der Schulfähigkeit in der pflichtigen Schul-
zeit frühzeitiger erkennen und ausgleichen zu können.
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-> 2. Die Grundschullaufbahn muss dann auch - wie in
Berlin und Brandenburg und allen anderen europäischen
Ländern (außer Österreich) - ausnahmslos um zwei Jahre
bis zum 11. Lebensjahr einschließlich verlängert werden,
damit die Kompetenzunterschiede auch nachhaltiger aus-
geglichen werden können.

-> 3. Jede Grundschule muss als pflichtige Ganztags-
schule geführt werden, damit der tägliche Unterrichtsab-
lauf entspannter gestaltet jedem Kind gleich welcher Her-
kunft erzieherisch und motorisch die Vielfalt von Bewe-
gungen, intellektuellen Anregungen und gesunder Ernäh-
rung geboten werden kann.

-> 4. In der Eingangsstufe der Grundschule (1. - 3.
Jahrgangsstufe der 5-7jährigen Schulkinder) muss jede
Grundschulklasse personell von zwei Fachkräften im Tan-
dem als vertraute Bezugspersonen für den ersten Unter-
richt und die Betreuung begleitet werden (die zum Schul-
jahr 2020/21 vorgezogene Maßnahme aus dem "Master-
plan Grundschule" des nordrhein-westfälischen Schulmini-
sterium, 400 sozialpädagogische Fachkräfte einzustellen,
mit dem Ziel, dass zukünftig jede der fast 2.800 Grund-
schulen in Nordrhein-Westfalen eine solche Fachkraft hat,
ist ein erster sehr zaghafter Schritt in diese Richtung).

-> 5. Jede Grundschule muss ein vollzeitig besetztes
Sekretariat für das Tagesgeschäft haben; lokale Grund-
schulverbünde müssen zudem eine Verwaltungsfachkraft
haben, die für die nichtpädagogischen Schulleitungsaufga-
ben wie Buchführung, Statistik und Außenkontakte zu In-
stitutionen und Behörden zuständig ist.
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Grundsätzlich muss der Schulträger in allen "inneren" und
"äußeren" Angelegenheiten seiner Grundschulen letztlich
verantwortlich und somit auch weisungsbefugt eingebun-
den sein, damit das Ziel erreicht wird, dass in seiner Kom-
mune kein Kind mehr aufgrund der sozialräumlichen Her-
kunft in die Falle ungleicher und somit ungerechter Bil-
dungsperspektiven gerät - unterstützt von einer Schulent-
wicklungsplanung, die alle relevanten Daten und Fakten
der Schulentwicklung aufbereitet.

Darüber hinaus muss bei einer solchen strukturell um-
fassenden Bildungsreform gewährleistet sein, diese allge-
mein gültig festzulegen, damit sich nicht mit einer Fortfüh-
rung alter Strukturen in privaten Schulangeboten eine Pa-
rallelgesellschaft im Bildungssystem einschleicht.

Wann immer Veränderungen im Bildungswesen erfolgten
und erfolgreich waren, dann waren sie eher von unten vom
Problemdruck in den Kommunen angetrieben als von oben
in vorausschauender Planung der staatlichen Instanzen in
Gang gesetzt. 

Somit bleibt schließlich noch die Frage offen, wie
kann ein solch anspruchsvolles Programm finanziert wer-
den? Gewohnt, dass die Politik die Notwendigkeit von In-
vestitionen in die Bildung fortwährend betont und den
Versprechungen oft nur halbherzige Taten folgen lässt,
muss jeder Reformansatz nicht nur Lösungen für die zu
optimierenden Veränderungen im Bildungssystem, son-
dern auch über deren Finanzierung aufzeigen.

Vor dem Hintergrund der sich immer mehr weitenden
Diskrepanz zwischen privaten und öffentlichen Ressour-
cen ist der aktuelle politische Beschluss, ab 2021 auf den
Solidaritätszuschlag bei der Steuerzahlung zu verzichten,
grundsätzlich als kontraproduktiv zu betrachten.
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Denn wenn nicht dann doch gerade für den in seiner
gesellschaftlichen Wertschätzung bisher pekuniär vernach-
lässigten Bildungsbereich wäre ein gezielter Solidaritäts-
zuschlag ein Segen. Ein solcher Bildungssolidaritätszu-
schlag würde sicherlich auch von allen Teilen der Gesell-
schaft - auch mit dem aktuellen Erkenntnisgewinn über die
Leistung der Schule nach den eigenen Erfahrungen mit der
Heimbeschulung in der Coronavirus-Krise - akzeptiert und
mitgetragen werden.

Und dieser Bildungssolidaritätszuschlag sollte dann
vor allem den vielen beschriebenen notwendigen Investi-
tionen im Grundschulbereich vorbehalten sein; wenn nicht
gerade jetzt nach der Offenlegung der Schwachstellen in
unserem Gesellschafts- und Bildungssystem im Laufe der
Coronavirus-Pandemie ist hier die Zeit für eine grundle-
gende rigorose Bildungsreform gekommen.

Eine solche Bildungsreform würde - ausgehend von
einem reformierten Grundschulbereich - den Schulraumbe-
stand des gesamten Bildungssystems erfassen, weil sie
eben auch angemessen nicht nur personell, sondern nicht
zuletzt auch räumlich zu begleiten wäre; wenn die Grund-
schule auf sieben Jahrgänge erweitert wird, wäre zwar ei-
nerseits der Kita-Bereich um einen Jahrgang und der Se-
kundarbereich um zwei Jahrgänge räumlich entlastet, an-
dererseits müsste der Raumbestand der Grundschulen fak-
tisch für drei zusätzliche Jahrgänge erweitert werden - am
besten für die besonderen räumlichen Belange der Ein-
gangsstufe der Grundschule (1. - 3. Jahrgang). 

Eine intelligente Schulraumnutzungsplanung, die den
gesamten Schulraumbestand in einer Kommune erfasst
und überprüft, könnte hier sicherlich nicht generell, aber
doch die eine oder andere kostengünstige Lösung finden.

93



Abschließend sollte ein nicht unwesentlicher Punkt noch-
mals angesprochen werden. Es war schon zuvor vom Ter-
minus "Brennpunktschule" und einem damit im Grunde
leichtfertigen Umgang einer Stigmatisierung die Rede. 

In ersten zaghaften Reaktionen auf die Erkenntnis von
ungleichen Bildungschancen erhoffen sich hier nun einzel-
ne Bundesländer zur standortbezogenen Unterstützung der
Schulen in sozialräumlichen "Brennpunkten" eine Abhilfe
mit dem Einsatz von Sozialindices. 

Die Ursachen und Ausprägungen sozialräumlicher Un-
gleichheit aufzuspüren und offenzulegen ist sinnvoll und
auch notwendig, und dies sollte die Schulentwicklungspla-
nung auch gutachterlich für den Schulträger ständig über-
prüfen und aktualisieren. Aber die bildungspolitischen
Schlussfolgerungen sollten dabei nicht einmal im Ansatz
zu einer gesellschaftspolitischen Polarisierung führen,
denn die Anwendung von Sozialindices könnte bedenk-
lich, wenn nicht sogar riskant sein, weil sich die Gesell-
schaft aufgrund der vielfältigen sozialen Ungleichheitsebe-
nen dabei allzu schnell polarisieren lassen würde.

Das Problem ist und bleibt ein grundsätzliches, weil es
eben nicht reicht, einzelne extreme "Brennpunkte zu lö-
schen", sondern erwartet werden kann und muss, dass alle
Grundschulen so aufgewertet und gestärkt sein werden,
dass sie auch die vielfältigen sozialräumlichen Unterschie-
de erfolgreich auffangen können. 

Da sind dann nämlich keine außergewöhnlichen Not-
fälle abzuarbeiten, denn das ist in einer offenen und plura-
listischen Gesellschaft nun mal so, dass die Auseinander-
setzung mit sozialräumlichen Unterschieden eben der Nor-
malfall ist, auf den alle Institutionen und Akteure profes-
sionell vorbereitet und eingestellt sein müssen.
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Anhang: Anleitung zum Verständnis

Die Erinnerung an das Versagen des Bildungssystems und
die Verdrängung dieser besonders folgenreichen gesell-
schaftlichen Verirrung versteht sich als eine Anklage und
ein Aufruf zugleich und will dazu beitragen, etwas er-
kenntnisreicher und zuversichtlicher in die Zukunft des
Bildungswesens blicken zu können. 

Die Erinnerung hat sich mit zwei grundsätzlichen Fra-
gen an das Bildungswesen beschäftigt, nämlich der nach
der Bildungsteilhabe im Schatten der sozialen Ungleich-
heit und der nach den Wegen der Bildungsvermittlung -
und aus aktuellem Anlass zugleich auch noch mit der Fra-
ge nach den Folgen der Pandemie, die das gesamte gesell-
schaftliche Leben und damit eben auch das Bildungswesen
auf eine einschneidende Probe stellt.

Der Untersuchungsgegenstand der sozialen Ungleich-
heit kann nun im folgenden auszugsweise und kommentie-
rend noch mit einigen aktuellen bundesweiten Befunden
ergänzt werden, die die Herkunft und beruflichen Beschäf-
tigungsverhältnisse der Bürger mit einem Migrationshin-
tergrund, die Folgen der Coronavirus-Pandemie für Schul-
unterricht und -bildung, die grundsätzlichen Fragen von
Bildungserwerb und Bildungsbesitz, die Merkmale und ge-
sellschaftlichen Konsequenzen von Bildung und Unbil-
dung sowie schließlich die empörend fortwährende gesell-
schaftliche Diskriminierung im digitalen Zeitalter des Al-
gorithmus beleuchten.
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Wer sind sie, die Immigranten?

Da ist zunächst die Frage: Wo kommen die Immigranten
her und wo sind sie im deutschen Gesellschaftsgefüge an-
gekommen? Das Statistische Bundesamt hat hierzu auf der
Basis des Mikrozensus der Bevölkerung 2019 in Privat-
haushalten nach Migrationsstatus (eine Person hat nach der
verwendeten Definition einen Migrationshintergrund,
wenn sie selbst oder mindestens ein Elternteil nicht mit
deutscher Staatsangehörigkeit geboren wurde) aktuelle Da-
tenhinweise veröffentlicht:

- Im Jahr 2019 hat mit 21,2 Millionen Menschen jeder
Vierte (26%) der Bevölkerung in Deutschland einen Mi-
grationshintergrund; der Zuwachs gegenüber dem Vorjahr
beträgt 2,1%, im Zeitvergleich seit 2011 der schwächste
prozentuale Anstieg.

- Gut die Hälfte der Bevölkerung mit Migrationshin-
tergrund (11,1 Millionen Menschen) besitzt die deutsche
und knapp die andere Hälfte eine ausländische Staatsange-
hörigkeit (10,1 Millionen Menschen); dabei ist die über-
wiegende Mehrheit (85%) der ausländischen Bevölkerung
mit Migrationshintergrund selbst zugewandert, bei den
Deutschen mit Migrationshintergrund sind es nur 46%, al-
so Nachkommen von Zuwanderern.

- Knapp zwei Drittel (65%) aller Personen mit Migra-
tionshintergrund sind aus europäischen Ländern Einge-
wanderte und ihre Nachkommen, dies sind 13,8 Millionen
Menschen, von denen 7,5 Millionen Menschen Wurzeln in
anderen EU-Mitgliedsstaaten haben; 3,2 Millionen Einge-
wanderte und ihre Nachkommen kommen aus dem Nahen
und Mittleren Osten, 1,4 Millionen aus anderen asiatischen
Ländern, 1,0 Millionen aus Afrika und 0,6 Millionen aus
Amerika und Australien - die wichtigsten Herkunftsländer
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sind nach wie vor Türkei (13%), Polen (11%) und die Rus-
sische Föderation (7%).

Viele Berufe sind in der Corona-Krise verstärkt in das
Interesse der Öffentlichkeit gerückt und gelten nicht nur,
aber vor allem in Krisenzeiten als besonders wichtig und
in einigen dieser Berufe arbeiten besonders viele Men-
schen mit Migrationshintergrund: 55% aller Beschäftigten
in Reinigungsberufen haben einen Migrationshintergrund,
jeweils 38% in der Lagerwirtschaft (inklusive Post und
Zustellung sowie Güterumschlag) und in der Lebensmittel-
und Genussmittelherstellung, 30% in der Altenpflege, 28%
im Verkauf von Lebensmitteln. Unterrepräsentiert sind da-
gegen Beschäftigte mit Migrationshintergrund zum Bei-
spiel in medizinischen Gesundheitsberufen (21%), in der
Lehrtätigkeit an allgemeinbildenden Schulen (11%) und
im Polizeivollzugs- und Kriminaldienst sowie Gerichts-
und Justizvollzug (7%) - (Quelle: Destatis Pressemittei-
lung Nr. 279 vom 28. Juli 2020).

Die ausgewiesenen Beschäftigungsstrukturen zeigen eines
sehr deutlich, dass die Beschäftigten mit Migrationshinter-
grund größtenteils im Niedriglohnsektor und dort in Berei-
chen arbeiten, die oft von außergewöhnlichen Arbeitszei-
ten bestimmt sind. Beides ist für die schulische Verläss-
lichkeit auf elterliche Behütung und Betreuung von Schul-
kindern, insbesondere den jüngsten verhängnisvoll.

Von daher muss der Schulbetrieb, der traditionell auf
die Assistenz und das Bestreben eines Bildungsbürgertums
und seiner Kompetenzen vertraut, völlig versagen, wenn es
gelten soll, jedem Kind die gleichen Bildungschancen zu
ermöglichen. Die Zeiten haben sich schon lange geändert
und mit ihnen die gesellschaftlichen Strukturen und Be-
dürfnisse, nur eben die Schule immer noch nicht.
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Geschichte wiederholt sich stets, manchesmal in ei-
nem anders gefärbten Kleid, aber immer im selben Zu-
schnitt. Unter den Alten von heute waren auch die Kinder
von wenig begüterten Zugewanderten und Vertriebenen
von damals, mißtrauisch beäugt in der neuen Heimat, oft
als Fremde behandelt und zurückgewiesen.

Aber sie haben es vergessen, weil sie heute Teil dieser
Gesellschaft geworden sind - und das ist gut so. Nur dass
sie sich heute dann stets wieder so verhalten wie diejeni-
gen, deren Ablehnung sie als Kinder der Neuankömmlinge
erlebt und ausgesetzt waren.

Es scheint der Gang der Geschichte zu sein, dass vie-
les irgendwann einmal dann doch zu einem verträglichen
Ende führen kann, aber ist der Mensch nicht endlich ein-
mal einsichtig und fähig, aus seiner eigenen Geschichte zu
lernen und dieses verträgliche Ende an den Anfang des
stets neu gefügten Zusammenlebens zu setzen?

Bildung in der Coronakrise

"Im März wurden in Deutschland quasi über Nacht die
Schulen für Wochen geschlossen. Lehrer standen plötzlich
vor der Frage, wie sie die Schüler unterrichten sollten. El-
tern wussten nicht, wie sie ihre Kinder betreuen sollten.
Und Schüler wussten nicht, wohin mit sich.

Nun hat das ifo-Institut eine Studie veröffentlicht, die
erste Informationen darüber gibt, wie viel Zeit Schüler ins
Lernen investiert haben - und womit sie sich sonst be-
schäftigten. Die Ergebnisse aus einer Befragung von 1100
Eltern zeigen, wie stark die Schulschließungen sich auf das
Lernen der Kinder ausgewirkt haben.

Demnach fand kaum Oneline-Unterricht statt, Lehrer
riefen ihre Schüler nur selten an und sie griffen vor allem
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auf Arbeitsblätter zurück, um ihnen etwas beizubringen.
Doch nicht alle Schüler erhielten eine Rückmeldung zu
den eingereichten Aufgaben. Besonders gelitten haben
leistungsschwache Schüler.

Schüler haben laut der befragten Eltern in der Zeit der
Schulschließungen durchschnittlich rund dreieinhalb Stun-
den mit schulischen Aktivitäten verbracht... Zuvor be-
schäftigten sich die Schüler der Umfrage zufolge durch-
schnittlich fast siebeneinhalb Stunden pro Tag mit schuli-
schen Aktivitäten; knapp sechs Stunden besuchten sie die
Schule und eineinhalb Stunden lernten sie (zuhause). 

Damit hat sich die Zeit, in der Schüler sich Wissen an-
eignen, mehr als halbiert... Mädchen haben laut der Studie
eine halbe Stunde am Tag mehr gelernt als Jungen (An-
merkung: In vielen anderen Länder haben die coronabe-
dingten Schulschließungen dazu geführt, dass Mädchen
daheim weniger lernen konnten, weil sie im Haushalt hel-
fen mussten!).

Große Unterschiede konnten die Forscher zwischen
leistungsstarken und leistungsschwachen Schülern ausma-
chen: Die Schulschließungen haben schwache Schüler be-
sonders hart getroffen. Sie reduzierten ihre schulischen
Aktivitäten um mehr als vier Stunden am Tag und beschäf-
tigten sich mehr als sechs Stunden mit dem Fernseher,
Computer- und Handyspielen sowie mit sozialen Medien.

Während der Coronazeit verbrachten leistungsschwä-
chere Schüler rund eine halbe Stunde weniger mit schuli-
schen Aktivitäten als leistungsstärkere Schüler. Die Coro-
nakrise hat demnach die Bildungsungleichheit weiter ver-
schärft" (Kristin Haug: Lernen fällt flach, www.spie-
gel.de/panorama/bildung/corona-krise, 05.08.20).
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"Am Anfang war das gedruckte Wort"

Da ist dann auch die Frage: Auf welchen Geleisen kann
Bildung nachhaltig vermittelt werden und welche sind
denn die Grundfesten von Bildungserwerb und Bildungs-
besitz? Wenn die Alten in den Zeitläuften von gesell-
schaftlichen Veränderungen den Werdegang der nach-
wachsenden Jugend beobachten und beurteilen, mischen
sich oft kulturpessimistische Untertöne und Befürchtungen
ein; das ist im Ansatz nachvollziehbar und so manchesmal
auch nicht unberechtigt. Das Dilemma bei der gegenwärti-
gen Bildungsentwicklung und -vermittlung wird dabei wie
folgt beschrieben: 

"Die Katastrophe ist schon da. Wir sind ein Land der
Lesemuffel. Mehr als ein Fünftel der Neuntklässler können
geschriebene Texte (ganz egal, ob auf Papier oder Bild-
schirm) nur noch auf Grundschulniveau verstehen. Ein
Hilferuf.

Leonie ist 15. Ihr Smartphone trägt sie täglich am Kör-
per. Nachts liegt es neben ihrem Bett. Auf dem Gerät tref-
fen vorwiegend Kurzmeldungen ein... Wenn Leonie 30
sein wird, wird ihr Problem mit dem Lesen etwas längerer
Texte vermutlich immer noch vorhanden sein. Wie ist Le-
onie dann bisher durch ihr Leben gekommen? Was hat sie
gelernt? Hat sie die Fertigkeit des Lernens bis dahin trai-
niert? Kann sie Inhalte aufnehmen? Würde sie ein Buch
von 300 Seiten lesen können?

Vermutlich wird Leonie weiter zur Mehrheit der lese-
schwachen Mitmenschen gehören, in den neunten Klassen
der Schulen sind es bereits 21 Prozent. Zu denen, die noch
im Alter von 15 Jahren nicht einmal Texte auf Grund-
schulniveau verstehen können. Die Konsequenz: Sie neh-
men Politik nur in knalligen Losungen wahr - also sind sie
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verführbar. Sie können Begründungen von Thesen nicht
sinnentnehmend erfassen - also denken sie nicht darüber
nach. Und die Literatur bleibt ihnen verschlossen - also
entgehen ihnen großartige Geschichten. Auch das Zei-
tungssterben wird forciert werden. Viele junge Leute kön-
nen einen Artikel von etwa 4000 Zeichen Länge (einen
wie diesen hier) nicht mehr erfassen.

Anja Karliczek, Bundesministerin für Bildung und Fo-
schung (CDU) verkündete nach der im Dezember veröf-
fentlichten Pisa-Studie, der diese erschreckenden Zahlen
zu entnehmen sind: 'Wir brauchen einen Aufbruch in der
Bildungspolitik.' Dann verwies sie auf den 'Digital(!)pakt
Schule', mit dem die föderale Struktur des Bildungswesens
länderübergreifend entwickelt werden soll. Aber wird es
heutigen Schülern morgen helfen, wenn sie nur Audio-
und Videodateien erfassen können - und Geschriebenes ih-
nen dauerhaft fremd bleibt?

Das Lesen, eine der ältesten Kulturtechniken der
Menschheit, ist in akuter Gefahr, mehr und mehr verloren
zu gehen. Jeder fünfte 15-jährige Schüler kann nicht mehr
lesen, bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund sogar
jeder dritte. Deutsche Schüler lesen sehr viel schlechter als
ihre gleichaltrigen Zeitgenossen in Estland, Finnland oder
Kanada. Jungen haben mehr rudimentäre Leseschwächen,
bei Mädchen ist der Anteil seit 2015 gleich geblieben. Die-
se Schüler können nur einfache Sätze verstehen und damit
nur vermindert Informationen aufnehmen.

Zu Beginn der 2020er Jahre erklärt Ludger Schu-
knecht, Mitarbeiter der Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD): 'Menschen
mit niedrigen Basiskompetenzen laufen heute mehr denn
je Gefahr, ausgegrenzt zu werden.' Die zukünftigen Mit-
glieder der modernen Informationsgesellschaft brauchen
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vielleicht nicht mehr Romane (kaum vorstellbar, weil
Menschen ohne Erzählungen unglaublich viel an Lebens-
erkenntnis entgeht), aber sie müssen zum Beispiel in der
Lage sein, die Mitteilung einer Behörde in üblicher Länge
lesen zu können. Das ist bei immer mehr Mitmenschen in
Frage gestellt. Weil sie bildungsunfähig sind. Wer keine
Texte lesen kann, weiß weniger, ist also benachteiligt. Die-
se Aussicht müsste hierzulande sämtliche Alarmglocken
schrillen lassen. Viele Kinder werden in Zukunft auf der
Strecke bleiben.

Schon Ende 2018 übergab der Börsenverein des Deut-
schen Buchhandels der Politik seine Hamburger Erklärung
zur Leseförderung. Ihr Kernsatz: Jedes Kind muss lesen
lernen. Das ging damals aus von der Bildungsstudie 'Iglu':
Sie ergab, dass ein Fünftel der Zehnjährigen nicht textbe-
greifend lesen können. 110 000 Experten haben die Erklä-
rung damals unterzeichnet. Geschehen ist seither: nichts.

Heute wissen wir: Kinderbücher - und erst recht die
Werke der Hochliteratur - werden von vielen deutschen
Schülern als Zeitverschwendung empfunden. Die Kata-
strophe erwartet unsere Gesellschaft nicht erst in der Zu-
kunft. Die Katastrophe ist schon da" (Roland Mischke, Ge-
neral-Anzeiger, Bonn 22.02.2020).

Und ergänzend sei dann auch noch Walter Mayr, Italien-
korrespondent des SPIEGEL zitiert (Der gefesselte Riese -
Reise durch ein widersprüchliches Land, SPIEGEL Nr. 8,
15.2.2020): "Und so versucht Raimo, wenn er nicht gerade
auf Podien im ganzen Land vor 'ewigem Faschismus' und
vor 'Stammtischschwätzern' wie Salvini warnt, nun ganz
unten, an der Basis, wieder die Immunkräfte zu stärken -
durch regelmäßige Kulturinfusion. 'Grande come una cità'
- Groß wie eine Stadt - heißt seine Programmreihe, und
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groß ist dabei nicht nur das Spektrum: Lesungen, Konzer-
te, Filme. Sondern auch der Publikumsandrang. Es geht
um 'Pädagogik unter freiem Himmel', sagt Raimo. Im An-
gesicht des 'Masseninfantilismus', der Italien infiziert habe,
das Land Dantes, in dem immer weniger gelesen wird, ge-
be es nur zwei mögliche Standpunkte, das Motto 'Io me ne
frego' - was juckt's mich - oder 'Mi impiccio', ich mische
mich ein. Raimo hat sich entschieden."

Da sind zum einen die Befürchtungen von Unbildung und
Versagen der Bildungsvermittlung, die ihren Anfang neh-
men in dem Unvermögen, den Zwiespalt zwischen sozialer
Ungleichheit und gleichen Bildungschancen zu überwin-
den. Und in diesem Zwiespalt ist hier die Schule unverän-
dert hilflos gefangen. Denn die folgende Einschätzung der
Schulentwicklung in Deutschland ist nach wie vor zutref-
fend: "Es gibt außerhalb des Vatikans kaum eine Institu-
tion, die sich so langsam wandelt wie Schule... Auch die
so hochgelobten skandinavischen Schulsysteme haben vie-
le Jahrzehnte gebraucht, um sich zu dem zu entwickeln,
was sie heute sind. Kaum ein Eingriff in das Schulsystem
ist an sich falsch oder richtig. Wir können nur sagen, er hat
dieses Potenzial und jene Risiken. Aber mit einer solchen
Offenheit lässt sich in Deutschland keine Politik machen.
Da ist die vermeintlich schnelle Lösung gefragt. Daher ba-
stelt man ständig an den Strukturen herum, statt mit lan-
gem Atem den Unterricht zu verbessern" (Hans Brügel-
mann: Die ideale Schule, GEO WISSEN Nr. 44 - 11/09).

Zum anderen lohnt es sich, in die komplexe Welt der Kin-
der einzutauchen - so wie der Kinder-Medien-Monitor
2020, einer vom SPIEGEL (und Partnern) durchgeführten
Studie bei 4- bis 13-Jährigen in Deutschland: "Obwohl
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heutige Kinder eigentlich Digital Natives sind, die in eine
digitale Welt hineingeboren wurden, nutzen sie in überra-
schend großem Umfang klassische Medien. 73 Prozent le-
sen Bücher, Zeitschriften und Comics auf Papier; elektro-
nische Endgeräte und Lesemedien spielen in keinem Alter
eine Rolle. Vier Mediennutzungstypen unter den befragten
Kindern wurden identifiziert:

- Als die Klassischen werden diejenigen Kinder be-
zeichnet, deren Medienutzung sehr analog ist; ihr Fokus
beim Medienkonsum liegt ganz klar auf dem laufenden
Fernseh- und Radioprogramm, gelesen wird fast aus-
schließlich von Papier. Als einzige Gruppe schreiben sie
noch Briefe und Postkarten, digitale Kanäle werden weit
unterdurchschnittlich zur Kommunikation genutzt. Die
Klassischen bilden mit 45 Prozent die mit Abstand größte
Gruppe, Durchschnittsalter: 9,3 Jahre.

- 22 Prozent der Kinder werden zur Gruppe der Zu-
rückhaltenden gezählt; mit einem Durchschnittsalter von
knapp neun Jahren sind sie die jüngste Gruppe. Lineares
TV und Zeitschriften sind in dieser Gruppe die Medien der
Wahl, insgesamt sind die Mediennutzung und das Kom-
munikationsverhalten über alle Kanäle hinweg allerdings-
weit unterdurchschnittlich. Bei den Eltern dieser Kinder
gibt es eine vergleichsweise geringe Medienakzeptanz.

- Jedes fünfte Kind (19 Prozent) gehört zur Gruppe der
Multis. Damit werden die Kinder bezeichnet, die beson-
ders viel kommunizieren; sie sind ständig auf sämtlichen
Medienplattformen und -kanälen unterwegs und kommuni-
zieren überdurchschnittlich stark über alle verfügbaren
Kommunikationskanäle und -Apps. Multis sind im Schnitt
zehn Jahre alt.

- Mit 14 Prozent machen die Streamer die kleinste
Gruppe der Mediennutzungstypen aus - und die älteste, sie
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sind im Schnitt elf Jahre alt und bewegen sich mit Leiden-
schaft und Ausdauer in der digitalen Welt, in Streaming-
und Videodiensten. Wie kein Typ sonst nutzen die Strea-
mer alle möglichen digitalen Kommunikationskanäle und -
Apps; Lesen nimmt eine untergeordnete Rolle ein" (Armin
Himmelrath: Am Anfang war das gedruckte Wort,
www.spiegel.de/panorama/bildung/mediennutzung-bei-
kindern, 28.07.20).

Mit diesen vier Mediennutzungstypen wird ein Kaleido-
skop der Stufen von kindlichem Bildungserwerb und Bil-
dungsbesitz vermittelt - sowohl hinsichtlich der Vielfalt als
auch der sicherlich altersbezogenen Präferenzen der Me-
diennutzungsmöglichkeiten. Zugleich ließe sich dabei aber
auch trefflich der ewige Diskurs über das Merkmal Bil-
dung an sich fortsetzen.

Die befragten 4- bis 13-jährigen Kinder befinden sich
größtenteils im Grundschulalter und damit im Fokus dieser
Untersuchung und könnten somit nach ihrer beschriebenen
Mediennutzungstypisierung dann den drei folgenden
Gruppen zugeordnet werden:

- Die in der Tradition eines Bildungsbürgertums fortle-
benden Kinder (45%), die Schrift und Sinn des gedruckten
Textes im pädagogischen Umfeld der Grundschulzeit er-
lernen wollen und damit problemlos ihren Bildungsstand
entwickeln und erweitern werden;

- die digitalen Zappelphilippe (33%), die aktiv wie
passiv überfüttert mit Mediennutzungsmöglichkeiten eine
pädagogische Begleitung in der Grundschulzeit brauchen,
um überhaupt erst das Erlebnis der Ruhe und des befriedi-
genden Erfolges des Lesens kennen lernen zu können;

- die abseits stehenden Kinder (22%) mit unterdurch-
schnittlicher Teilhabe an der Mediennutzung und gerin-
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gem Kommunikationsverhalten (was wohl auch auf deren
Eltern zutrifft), die deshalb eine besondere pädagogische
Zuwendung in der Grundschulzeit benötigen, damit sie
den schulischen Anschluss erreichen und nicht auf einem
Bildungsabstellgleis landen (auch wenn hier ein Zusam-
menhang nur im ungefähren zutreffen mag, so sei doch
daran erinnert, dass ein Viertel (26%) der Bevölkerung in
Deutschland einen Migrationshintergrund hat).

Bildung ist Sammeln und reflektierendes Speichern von
Wissen, Bildungserwerb ist Stufe für Stufe den Olymp des
Wissenskanons erklimmen und verstehen - und das Medi-
um des gedruckten Wortes ist dabei schon immer überaus
hilfreich gewesen. 

Nun gibt es Zeitgenossen, die meinen, zum Olymp mi-
hilfe eines Treppenliftes gelangen zu können, schnell und
mühelos ohne reflektierendes Speichern von Wissen, weil
Wissen jederzeit über die digitalen Medien verführerisch
einfach abrufbar ist - ohne zu begreifen, dass es einen evi-
denten Unterschied ausmacht, Informationen mit dem ei-
genen gespeicherten Wissen überprüfen zu können oder
diese wenn überhaupt fremdbestimmt zufälligen medialen
Prüfkriterien zu überlassen.

Es ist die Frage nach der Standhaftigkeit aufgeklärten
Wissens oder der Flatterhaftigkeit einer Pseudowissensprä-
senz, verführbar in zweifacher Hinsicht, nämlich nicht nur
durch ungefilterte Informationsfluten, sondern auch durch
die ungebremste Vereinnahmung des Individuums selbst
als Medium ökonomischer Interessen - schlussendlich ist
es die Frage nach Bildung und Unbildung.

Mit der Frage nach den Merkmalen und gesellschaftlichen
Konsequenzen von Bildung und Unbildung wollte diese
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Untersuchung zunächst ihren Abschluss finden, wenn
nicht zu guter Letzt noch die beiden folgenden Fundstellen
überzeugt hätten, auch diese zu dokumentieren und damit
in einem weiteren zeitkritischen Schritt Aspekte einer Re-
levanz von Bildung und Unbildung aufzuzeigen.

"Die Irrtümer der Wissensgesellschaft"

"Wissen und Bildung sind, so heißt es, die wichtigsten
Ressourcen im rohstoffarmen Europa. Und es könnte so
scheinen, als ob der vermeintliche Traum der Aufklärung
vom umfassend gebildeten Menschen in einer rundum in-
formierten Gesellschaft endlich Realität werde.

Ein Irrtum, so der Wiener Philosoph Konrad Paul
Liessmann in seinem Buch (Liessmann, K.P.: Theorie der
Unbildung. Die Irrtümer der Wissensgesellschaft. Zsolnay,
Wien), denn die gegenwärtige Situation ist höchst ernüch-
ternd: Vieles von dem, was unter dem Titel Wissensgesell-
schaft propagiert und proklamiert wird, erweist sich bei
genauerem Hinsehen als eine rhetorische Geste, die weni-
ger einer Idee von Bildung als handfesten politischen und
ökonomischen Interessen geschuldet ist. Die Reformen des
Bildungswesens zielen auf eine Industrialisierung und
Ökonomisierung des Wissens ab, womit die Vorstellungen
klassischer Bildungstheorien geradezu in ihr Gegenteil
verkehrt werden.

Bei allem, was Menschen heute wissen müssen und
wissen können (und das ist nicht wenig) fehlt diesem Wis-
sen die synthetisierende Kraft. Es bleibt, was es sein soll:
Stückwerk - rasch herstellbar, schnell anzueignen und
leicht wieder zu vergessen. Bildung erscheint deshalb heu-
te, so die These von Liessmann, als Erscheinungsform von
Unbildung. Unbildung meint dabei den durchaus intensi-
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ven Umgang mit Wissen jenseits der Idee von Bildung. Sie
ist unser aller Schicksal, weil sie die notwendige Konse-
quenz der Kapitalisierung des Geistes ist...

Für Liessmann gehört es zu den Paradoxa der Wis-
sensgesellschaft, dass in ihr niemand mehr lernt, um etwas
zu wissen, sondern um des Lernens selbst willen. Denn al-
les Wissen, ausgerechnet das Credo der Wissensgesell-
schaft, veraltet rasch und verliert seinen Wert... Wissen be-
deutet immer, eine Antwort auf die Frage geben zu kön-
nen, was und warum etwas ist. Wissen kann deshalb nicht
konsumiert werden, Bildungsstätten können keine Dienst-
leistungsunternehmen sein, und die Aneignung von Wis-
sen kann nicht spielerisch erfolgen, weil es ohne die Mühe
des Denkens schlicht und einfach nicht geht.

Von der Utopie eines freien und individuellen Zu-
gangs zu den Ressourcen des Wissens ist nicht viel mehr
als die Ideologie des lebenslangen Lernens geblieben.
Liessmann sieht dahinter ein Instrument, mit dem jederzeit
eine Anpassungsleistung an die real existierenden Eigen-
tumsverhältnisse verlangt werden kann. Die Ideologie des
lebenslangen Lernens hat das Mittel selbst zum Ziel er-
klärt...

Nicht um Bildung geht es dabei, sondern um ein Wis-
sen, das wie ein Rohstoff produziert, gehandelt, gekauft
und gemanagt und entsorgt werden soll. Und während
Wissen als die sich rasch vermehrende Ressource der Zu-
kunft verkauft wird, nimmt das allgemeine Wissen in
atemberaubendem Tempo ab. Die Bildungslücken der so-
genannten politischen Eliten bei einfachsten historischen
oder kulturgeschichtlichen Fragen sind eklatant, und im
Triumpf des Meinungsjournalismus sieht Liessmann die
Kehrseite der Tatsache, dass niemand mehr etwas weiß.
"Bildung" ist in der Wissens- und Informationsgesellschaft
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zu einem diffusen Begriff geworden, mit dem der Erwerb
und die Vermittlung unterschiedlicher Kenntnisse und
Qualifikationen ebenso benannt werden können wie die
dazugehörigen Institutionen und Verfahren...

Liessmann beschreibt den Stand der Bildungspolitik in
einem Satz: Sie erschöpft sich im Schielen auf die Ranglis-
ten. Die geradezu neurotische Fixierung auf Ranglisten al-
ler Art interpretiert er als Rache der modernen Medienge-
sellschaft an den egalitären Prinzipien der Demokratie.
Und als sinnfälligstes Beispiel des Ersetzens des Denkens
durch das Abzählen einer Rangliste nennt er PISA. 'Ehr-
geiz', schrieb Wittgenstein, 'ist der Tod des Denkens'.

Durch den Verweis auf einen Ranglistenplatz, den
man verfehlt hat oder den man erreichen möchte, erübrigt
sich in der Regel jedes weitere Argument. Wer sich mit
dem Satz 'Ich sage nur PISA!' jeder Diskussion zu entzie-
hen vermag, hätte sich in einer Welt, die sich nur einen
Funken Reflexionsvermögen bewahrt hat, hoffnungslos
blamiert. Heute gilt er als Experte. Und je mehr an einer
Universität oder Schule von Qualitätssicherung die Rede
ist, desto weniger geht es um Qualitäten, sondern einzig
darum, Qualitäten in Quantitäten aufzulösen. Liessmann
sieht Rankings als ziemlich primitive, aber höchst wirksa-
me Steuerungs- und Kontrollmaßnahmen, die dem Bil-
dungsbereich noch das letzte Quentchen Freiheit austrei-
ben sollen, das ihm als Relikt humanistischer Ideale ge-
blieben ist...

Die flächendeckende Einführung berufsorientierter
Kurzstudien wird das Bild der Universität nachhaltiger
verändern als alle anderen Reformen zuvor. Polemisch
ausgedrückt: Der Bachelor ist der Studienabschluss für
Studienabbrecher. Wer bislang mangels Qualifikation an
einer Diplomarbeit scheiterte, wird nun zum Akademiker
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befördert. Kurzstudien, die entsprechend strukturiert, nor-
miert und verschult sein werden, werden mittelfristig aus
Universitäten Fachhochschulen werden lassen... Man
könnte, spottet Liessmann, zu dem Schluss kommen, die
modernen Universitäten kennten nur einen wirklichen
Feind: den unabhängig forschenden Geist, der sich ihren
Vorstellungen von strukturierter und kontrollierter Wissen-
schaft entzieht" (www.information-philosophie.de-bildung
, 05.08.20).

"Vom Algorithmus vergessen"

"Die IT-Branche ist überwiegend weiß und männlich. Das
führt häufig dazu, dass Software Vorurteile reproduziert.

... Laut einer Bitkom-Studie von 2019 stammt nur jede
siebte Bewerbung  auf eine Stelle für IT-Spezialisten von
einer Frau. Der Anteil von Frauen in der Techbranche lag
2020 laut Eurostat nur bei gut 17 Prozent.

...'Der Fokus auf Frauen ist viel zu eindimensional gedacht
und sorgt nur für weitere Ausschlüsse', sagt Mina Saidze.
Sie wünscht sich, dass auch Menschen mit Migrationshin-
tergrund und People of Color stärker einbezogen werden.
Deshalb hat Saidze "Inclusiv Tech" gegründet, eine Lob-
by- und Beratungsorganisation, die sich für mehr Diversi-
tät in der Techindustrie einsetzt.

Mina Saidze musste in ihrem Leben mehrmals Gren-
zen überwinden. Die Tochter politischer Aktivisten aus
Afghanistan war schon in der Schule eines der wenigen
Kinder mit Migrationsgeschichte. Sie erfuhr Diskriminie-
rung, wurde gemobbt, aber entwickelte die Kraft, sich
durchzusetzen. In der Schule programmierte sie zum er-
sten Mal einen Code. Später, neben ihrem VWL-Studium,
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brachte sie sich selbst Programmiersprachen wie Python
oder SQL bei.

'Die Entwicklung von Software und Algorithmen kann
echte Konsequenzen für unterrepräsentierte Gruppen ha-
ben', sagt Saidze. Die künstliche Intelligenz (KI) könne
frauenfeindlich oder rassistisch sein, wenn der Algorith-
mus nicht diskriminierungsfrei trainiert werde. Wenn nur
junge, weiße Männer an der Entwicklung beteiligt seien,
könne etwa eine Recruiting-Software Kandidatinnen und
Kandidaten mit Migrationshintergrund ausfiltern.

Das betrifft auch Suchmaschinen. Bei Google Bilder
sind Frauen in den Suchergebnissen für vermeintlich män-
nerdominierte Berufe unterrepräsentiert oder stereotyp dar-
gestellt. Das ist keine böse Absicht, sondern liegt an den
vorhandenen Daten aus dem Internet. Doch auch hier
kommt es auf die Algorithmen an - und auf diejenigen, die
sie programmieren.

Algorithmen lernen aus Beispieldaten, erläutert Va-
nessa Cann, Geschäftsführerin des KI-Bundesverbandes.
'Werden Daten nicht repräsentativ ausgewählt, kann es zu
Verzerrungen in den Datensätzen und dadurch auch in den
Ergebnissen kommen', sagt Cann. Diverse Teams würden
diskriminierende Datensätze leichter erkennen. Canns Ein-
schätzung macht deutlich: Ihre Branche hat ein Gerechtig-
keitsproblem." (www.spiegel.de/politik/diversitaet-in-der-
tech-branche-vom-algorithmus-vergessen, 30.09.21).
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- Nachgedanken -

In dem Wortspiel Nachgedanken/Nachdenken sollen die
Schlussfolgerungen aus der das Versagen des deutschen
Bildungssystems beschreibenden gesellschaftlichen Verir-
rung in das weite Spannungsfeld von Kapitalismus, Reli-
gion und sozialer Ungleichheit eingebettet werden, um
letztlich zu den aktuellen globalen Problemen der Klima-
und Ungleichheitskrise und dem Bestreben nach gemein-
samen Lösungsansätzen zu führen.

Soziale Ungleichheit begleitet die Menschheit seit Anbe-
ginn, immer wieder werden Kinder aufs Neue in unter-
schiedliche Milieus hineingeboren und wachsen dann ent-
weder milieugestärkt oder milieugeschädigt heran; da gibt
es in der Regel kaum ein Entrinnen. Und stets sind Reli-
gionen systemerhaltend beteiligt, weil sie Manna predigen
und die Herrschaftsverhältnisse schützend preisen.

Diesen Religionen ist es auch zu verdanken, dass bis
auf den heutigen Tag in allen Gesellschaften Blendwerke
wie Gotteslohn und Almosen das ökonomische Gefüge
von Arbeitsleistung und Entlohnung beschwichtigend be-
gleitet haben. Das nahm seinen Anfang mit dem in den Re-
ligionen überlieferten Rollenbild von der altruistisch die-
nenden Frau und setzt sich fort mit dem gedankenlosen
Beifallklatschen in der Coronavirus-Pandemie für das
folglich traditionell gering entlohnte Pflegepersonal.

"Die zwei Institutionen Kirche und Karneval haben
mich sehr geprägt, und je älter ich wurde, desto mehr
merkte ich, dass ich allein aufgrund meines Geschlechts
als minderwertiges Mitglied gesehen werde. Das hat mich
schon früh wahnsinnig wütend gemacht." (Kabarettistin
Carolin Kebekus, General-Anzeiger Bonn , 09.10.21).
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Und der Kapitalismus, die Wirtschafts- und Gesellschafts-
ordnung mit ihrer treibende Kraft des Gewinnstrebens Ein-
zelner, ist auf dem Wege, sich mit seinen historischen Er-
fahrungen des einvernehmlichen Miteinanders von Kapital
und Religion (im marx'schen Sinne als Überbau der auf
den wirtschaftlichen und sozialen Grundlagen basierenden
Anschauungen der Gesellschaft) zur neuzeitlichen Ersatz-
religion zu entfalten. Während die alten Religionen immer
sprachloser werden und ihre Kirchgänger verlieren, ge-
winnt die neue Religion an Fahrt.

Heute sind es die im angelsächsischen Kulturkreis ver-
wurzelten Denkschulen einer weitestgehenden liberalen
Wirtschaftsordnung (Milton Friedmann u.a.), auf die sich
zumeist dann Länder wie beispielsweise USA, Brasilien
und Chile berufen, in denen die Geringschätzung und Aus-
beutung von Menschen und Umwelt besonders hem-
mungs- und rücksichtslos fortschreitet.

Kapitalismus und soziale Ungleichheit bedingen einander
wie das Mehr oder Weniger an akkumuliertem Besitz und
Einkommen. Doch welche Rolle spielt in diesem sozialen
und ökonomischen Geflecht die Bildung?

Einerseits ist Bildungserwerb und Bildungsbesitz seit
jeher eng gekoppelt an die ökonomischen Rahmenbedin-
gungen und Möglichkeiten, die daher immer wieder aufs
Neue sozialpolitisch austariert werden müssten.

Andererseits werden spätestens seit der Aufklärung
vielleicht auch zu hohe Erwartungen an die Bildung ge-
stellt, die dann zu oft enttäuschend nicht eingelöst werden,
weil Bildung wohl doch letztlich auch nur ein formal er-
worbener Besitz ohne moralischen Wert sein kann; auch
Bildung hat Auschwitz nicht verhindert.
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Da der Mensch als vernunftbegabtes Wesen gelten will,
sollten Bildung und Unbildung besser auf kritische Ver-
nunft und unkritische Unvernunft rekurriert werden. Kriti-
sche Vernunft könnte vielleicht verlässlicher die Strategien
der schleichenden Kommerzialisierung aller Lebensberei-
che durchschauen, die Grenzen zwischen Information und
Verführung erkennen und sich indoktrinierender Ideologie
widersetzen. Trotzdem sind auch hier die Grenzen zwi-
schen kritischer Vernunft und unkritischer Unvernunft oft
fließend und lassen sich nicht immer wie an den beiden
Statuspolen Bildung und Unbildung festmachen, denn es
sind wohl auch noch andere maßgebende Faktoren wie in-
dividuelle Persönlichkeitsentwicklung oder soziokulturell
übernommene Orientierung, die die Grenze zwischen den
Spannungsfeldern Vernunft und Unvernunft offenlassen. 

Unvernunft in den Assoziationsformen Dilettantismus,
Dummheit, Ignoranz, Unfähigkeit, Unwissenheit setzt im-
mer niedrigere Messlatten für Konsum und Verkehr und
damit Ausbeutung von Mensch und Umwelt ebenso wie
deren Vermüllung und Vergiftung in den immer größeren
globalen Ausmaßen. Es ist die schiere Unvernunft, die sich
mehr und mehr konsumorientiert zu einer fadenscheinigen
Lebensqualität hingezogen fühlt, unbeeindruckt von und
kaum mehr ansprechbar mit dem Hinweis auf die selbst-
zerstörerischen Folgen dieses Handelns. 

Diese Unvernunft ist - wenn sie sich denn überhaupt in
ihrem selbstgefälligen Triumpf einer Zurschaustellung von
obszöner Omnipotenz auf irgend etwas berufen wollte und
könnte - gedanklich schlicht alttestamentarisch stehenge-
blieben: "Seid fruchtbar und mehrt euch, füllt die Erde und
unterwerft sie und waltet über die Fische des Meeres, über
die Vögel des Himmels und über alle Tiere, die auf der Er-
de kriechen" (Genesis 1,28).
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Und das sind dann die Folgen: "Durch intensive Land-
wirtschaft und Entwaldung sterben immer mehr Tierarten
aus. Die Geschwindigkeit ist atemberaubend, heisst es im
aktuellen Artenschutzbericht der Umweltorganisation
WWF... Mehr als zwei Drittel der für den Bericht unter-
suchten Tierwelt sind in den vergangenen 50 Jahren vom
Menschen vernichtet worden... Angesichts der Zahlen for-
dert der WWF einen Systemwechsel bei der Agrarpolitik,
dem Ernährungssystem und den globalen Lieferketten. Zu-
dem müsse bis 2030 ein Drittel der Erde unter Schutz ge-
stellt werden" (www.spiegel.de/wissenschaft, 11.09.20).

Und endlich könnte und sollte sich bei der Bekämpfung
der Folgen dieser alltäglichen Unvernunft mit der Verursa-
chungserkenntnis und -ahndung dann auch das Prinzip ei-
ner Gerechtigkeit einstellen: "Das reichste Prozent der
Weltbevölkerung bläst einer Studie zufolge mehr als dop-
pelt so viele klimaschädliche Kohlendioxid-Emissionen in
die Atmosphäre wie die ärmere Hälfte der Menschheit zu-
sammen. Der Bericht konzentriert sich auf die klimapoli-
tisch wichtigen Jahre 1990 bis 2015, in denen sich die
Emissionen weltweit verdoppelt haben: Die reichsten zehn
Prozent seien in dieser Zeit für über die Hälfte (52 Pro-
zent) des CO2-Ausstoßes verantwortlich gewesen; das
reichste Prozent allein habe 15 Prozent verbraucht, wäh-
rend die ärmere Hälfte der Weltbevölkerung nur für sieben
Prozent verantwortlich gewesen sei...

Verantwortlich dafür ist eine Politik, die auf Konsum-
anreize setzt, immerwährendes Wachstum verspricht und
die Welt ökonomisch in Gewinner und Verlierer spaltet...

In Deutschland (sind)... die reichsten zehn Prozent ...
für 26 Prozent der deutschen CO2-Emissionen im unter-
suchten Zeitraum verantwortlich. Die ... fünf Mal größere
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ärmere Hälfte der deutschen Bevölkerung habe mit 29 Pro-
zent nur etwas mehr verbraucht...

Wir müssen die Klima- und Ungleichheitskrise zusam-
men lösen" (Ellen Ehmke, Expertin für soziale Ungleich-
heit bei Oxfam Deutschland, www.spiegel.de/wissen-
schaft, 21.09.20).

Leichter gesagt als getan, denn eine solche Odyssee dürfte
ein schwieriges Unterfangen werden, weil die Menschheit
erst lernen muss, den Sirenengesängen des Kapitalismus
zwischen Skylla und Charybdis zu widerstehen. Und dies
wird eben nicht ohne die Hilfe einer freiwilligen Fesselung
am Mastbaum der Einsicht erfolgen können.

Weil aber die Coronavirus-Pandemie eines auch ge-
lehrt hat, dass bei ihrer Bekämpfung auf die Einsicht aller
Menschen kein Verlass ist, müssen noch andere Register
gezogen werden (so wie Odysseus seinen Gefährten die
Ohren mit Wachs verschließen ließ).

Eine Problemlösung für die Krise der sozialen Un-
gleichheit und zugleich des Klimawandels kann nur dann
erreicht werden, wenn es gelingt, die bei der Bekämpfung
dieser beiden Krisen jeweils entstehenden kontraprodukti-
ven Effekte zu vermeiden:

Zum einen führt jeglicher Versuch, die sozio-ökono-
mischen Rahmenbedingungen dahingehend zu verändern,
die soziale Ungleichheit einer Gesellschaft einzuebnen,
zwangsläufig zu einer höheren gesamtgesellschaftlichen
Konsumnachfrage (genauso wie beschrieben die Eineb-
nung ungleicher Bildungschancen den Zugang zu höheren
Bildungsabschlüssen mehrt).

Zum anderen bleibt als Grundproblem der Klimakrise
die Ohnmacht, der vom Gewinnstreben des Kapitalismus
getriebenen Konsumwerbung und dem Konsumdrang des
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Konsumenten kaum mehr Grenzen setzen zu können, weil
beim Konsumvorgang nicht nur profan Waren bereitge-
stellt, sondern beim Konsumenten dabei auch noch befrie-
digend angenehme Gefühlsregungen vermittelt und ausge-
löst werden.

Zudem setzt genau an diesem Punkt die neuzeitliche
Konsumwerbung an, wenn sie das Glücksgefühl des Er-
werbes und des Besitzes für den Konsumenten mit 'Green-
washing' hinterlistig sogar noch überhöht: "Greenwashing
oder Greenwash ist eine kritische Bezeichnung für PR-Me-
thoden, die darauf zielen, einem Unternehmen in der Öf-
fentlichkeit ein umweltfreundliches und verantwortungs-
bewusstes Image zu verleihen, ohne dass es dafür eine hin-
reichende Grundlage gibt" (Wikipedia). 

Für den gut- und leichtgläubigen Konsumenten wird
der Sog des kapitalistischen Geschehens immer undurch-
schaubarer und so reiht er sich dann eben doch lieber in
den Strom des zeitgenössischen Verhaltens ein: Mitspielen
ohne groß darüber nachzudenken.

Wenn es nicht gelingen will, eine breite Zustimmung für
den Kampf gegen den Klimawandel zu gewinnen, um die-
ser kapitalistischen Hybris gesellschaftlich vereint entge-
gentreten zu können, bliebe auf dem Weg dahin noch der
Versuch, wenigstens die Zustimmung für eine Schmähung
der Verursacher der Klimakrise zu finden. Und was wäre
angesichts des stets präsenten individuellen Strebens nach
gesellschaftlicher Anerkennung dann nicht zielführender
als eine konsequente gesellschaftliche Ächtung der großen
und kleinen Verursacher der Klimakrise?

Aber Unvernunft entzieht sich allzu leichtfüßig einer
gesellschaftlichen Ächtung, weil sich der Konsument sein
genußvolles Handeln selbst schon schnell als unvernünftig
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entschuldigt - 'mal unvernünftig geworden zu sein' erhält
zu schnell die Weihe einer Nachsicht. Zur Wirkkraft einer
Ächtung bedarf es daher härterer sozialer Sanktionen.

Deshalb könnte hier die semantische Definition von
Unbildung letztlich doch hilfreicher sein, denn wer wollte
sich schon mit der ehrenrührigen Statuszuschreibung, un-
gebildet zu sein, konfrontiert sehen? 

Auch und gerade eine demokratische Gesellschaft muss
sich schützen können gegen Dilettantismus, Dummheit,
Ignoranz, Unfähigkeit, Unwissenheit und alle diese Rück-
ständigkeiten vereinenden rechthaberischen, fanatischen
und unbelehrbaren Querulanten, deren Anführer sich dann
auch noch dummdreist Querdenker nennen. 

Das gilt für alle bedrohten Lebensphasen und -berei-
che der sich demokratisch entwickelnden Gesellschaft -
und das gilt vor allem aktuell bei der Bekämpfung der
Pandemie und des Klimawandels. Es sind diese Querulan-
ten mit ihren diffusen Zukunftsängsten, die Zwietracht
säen und damit das gesellschaftliche Zusammenleben läh-
men und zu zerstören drohen, weil sie sich in ihrem alltäg-
lichen Misstrauen leiten lassen, die vereinbarten Regeln
der demokratischen Gesellschaft zu missachten - mit den
dann entsprechend verheerenden Folgen in den Zeiten der
Pandemie und des Klimawandels.

Schon immer haben Quacksalber und Scharlatane ihr
Publikum gefunden, aber dieses hat sich bisher sichtbar
zumeist in noch überschaubarer Zahl an Beifallskundge-
bungen zur Schau gestellt. Heute zeigt sich dieses Publi-
kum mit den neuzeitlichen medialen Möglichkeiten in sei-
ner ganzen Breite, und das erschreckt. Doch schon damals
konnte der aufmerksame Beobachter der zwanziger Jahre
in Deutschland die Entwicklung bis 1933 fürchten.
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Das derzeitige mediale Kommunikationsgeschehen in
den vorgeblich sozialen Netzwerken fördert ein Querulan-
tentum in zweifacher Hinsicht: Der Wandel des Kommuni-
kationsverhaltens und der Mediennutzung hat dazu ge-
führt, dass verquere persönliche Ansichten und Überzeu-
gungen im Internet sich nicht nur schnell und weit verbrei-
ten, sondern auch noch in ihren Selbstverstärkungseffekten
gefährlich eskalieren können.

So wie die genetische Inzucht zu Inzuchtdepressionen
führt, die für die Lebenskraft des Individuums schädlich
sind, so führt ein gleichsam geistiger Inzuchtschaden zu
diesen Blickverengungen und Denkverödungen im sozia-
len Verhalten - und das umso rascher wie sie sich in den
sogenannten sozialen Medien verbreiten.

Und wenn eine ansonsten unverdächtige Tageszeitung in
ihrer Analyse der auf den aktuell erneuten breiten Anstieg
der Coronavirus-Pandemie reagierenden Bekämpfungs-
maßnahmen titelt, "was nach überzogener Machtaneig-
nung von Ministern und Regierungen aussieht, kann die
Gesellschaft spalten", dann ist das nicht nur unangemes-
sen, sondern höchst fahrlässig formuliert, weil genau damit
die Sprache und die Argumentationslinien des Querulan-
tentums bedient werden. Es ist keine Machtaneignung von
Ministern und Regierungen, sondern deren Pflicht, sich
von dem Faktum der von Experten analysierten Bedrohun-
gen und deren schlussfolgernden Empfehlungen verant-
wortlich leiten zu lassen, um die notwendigen Schutzmaß-
nahmen festzulegen - gegen die Pandemie und den queru-
lanten Teil der Bevölkerung.

Zwar lässt sich ein allgemeiner Freiheitsanspruch der
Bürger vor Eingriffen des Staates als Grundrecht aus dem
Grundgesetz ableiten, aber das Grundgesetz garantiert in
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Artikel 2 eben auch das Recht auf körperlichen Schutz:
"Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unver-
sehrtheit". Insofern sollten doch die staatlichen Instanzen
gefordert sein, ohne weitere Diskussion konsequent straf-
verfolgend aktiv zu werden, um zum einen den einsichtig
die gebotenen Schutzmaßnahmen achtenden Teil der Be-
völkerung zu schützen und zum anderen auch die das Ge-
bot dieser Schutzmaßnahmen verachtenden Querulanten
vor sich selbst zu schützen.

Ob allerdings dabei eine parlamentarische Mitsprache
als demokratischer Entscheidungsprozess zielführend sein
könnte, weil die öffentliche Debatte zeigt, "dass der Bun-
destag seine Rolle als Gesetzgeber und öffentliches Forum
deutlich machen muss, um den Eindruck zu vermeiden,
Pandemiebekämpfung sei ausschließlich Sache von Exe-
kutive und Judikative" (Wolfgang Schäuble, Bundestags-
präsident), mag dahingestellt sein. 

Einerseits könnten Schutzmaßnahmen, die auch parla-
mentarisch mitgetragen sind, vielleicht deren Akzeptanz
und Umsetzung erleichtern, andererseits wäre dann jedoch
zu befürchten, dass sich die Auseinandersetzung mit sol-
chen Reaktionen auf die Pandemie, wie sie im Netz und
auf der Straße geführt werden, eben nur in das Parlament
verlagern werden. Eine Pandemiebekämpfung - und das
betrifft dann in gleicherweise auch den virulenten Not-
stand des Klimawandels - verlangt schnell wirksames Han-
deln und keine Debatten.

Daher sei an dieser Stelle nochmals an ein Beispiel für
schnelles Handeln und Selbstdisziplin der Bevölkerung er-
innert, als in Hongkong Ende Januar 2020 die Coronavi-
rus-Pandemie ausbrach: Die Verantwortlichen in Hong-
kong erinnerten sich an die Sars-Epidemie von 2003 und
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reagierten sofort. Die Behörden testeten ausgiebig, isolier-
ten Infizierte, stellten Neuankömmlinge unter Quarantäne,
Schulen wurden geschlossen, Großveranstaltungen abge-
sagt und die Schutzmaske im öffentlichen Raum wurde zur
Regel; solche allseitig akzeptierten Änderungen im All-
tagsverhalten hatten es dort erlaubt, einen umfassenden
Lockdown zu vermeiden.
Aber wie kann sich eine demokratische Gesellschaft nach-
haltig schützen, wenn sie sich mit immer rücksichtsloser
agierendem, das Regelwerk der Umgangsformen und Le-
bensart durch mutwillige Regelverstöße gefährdendem
Widerstand auseinandersetzen muss? 

Der größte Feind der Menschen ist der Mensch, wobei hier
nicht die Rede ist von dem, der Kriege anzettelt, mordet
oder Morde in Auftrag gibt oder einen tödlichen Verkehrs-
unfall verschuldet. 

Doch wenn ökonomisches Gewinnstreben dazu führt,
dass Menschen zu Tode kommen, 

- weil sie von Multikonzernen der Agrarindustrie von
ihren Nahrungsquellen vertrieben werden und in der Folge
verarmen und verhungern 

- oder auch der weltweite Einsatz von Pestiziden in der
Landwirtschaft in Kenntnis der gesundheitlichen Schäden
für Mensch und Natur im Einvernehmen von Politik und
Wirtschaft ungehemmt fortgesetzt wird 

- oder - schlimmer noch - weltweit Menschen wissent-
lich todbringend krank gemacht werden, weil ihnen schäd-
liche Mixturen von industriell hergestellten Lebensmitteln
und Pharmaka verschwiegen werden, 

- aber auch wenn immer mehr Menschen mit Soft-
drinks, Fastfood und Fertigprodukten in gesundheitsschäd-
liche Fettleibigkeit getrieben werden,
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dann sind mit solchen provokativen Rücksichtslosigkeiten
die Grenzen eines vertrauensvollen gesellschaftlichen Zu-
sammenlebens überschritten.

Das betrifft dann aber auch die Uneinsichtigkeit - in trotzi-
ger Gegenwehr schnell gepaart mit antidemokratischer
Einstellung - in Zeiten einer Pandemie, in der die unmittel-
bare Bedrohung einer gesundheitlichen Gefährdung die
konsequente Einhaltung von Regeln zum Schutz von Leib
und Seele verlangt und in der jegliche Zuwiderhandlung
folglich nur mit harten Sanktionen bestraft werden kann.
Und das betrifft in gleicher Weise nicht minder die Unein-
sichtigkeit in den Zeiten des fortschreitenden Klimawan-
dels, der maßgeblich von einem ungehemmten Konsum-
verhalten in Gang gesetzt wird, dem mit Sanktionen aller-
dings ungleich schwieriger beizukommen ist.

Denn das Verlangen des Konsumenten zu konsumie-
ren ist von der Religion des Kapitalismus geheiligt, ja legi-
timiert zu einem orgiastischen Konsumverhalten, weil die
Konsumwerbung ständig den Einzelnen drängt, hier und
heute zu konsumieren ("love yourself, greif zu, du hast es
verdient"); für die Konsumwerbung gibt es kein morgen
und übermorgen, kein bedenken und abwägen. Warum
auch sich in Bescheidenheit und Demut üben, wenn in die-
ser Wohlstandsgesellschaft nun schon ein Großteil der
zweiten oder dritten Generation Sparsamkeit und Verzicht
allenfalls nur noch vom Hörensagen kennt.

So wird wohl erst dann auf eine Umkehr zu einem wieder
verträglichen Miteinander von Mensch und Umwelt ge-
hofft werden können, wenn die diese unheilvolle Entwick-
lung verschuldenden Menschen mit dem Stigma Unbil-
dung endlich öffentlich soweit verspottet wären, dass sie in
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ihrer Scham, als ungebildet zu gelten, vielleicht ein wenig
mehr Einsicht in das Geschehen und die Notwendigkeit
zur Umkehr ihres Handelns erkennen lassen. 

In der Nachhaltigkeitsforschung und Umwelt- und Na-
turschutzpolitik steht für das Bemühen um einen möglichst
geringen Rohstoff- und Energieverbrauch der Begriff Suf-
fizienz. "Der Begriff wurde im deutschsprachigen Raum
1993 erstmals von Wolfgang Sachs verwendet. Sachs er-
klärte den Begriff so: 'Einer naturverträglichen Gesell-
schaft kann man in der Tat nur auf zwei Beinen näher
kommen: durch eine intelligente Rationalisierung der Mit-
tel wie durch eine kluge Beschränkung der Ziele. Mit an-
deren Worten: die "Effizienzrevolution" bleibt richtungs-
blind, wenn sie nicht von einer "Suffizienzrevolution" be-
gleitet wird.' Sachs definierte Suffizienz als Entschleuni-
gung, Entflechtung, Entkommerzialisierung und Entrüm-
pelung" (Wikipedia).

Aber letztendlich könnte wohl dann doch allenfalls wieder
nur das ökonomische Regelwerk einer Kostenbilanzierung
die Menschheit zur Einsicht in ein verträgliches, weil eben
auch kostensparendes Miteinander von Mensch und Natur
führen: "Die Nationen der Erde zahlen rund 500 Milliar-
den US-Dollar jährlich, um die Natur auszubeuten und zu
zerstören. Es sind Subventionen für die Landwirtschaft, für
fossile Kraftstoffe, für Energie, für die Fischerei oder für
Düngemittel. Insgesamt entstehen durch fehlgeleitete öf-
fentliche Gelder weltweit Schäden im Wert von vier bis
sechs Billionen US-Dollar. Für  den Schutz der natürlichen
Lebensgrundlagen dagegen gibt die Menschheit nur zwi-
schen 78 und 143 Milliarden Dollar jährlich aus. Das sind
0,1 Prozent der globalen Wirtschaftsleistung. Die alarmie-
renden Zahlen sind Teil eines neuen Reports zur Ökono-
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mie der Biodiversität des britischen Wirtschaftswissen-
schaftlers Partha Dasgupta vom St. John's College der Uni-
versity of Cambridge... Ähnlich wie der berühmt geworde-
ne Stern-Report, der 2006 die wirtschaftlichen Folgen der
globalen Erwärmung untersuchte, legt die Dasgupta Re-
view die wirtschaftlichen Konsequenzen der Zerstörung
der natürlichen Lebensgrundlagen dar. ... 'Die Wachstums-
und Entwicklungstheorien, die unsere Vorstellungen über
den Fortschritt und Rückschritt von Nationen geprägt ha-
ben, erkennen die Abhängigkeit der Menschheit von der
Natur nicht an'. ... Natur sei mehr als ein bloßes Wirt-
schaftsgut. Sie habe nicht nur einen "Gebrauchswert", son-
dern auch einen "Eigenwert". Ein Wirtschaftssystem, das
auf grenzenlosem Wachstum fußt, werde zum ökologi-
schen und klimatischen Kollaps führen.

Um die Herausforderungen zu stemmen, fordert Das-
gupta einen Marshallplan für die Biodiversität. Vier Wege
sieht er, um die klaffende Lücke zwischen dem globalen
ökologischen Fußabdruck und der Regenerationsfähigkeit
der Biosphäre zu schließen: Die Senkung des globalen
Pro-Kopf-Verbrauchs, die Reduzierung der Weltbevölke-
rung, die Erhöhung der Effizienz, mit der Güter und
Dienstleistungen bereitgestellt werden sowie höhere Inve-
stitionen für den Erhalt und die Regeneration natürlicher
Systeme.

... Dasgupta fordert deshalb ein komplettes Umden-
ken. Eine neue Ethik, ein neues Menschenbild seien not-
wendig, um die Krise der Natur zu bewältigen. Diese Hal-
tung müsse durch Bildung schon früh geprägt werden: 'Je-
des Kind in jedem Land' müsse in Naturgeschichte unter-
richtet werden'. ..." (Auszug Philip Bethge: Dasgupta-Re-
port zur Biodiversität: Was kostet die Welt?, SPIEGEL,
02.02.2021).
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Und gleiches gilt für die Sozialwissenschaft, denn es ist
schon dreist, wie die Steigbügelhalter des Kapitals in alle
Nischen von Politik und Wissenschaft mit ihrer Infiltration
vordringen, um jeglich mögliche Kritik an den Segnungen
des Kapitalismus schon im Keim zu ersticken.

"Der Bedeutungsverlust der Sozialwissenschaften in
der Lehrerausbildung und in den Schulen in NRW trifft
auf heftigen Widerstand. 'Sozialwissenschaften lassen sich
nicht durch das Fach Wirtschaft/Politik ersetzen, wie es
das Bildungsministerium aktuell plant - und das in Zeiten,
in denen antidemokratische Parteien erstarken und die po-
litische Bildung in den Schulen bereits schwächelt'... Dem
Fach Wirtschaft/Politik fehle ohne die Sozialwissenschaf-
ten ein wichtiger Blickwinkel, sagte Moritz Bayerl vom
Landesvorstand der Landesschülervertretung. Eine Umfra-
ge habe schon 2018 gezeigt, dass nur 32 Prozent des Poli-
tikunterrichts am Gymnasium politischen und nicht wirt-
schaftlichen Themen gewidmet sei. 'In Zukunft wird es
nicht nur noch weniger Politikunterricht geben, er wird
auch schlechter sein, da den Lehrkräften der Zusammen-
hang, die Sozialwissenschaft fehlen wird', so Bayerl. ...

Der Protest gegen die geplanten Änderungen ist auch
unter Studierenden groß: 'Die Soziologie ist essenziell für
einen kritischen Blick auf die Gesellschaft und für den
Weg der Schüler und Schülerinnen hin zur Mündigkeit',
sagte Tobias Zorn vom Landes-Asten-Treffen NRW, der
Studierendenvertretung.' ..." (Auszug Kirsten Bialdiga:
Schüler wollen mehr Sozialwissenschaft, Verbände war-
nen vor Priorisierung der Wirtschaft, General-Anzeiger
Bonn, 09.02.2021).

Doch es sind wohl immer noch zu viele kleine und große
Nutznießer in diesem kapitalistischen Ränkespiel von Ver-
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dummung und Verarmung gefangen, weil sie meinen es
geschafft zu haben oder noch hoffen, auf der gewinnbrin-
genden Seite stehen zu können.

Und es gibt immer noch zu wenige Entrüstete, die die-
se empörenden Auswüchse von sozialen Ungerechtigkei-
ten und deren Verdrängung mit ihrem Verständnis von de-
mokratischem Denken und Handeln nicht länger vereinba-
ren können und wollen.

Und in dem weiten Spannungsfeld zwischen den weni-
gen Entrüsteten und den umso zahlreicher gedankenlosen
Mitspielern dieses kapitalistischen Ränkespieles oszillie-
ren die entscheidenden Merkmale der individuellen Per-
sönlichkeitsentwicklung: Selbsterkenntnis, Selbstakzep-
tanz und Selbstveränderung. Denn ohne Selbstdisziplin,
die Selbstbeherrschung als stetiges und eigenkontrolliertes
Verhalten, spielt sich dann dort wohl doch wenig ab. 

Die althergebrachte Entschuldigung 'denn sie wissen nicht,
was sie tun' darf nicht mehr auf mildernde Umstände hof-
fen; weil sie (die Mitspieler im kapitalistischen Ränke-
spiel) sehr genau wissen, was sie tun, ist ihr Handeln straf-
bar und Solidarität einklagbar.
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